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UBEREINKOMMEN ZUR ERRICHTUNG DER 
EUROPÄISCH�� BANK FUH WIEDERAUFBAU UND ENTWICKLUNG 

Die  Vertrags parteien -

im Bekenntnis zu den Grundprinzipien der 
Mehrparteiendemokratie , der Rechts s taatlichkei t ,  der Ach tung der 
Menschenrechte und der Marktwirtschaft : 

unter Hinweis auf die SchluBakte der Kon ferenz von 
Helsinki über Sicherhei t  und Zusammenarbei t  in Europa und 
insbesondere auf die P rinzipienerklärung dieser Konferenz ; 

erfreut über die Absicht der mi t tel- und osteuro-
päischen Linder , die praktische Umsetzung der 
Mehrpar teiendemokratie , die Stärkung der demokratischen 
Einrichtungen, die Rechtss taatlichkei t  und die Achtung der 
Menschenrechte zu fördern , sowie über ihre Berei tschaft , am Ziel 
der Marktwirtschaft ausgerichtete Reformen durchzuführen; 

in Anbetracht der Bedeutung einer engen und 
abges timmten Zusammenarbe i t  in dem Bemühen , den wirtschaftlichen 
Fortschri tt  der m i t tel- und osteuropäischen Länder zu fördern , um 
ihren Volkswirtschaften zu mehr internationaler 
Wet tbewerbs fähigkei t  zu verhel fen , sie bei ihrem Wiederaufbau und 
ihrer Entwicklung zu unters tützen und dadurch gegebenenfal ls 
Risiken . im Zusammenhang m i t  der Finanz ierung ihrer 
Volkswirtschaften zu verringern ; 

überzeugt , das die Gründung eines multilateralen Finanzins tituts , 
das im wesentlichen europäisch und bezüglich seiner Mi tglieder 
wei tgehend international ist , dazu beitragen würde , diesen Zielen 
z u  dienen , und e ine neue und einzigartige Struktur der 
Zusammenarbei t  in Europa schaffen würde - sind übereingeko�men, 
hiermit  die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung ( im 
folgenden als " Bank "  bezeichne t )  zu errichten , die nach Maßgabe 
folgender Best immungen täti� wird: 

- ,. 

329/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)4 von 117

www.parlament.gv.at



Kapitel I 

ZWECK, AUFGABEN UND �IITGLIEDSCHAFT 

Artikel 1 

ZweCK 

Zweck der Bank ist es, durch Unterstützung des 
wirtschaftlichen Fortschritts und Wiederaufbaus in den mittel- und 
os teuropäis.chen Ländern, die sich zu den Grundsätzen der 
Mehrparteiendemokratie, des Pluralismus und der Marktwirtschaft 
bekennen und diese anwenden, den Gbergang zur offenen 
Marktwirtschaft zu begünstigen sowie die private und 
unternehmerische Initiative zu fördern. 

Artikel 2 

AUFGABEN 

( 1 )  Um langfris tig ihren Zweck zu erfüllen, den Übergang 
der mittel- und osteuropäischen Länder zur offenen Marktwirtschaft 
sowie die private und unternehmerische Initiative zu fördern, 
unterstützt die Bank die Empfängermitgliedländer bei der 
Durchführung struktureller und sektoraler Wirtschaftsreformen 
einschlieslich Beseitigung der Monopole, Dezentralisierung und 
Privatisierung, um ihren Volkswirtschaften zu voller Integration 

_ in die internationale 'r'Jirtschaft zu verhelfen, und zwar durch 
Masnahmen mit dem Ziel, 

i )  mit Hilfe privater und sonstiger interessierter 
Investoren die Schaffung, Verbesserung und Ausweitung der 
produktiven, wettbewerbsorientierten und privatwirtschaftlichen 
Tätigkeit, �nsbesondere von Klein- und Mittelbetrieben, zu 
fördern ; 

ii) zu dem unter Ziffer i beschriebenen Zweck 
inländischesiund ausländisches Kapital aufzubringen und erfahrenes 
Management zu gewinnen; 

: iii) produktive Investitionen einschlieslich 
solcher im �ienstleistungS- und F.inanzsektor und in der damit 
zusammenhäng1nden Infrastruktur zu fördern, wo dies zur Stützung 
der privateni und unternehmerischen Initiative notwendig ist" um 
dadurch zur Schaffung eines vom Wettbewerb geprägten Umfelds sowie 
zur Verbesse�ung der Produktivität , des Lebensstandards und der 
Arbeitsbedingungen beizutragen; 

, , 
: iv ) technische Hilfe bei der Vorbereitung, 

Finanzierung i und Durchführung in Frage kommender Vorhaben zu 
leisten, wob�i es sich um Einzelvorhaben oder solche im Rahmen 
bestimmter Investitionsprogramme handeln kann; 
.,., , ; ,. i . v )  die Entwicklung von Kapitalmärkten anzuregen und 
zu unterstütz:en; 
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vi} solide und wirtschaftlich gesunde Vorhaben zu 
fördern, an denen mehr als ein Empfängermitgliedland beteiligt 
ist; 

vii) im Rahmen ihrer gesamten Tätigkeiten eine 
ökologisch auch langfristig unbedenkliche Entwicklung zu fördern; 

viii) alle sonstigen Tätigkeiten auszuüben und alle 
sons tigen Dienste zu leisten, die der Erfüllung dieser Aufgaben 
förderlich sein können. 

(2) Bei der Erfüllung der in Absatz 1 genannten Aufgaben 
arbeitet die Bank eng zusammen mit allen ihren Mitgliedern sowie 
in einer Weise, die sie nach Maßgabe dieses Übereinkommens als 
angemessen erachtet, mit dem Internationalen Währungsfonds, der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, der 
Internationalen Finanz-Corporation, der Multilateralen 
Investitions-Garantie-Agentur und der Organisation für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung; sie arbeitet 
ferner zusammen mit den Vereinten Nationen und deren 
Sonderorganisationen sowie sonstigen damit in Beziehung stehenden 
Gremien und allen öffentlichen oder privaten Stellen, die sich mit 
der wirtschaftlichen Entwicklung der mittel- und osteuropäischen 
Länder und mit Kapitalanlagen in diesen Ländern befassen. 

Artikel 3 

MITGLIEDSCHAFT 

(1) Mitglieder der Bank können werden 

i) 1. europäische Länder und 2. nich teuropäische 
Länder, die Mitglieder des Internationalen Währungsfonds sind; 

ii ) die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die 
Europäische Investitionsbank. 

(2) Länder, die nach Absatz 1 als Mitglieder in Frage 
kommen, aber nicht nach Artikel 61 Mitglieder werden, können zu 
von der Bank fes tgelegten Bedingungen als Mi tglieder aufgenommen 
werden, wenn mindestens zwei Drittel der Gouverneure, die 
mindes tens drei Viertel der Gesamtstimmenzahl der �!i tglieder 
vertreten, zustimmen . 

Kapi tel II 

KAPI1�L 

Artikel 4 

GENEHMIGTES sr A."lMKAP I TAL 

.,-,' (1) Das ursprüngliche genehmigte Stammkapital beträgt zeh.'1 
" Milliarden (10 000 000 OOO ) ECU. Es ist aufgeteilt in eine Million 

(1 000 000) Anteile mit einem Nennwert von je zehntausend (10 000) 
ECU, die nur von Mitgliedern nach Maegabe des Artikels 5 
gezeichnet werden können. 
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(2) ' Das ursprüngliche S tammkapital is t au fge teilt in 
eingezahlte Anteile und abrufbare Anteile . Der Ges am tnennwer t  der 
eingez ahl ten Anteile beträgt zunächs t drei Milliarden ( 3  000 000 
000) ECU. 

( 3) Das genehmigte 
z u  den Bedingungen, die 
S tiIll!llen von mindes tens 
mindes tens d rei Vier tel 
ver treten, erhöh t werden. 

Stammkapi tal kann zu dem Zei tpunk t und 
fUr ratsam erachtet werden, mit den 
zwei Dri t teIn der Gouverneure, die 
der Gesamts timmenzahl der Mitglieder 

Artikel 5 

ZEICHNUNG VON ANTEIL&� 

' ( 1) Jedes Mitglied zeichnet vorbehaltlich der Erfüllung 
seiner gesetzichen Voraussetzungen Anteile des Stammkapitals der 
Bank. Jede Zeichnung von ursprünglichem genehmigtem S tammkapi tal 
erfolgt für eingezahlte und für abrufbare Anteile im Verhältnis 3 
z u  7. Die &�zahl der Anteile, die von Unterzeichnern dieses 
ÜbereinkoIll!llens, die nach Ar tikel 61 Mi tglieder Io.'erden, 
urspl'Jnglich gezeichne t werden können , ist in Anlage A fes tgeleg t. 
Die Ers tzeichnung eines Mi tglieds darf nicht weniger als 100 
An teile betragen . 

(2) Die Anzahl der von Ländern, die nach Artikel 3 Absatz 2 
als Mi tglieder au fgenommen werden, ursprünglich zu zeichnenden 
An teile wird vom Gouverneursra t  beschlossen; jedoch dar f  keine 
derar tige Zeichnung genehmig t werden, die zur Folge hä tte, daß der 
von Mitglieds taaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  
zusammen mit der Europä�schen Wir tschaf tsgemeinschaf t  und der 
Europäischen Investitions bank gehaltene Teil des S t�mkapitals 
unter die Mehrhei t des gesam ten gezeichne ten S tammkapi tals 
absink t. 

( 3) D$r Gouverneurs ra t  überprüft das S tammkapi tal der 3a�k 
mindes tens a�le fG�f (5) Jahre. Bei einer Erhöhung des genehmigten 

I 
S tammkapitalS wird jedem Mi tglied aus reichend Gelegenheit gegeben, 
z u  vom Gouvetneurs rat  fes t gesetzten einheitlichen Bedingungen den 
Teil des Erhöhungsbe t rags zu zeichnen, der dem An teil des von dem 
be treffenden Mi tglied gezeichneten Kapitals am ges amten 
gezeichneten Stammkapital unmittelbar vor der Erhöhung entsp rich t. 
Die Mitglieder sind nicht verpflichtet, sich an der Zeichn��g von 
E rhöhungen des S t ammkapitals zu beteiligen. 

(4) Der Gouverneurs rat kann vorbehaltlich des Absatzes 3 
auf Antrag eines Mitglieds dessen Zeichnungsbe t rag erhöhen oder 
ihm von anderen Mitgliedern nicht übernommt::�e Anteile ries 
genehmigten Stammkapitals zuteilen ; jedoch darf eine derarLh 
Erhöhung nicht z u r  Folge haben , daß der von Mitgliedstaaten der 

, Europäischen Wir t schaftsgemeinschaft zusammen mit der Eu ropäischen 
Wirtschaftsge$einschaft und der Europäischen Investitions bank ge­
J:laltene Teil i des S tammkapitals �� ter die Mehrhei t des ges am ten 
gezeichneten $tammkapitals absinkt. 
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( 5 )  Die von den Mitgliedern ursprUnglich gezeichneten 
Kapitalanteile werden zum Nennwert ausgegeben. Weitere Anteile 
werden zum Nennwert ausgegeben, sofern nicht der Gouverneursrat· 
mit den Stimmen von mindestens' zwei Dritteln der Gouverneure, die 
mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder 
vertreten, beschliee t, sie bei Vorliegen besonderer Ums t11nde zu 
anderen Bedingungen auszugeben. 

(6) Die Kapi talanteile dürfen weder verpfändet noch 
belastet werden und sind nicht übertragbar; ausgenommen sind 
Übertragungen auf die Bank nach Kapitel VII. 

(7) Die Haftung der Mitglieder aus Anteilen ist auf den 
nicht eingezahlten Teil ihres Ausgabepreises beschränkt. Ein 
Mitglied haftet nicht aufgrund seiner Mitgliedschaft für 
Verbindlichkeiten der Bank. 

Artikel 6 

EINZAHLUNG DER GEZEICHNETEN BETRÄGE 

(I) Die Einzahlung der eingezahlten Anteile im Rahmen des 
von jedem Unterzeichner dieses Übereinkommens, der nach Artikel 6 1  
Mitglied wird, ursprünglich gezeichneten Betrags erfolgt in fünf 
( 5 )  Raten von je zwanzig (20) v.H. des Betrags. Die erste Rate 
wird von jedem Mi tglied binnen sechzig (60) Tagen nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens oder nach Hinterlegung seiner 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde gemäß Artikel 6 1  
gezahlt, falls diese nach dem Inkrafttreten erfolgt. Die 
restlichen vier Raten werden jeweils ein Jahr nach Fällig'Nerden 
der vorhergegangenen Rate fällig und werden vorbehaltlich der 
Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen jedes Mitglieds 
eingezahlt. 

(2) Die Zahlung jeder Rate nach Absatz 1 dieses Artikels 
oder die Zahlung durch ein Mitglied, das nach Artikel 3 Absatz 2 
aufgenommen wurde, kann zu fünfzig ( 50) v. H. in von dem 
betreffenden Mitglied ausgegebenen Schuldscheinen oder sons tigen 
Schuldverschreibungen erfolgen, die auf ECU, US-Dollar oder Yen 
lauten sie werden in dem Umfang abgerufen, in dem die 3ank 
Mittel für Zahlungen im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit benötigt. 
Diese Schuldscheine oder Schuldverschreibungen sind nicht 
übertragbar, unverzinslich und auf Verlangen .zum Nennwert an die 
Bank zahlbar. Zahlungsaufforderungen für solche Schuldscheine oder 
Schuldverschreibungen haben während angemessener Zei träume so zu 
erfolgen, das der von einem Mitglied eingeforderte Betrag in ECU 
zum Zeitpunkt der Zahlungsaufforderung der Anzahl der eingezahlten 
Anteile entspricht, die das betreffende �:-_'�glied, das solche 
Schuldschpine oder Schuldverschreibungen hinterlegt, gezeichnet 
ha t und ha.lt. 

( 3 )  Sämtliche Zahlungsverpflichtungen eines Mitglieds aus 
der Zeichnung von Anteilen am ursprünglichen Stammkapital werden 

."entweder in ECU oder in US-Dollar oder Yen auf der Grundlage des 
,,'durchschnittlichen ECU-Wechselkurses der jeweiligen Währung für 

den Zeitraum vom 30. September 1989 bis zum 31 . März 1990 erfüllt. 

329/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)8 von 117

www.parlament.gv.at



(4) Der auf das abrufbare Stammkapital der Bank gezeichnete 
Betrag wird unter Berücksichtigung der Artikel 17 und 42 nur in 
dem Umfang und zu dem Zei tpunkt abger:ufen. wie ihn die Bank zur 
Erfüllung ihrer Verbindlic��eiten benötigt. 

(5) Im Fall eines Abrufs nach Absatz 4 erfolgt die Zahlung 
durch das Mitglied in ECU. US-Dollar oder Yen. Dabei haben die 
Abrufe für alle abrufbaren Anteile zu einem einheitlichen ECU-Wert 
zu erfolgen. der zum Zeitpunkt des Abrufs berechnet wird. 

( 6) Der Ort für Zahlungen aufgrund dieses Artikels wird 
spätestens einen Monat nach der Eröffnungssitzung des 
Gouverneursrats von der Bank festgelegt; bis dahin wird die erste 
Rate nach Absatz 1 an die Europäische Investitionsb&� als 
Treuhänderin der Bank gezahl t. 

( 7 )  Bei anderen Zeichnungen als den in den Absätzen 1 .  2 
und 3 vorgesehenen erfolgen die Zahlungen der Mitglieder aufgrund 
der Zeichnung eingezahlter Anteile am genehmigten Stammkapital in 
ECU. in US-Dollar oder in Yen entweder bar oder in Form von 
Schuldscheinen oder sonstigen Schuldverschreibungen. 

( 8 )  Im Sinne dieses Artikels umfaat die Zahlung 
Denominierung in ECU die Zahlung oder Denominierung in jeder 
konvertierbaren Währung, wobei der Wert am Tag der Zahlung 
Einlösung dem Wert der betreffenden Verpflichtung in 
en tsprich t. 

Artikel 7 

ORDENTLICHES KAPITAL 

oder 
voll 
oder 

ECU 

In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck i 
"ordentliche� Kapital" der Bank 

i i) das nach Artikel 5 gezeichnete genehmigte 
Stammkapital i der Bank, zu dem sowohl die eingezahlten als auch die 
abrufbaren Anteile gehören; I 

ii) �lit tel, die durch Kreditaufnahme der Bank kraft 
der ihr in Artikel 20 Ziffer i zugewiesenen Befugnis aufgebracht 
werden und auf welche die Bestimmung des Artikels 6 Absatz 4 über 
den Abruf Anwendung findet; 

iii) Gelder aus der Rückzahlung von Darlehen oder 
Garantien und aus dem Erlös aus der Veräuaerung von 
Kapi talbetei�igungen, für welche die unter den Ziffern i und ii 
genannten Mi�tel verwendet worden sind; 

iv) Einnahmen aus Dar lehen und 
Kapitalbeteiligungen , für welche die unter den Ziffern i und ii 
genannten Mittel ve�Nendet worden sind, sowie Einnahmen aus 
Garantien und Emissionsübernahmen, die nicht Bestandteil der 
besonderen Geschäftstätigkeit der Bank sind; ', " 

v) alle sonstigen Mittel oder Einnahmen, welche die 
Bank erhält und die nicht Bestandteil ihrer in Artikel 19 
vorgesehenen Sonderfondsmittel sind. 

. ) 
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Kapi tel III 

GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Artikel 8 

EMPFÄNGERLÄNDER UND VERw'ENDUNG DER MIT fEL 

(1 ) Die Mi ttel und Fazilitäten der Bank werden 
ausschließlich zur Erfüllung des in Artikel 1 bezeichneten Zweckes 
und zur Wahrnehmung der in Artikel 2 bezeichneten Aufgaben 
verwendet. 

( 2 )  Die Bank kann ihre Geschäfts tätigkei t  in den mi ttel-
und os teuropäischen Ländern ausüben , die beim Übergang zur 
Marktwirtschaft ��d bei der Förderung der privaten und 
unternehmerischen Initiative stetig voranschrei ten und die durch 
konkrete Schri tte und auf andere Weise die in  Artikel 1 
bezeichne ten Grundsätze anwenden . 

( 3 )  In Fällen , in denen ein Mitglied eine Politik  verfolgt , 
die mit  Artikel 1 unvereinbar is t ,  oder bei Vorliegen 
auaergewöhnlicher Ums tände prüft das Direktorium , ob der Zugang 
eines Mi tglieds zu den Mitteln der Bank ausgesetzt oder sons t 
geändert werden sollte , und kann dem Gouverneursrat entsprechende 
Empfehlungen unterbrei ten. Beschlüsse über diese Angelegenhei ten 
faß t  der Gouverneursrat mi t einer Mehrhei t  von mindes tens zwei 
Dri tteln der Gouverneure , die mindes tens drei Viertel der 
Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten . 

(4)  i )  Jedes in Frage kommende Emp fängerland kann die 
Bank ersuchen , ihm während eines· Zei traums von drei ( 3 )  Jahren , 
der nach Ink rafttreten dieses Übereinkommens beginn t ,  für 
begrenz te Zwecke Zugang zu ihren Mitteln zu gewähren . Jedes 
derartige Ersuchen wird , sobald es ges tell t is t ,  diesem 
L�ereinkommen als Bes tandtei l beigefügt . 

i i )  Während dieses Zeitraums 

a) gewährt die Bank dem be treffenden Land 
sowie Unternehmen in seinem Hoheitsgebiet auf Ersuchen technische 
Hilfe und andere Arten von Unters tützung zur Finan.z ierung seiner 
Pri va twirtschaft , zur Erleich terung des Übergangs' s taa tseigener 
Unternehmen in Privateigentum und unter private Kontrolle sowie 
zur Unterstützung von Unternehmen ,  die auf Wet tbewerbsgrundlage 
arbei ten und eine Teilnahme an der Marktwirtsch�ft anstreben; 
dabei gilt das in Artikel 11 Absatz 3 festgelegte V��hal tnis; 

. ) b )  darf der Gesamtbetrag dieser Hilfe und 
Unters tützung den von dem betreffenden Land für seine Anteile 
gezahlten Gesamtbetrag in Barmitteln und Schuldscheinen nicht 
übers teigen . 

, � - . ' : 
'.; ' 
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iii) Am Ende dieses Zeitraums wird der Beschluß, 
einem solche� Land über die unter den Buchstaben a und b 
festgesetzteQ Grenzen hinaus Zugang zu den Mitteln zu gewähren, 
vom Gouverne�rsrat mit der Mehrheit von mindestens drei Vierteln 
der Gouverneure, die mindestens fünfundachtzig (85) v. H. der 
Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, gefast. 

Artikel 9 

ORDENTLICHE UND BESONDERE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Die Geschäftstätigkeit der Bank 
eine ordentliche Geschäftstätigkeit, die aus 
Kapital der Bank nach Artikel 7 finanziert 
besondere Geschäfts tätigkeit, die aus den 
vorgesehenen Sonderi"ondsmi t teIn finanziert wird. 
der Geschäftstätigkeit können kombiniert werden. 

Artikel 10 

TRENNUNG DER GESCHÄFTSBEREICHE 

gliedert sich in 
dem ordentlichen 

wird, und eine 
in Artikel 19 
Die beiden Arten 

(1) Das orden tUche Kapital und die Sonderfondsmit tel der 
Bank werden jederzeit und in jeder Hinsicht völlig getrennt 
gehalten, verwendet, festgelegt, angelegt oder anderweitig 
verwertet. Im Finanzausweis der Bank werden die Rücklagen der Bank 
zusa.m.men mit der ordentlichen Geschäftstätigkeit und - getrennt 
davon - die besondere_Geschäftstätigkeit der Bank aufgeführt. 

(2) Das ordentliche Kapital der Bank wird unter keinen 
Umständen mi t 'Verlusten oder Verbindlichkeiten aus der besonderen 
Geschäftstätigkeit oder anderen Tätigkeiten, für die ursprünglich 
Sonderfondsmi ttel verwendet oder bestimmt wurden, belas tet cder 
zur Deckung derselben verwendet. 

(3)  AJsgaben, die unmittelbar mit der ordentl::.c::en 
Geschäfts tätiglFei t zusammenhängen, gehen zu Las ten des 
ordentlichen Kapitals der Bank. Ausgaben, die unQittelbar mit der 

I 
besonderen Gesthäfts tä tigkei t zusammenhängen, gehen zu Las ten der 
Sonderfondsmitiel. Alle sonstiien Ausgaben gehen vorbehaltlich des 
Artikels 18 Absatz 1 zu Lasten desjenigen Kontos, das die EarL'< 
bestimmt. 

Artikel 11 

GESCHÄFTSMETHODEN 

(1) Die Bank kann in Erfüllung ihres Zweckes und ihrer 
Aufgaben nach . den Artikeln 1 und 2 jedes der nachstehenden 
Geschäfte einzeln oder zusammen betreiben: 

.,'. 
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i) Gew��rung beziehungsweise zusammen mit 
multilateralen Institutionen , Geschäfts banken oder sonstisen. 
interessierten Kapitalgebern - Ko finanzierung von Darlehen oder 
Beteiligung an Darlehen � privatwirtschaftliche Unternehmen oder 
an auf Wettbewerbsgrundlage arbeitende und eine Teilnahme an der 
Marktwirtschaft anstrebende staatseigene Unternehmen sowie an 
staatseigene Unternehmen , deren Übergang in P rivateigentum und 
unter private Kontrol le dadurch erleichtert werden s o l l; 
insbesondere s oll dabei die Beteiligung von p rivatem und/oder 
aus ländischem Kapital an solchen Unternehmen erleichtert 
beziehungsweise verstärkt werden; 

ii) a) Kapitalbeteiligung an privatwirtschaftlichen 
Unternehmen; 

b) Kapitalbeteiligung an au f Wettbewerbs 
grundlage arbeitenden und eine Teilnahme an der Marktwirtschaft 
anstrebenden staatseigenen Unternehmen sowie an staatseigenen 
Unternehmen , deren Übergang in Privateigentum und unter private 
Kontro l le erleichtert werden soll; insbesondere s o l l  dabei die 
Beteiligung von p rivatem und/oder aus ländischem Kapital an solchen 
Unternehmen erleichtert beziehungsweise verstärkt werden; 

c) Übernahme von Wertpapieremissionen 
p rivatwirtschaftlicher Unternehmen sowie der unter Buchstabe b 

genannten staatseigenen Unternehmen für die unter jenem Buchstaben 
genannten Ziele , fal l s  andere Finanzierungs for!nen nicht geeignet 
sind; 

iii) Erleichterung des Zugangs zu inländischen und 
internationalen Kapitalmärkten für privatwirtschaftliche 
Unternehmen oder andere unter Zif fer i bezeichnete Unternehmen zur 
Erfül lung der unter der genannten Zif fer erwähnten Ziele durch 
Gewährung von Garantien, fal l s  andere Finanzierungs fo rmen nicht 
geeignet sind , s owie durch Finanzberatung ��d s onstige Fo rmen der 
Unterstützung; 

iv) Einsatz von Sonderfondsmitteln entsprechend cen 
für ihre Verwendung geltenden L�ereinkünften; 

v) Gewährung von Darlehen oder Beteili��g a� 
Darlehen sowie Bereitstellung technischer Hil fe zum Wiederau fbau 
oder zum Ausbau der für die Entwicklung einer Privat· .... irtschaft und 
den Übergang zur �arktwirtschaft erforderlichen Infrastruktur 
einschlieelich Umwe ltprogramme. 

Im Sinne dieses' Absatzes gilt ein staatseigenes 
Unternehmen nur dann als auf Wettbewerbsgrundlage arbeitP�d, wenn 
es wej �ungsungebunden ist und in einem vom Wettbewerb geprägten 
marktwirtschaftlicher , Um feld tätig ist sowie dem Konkurs recht 
unterliegt. 

( 2 )  i) Das Direkto rium Jberprüft mindestens einmal 
jährlich die Geschäftstätigkeit und die Kreditvergabestrategie der 

'Bank in den einzelnen Emp fängerländern , um sicherzustellen , das 
" dem Zweck und den Aufgaben der Bank nach den Artikeln 1 und 2 voll 
entsprochen wird. Beschlüsse auf der Grundlage einer solchen 
Überprü fung bedürfen einer Mehrheit von mindes tens zwei Dri t te ln 
der Direktoren , die mindestens drei Viertel der Gesamtstimmenzahl 
der Mitglieder vertreten . 
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ii) Im Rahmen dieser L�erprüfung werden unter 
anderem die Fortschritte der einzelnen Empfängerländer bei der 
Dezentralisierung, Beseitigung der Monopole und Privatisierung 
sowie die jeweiligen Anteile der Darlehen an privatwirtschaftliche 
Unternehmen, an staatseigene Unternehmen, die sich im Übergang zur 
Teilnahme an der Marktwirtschaft oder in Privatisierung befinden, 
für Infrast�ktur, technische Hilfe und sonstige Zwecke geprüft. 

(3 )  i) Unbeschadet der in diesem Artikel genannten 
sonstigen Tätigkeiten der Bank werden höchstens vierzig (40) v.H. 
des Gesamtbetrags der von der Bank gewährten Darlehen, Garantien 
und Kapitalbeteiligungen dem staatlichen Sektor zur Verfügung 
gestellt. Diese prozentuale Einschränkung gilt zunächst für einen 
Gesamtzeitraum von zwei (2) Jahren ab dem Tag der Aufnahme der 
Geschäftstätigkeit der Bank, danach für jedes einzelne 
Geschäftsjahr. 

ii) Unbeschadet der in diesem Artikel genannten 
sonstigen Tätigkeiten der Bank werden je Land höchstens vierzig 
(40) v. H. des Gesamtbetrags der von ihr gewährten Darlehen, 
Garantien und Kapitalbeteiligungen während eines Gesamtzeitraums 
von fünf (5) Jahren dem staatlichen Sektor zur Verfügung gestellt. 

iii) Im Sinne dieses Absatzes 

a) umfast der staatliche Sektor die 
Zentral regierungen und Gebietskörperschaften, ihre Behörden sowie 
die ihnen gehörenden oder von ihnen kontrollierten Unternehmen; 

b) gelten Darlehen oder Garantien an 
staatseigene. Unternehmen, die -ein Programm zur Überführung in 
Privateigent�m und unter private Kontrolle durchführen, oder 
Kapitalbetei),igungen an solchen Unternehmen nicht als dem 
staatlichen �ektor zur Verfügung gestellt; 

i 

Weitergabe I die 
Sektor gewähh. 

c) gelten Darlehen an einen Finanzmittler zur 
Privatwirtschaft nicht als dem staatlichen 

, 
( 1) Dir ausstehende Gesamtbetrag der von der Bank im Rahmen 

ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit gewährten Darlehen, 
Kapi talbeteiligungen und Garantien darf zu keiner Zeit erhöht 
werden, wenn dadurch der Gesamtbetrag des unverminderten 
geze-,..;hneten :Kapi tals und der zum ordentlichen Kapital gehörenden 
Rücklagen und Überschüsse überschritten würde . 

. � - . ' . 
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(2 ) Der Betrag einer Kapitalbeteiligung darf �ormalerweise 
einen vom Direktorium aufgrund einer allgemeinen Regel als 
angemessen fes tgesetz ten Hundertsatz des Grundkapi tals des 
be tre ffenden Unternehmens nicht überschrei ten. Die Bank wird durch 
eine derartige Beteiligung keinen beherrschenden Einfluß auf das 
Unternehmen anstreben; sie wird keinen derartigen Einfluß ausüben 
noch eine direkte Ver8I't· .... :rtung für die Lei tung eines Unternehmens 
übernehmen . an dem sie beteiligt ist. es sei denn bei 
tatsächlicher oder drohender Nichterfüllung der Verpflichtungen in 
bezug auf die Beteiligung. bei tatsächlicher oder drohender 
Zahlungsunfähigkei t des Unternehmens. an dem sie beteiligt ist. 
oder bei Vorliegen anderer Umstände . die nach Auffassung der Bank 
die Beteiligung zu gefährden drohen; in diesem Fal l  kann die Bank 
alle Masnahmen e rgreifen und alle Rechte ausüben . die sie zum 
Schutz ihrer Interessen für erforderlich erach tet. 

( 3 )  Der Betrag der von der Bank eingegangenen 
Kapitalbeteiligungen dar f  den Gesamtbetrag ihres unverminderten 
eingezahl ten gezeichneten Kapitals .  ihrer Überschüsse und ihrer 
allgemeinen Rücklage zu keiner Zeit überschreiten . 

( 4 )  Die Bank darf weder Garantien für Exportkredite 
übernehmen noch Versicherungsgeschäfte be treiben . 

Artikel 1 3  

GESCHÄFTSGRUNDSÄTZE 

Für die Geschäfts tätigkeit der Bank gelten folgende 
Grundsätze: 

i )  Die Bank wende t bei allen ihren Geschäften 
gesunde Bankgrundsätze an; 

i i )  die Geschäfts tätigkeit der Bank dient der 
Finanzierung bes timm ter Vorhaben . bei denen es sich entweder um 
Einzelvorhaben oder um Vorhaben im Rahmen bes timm ter 
Inves titionsprogramme handeln kann . sowie der Bereits tellung 
technischer Hilfe zur Erfüllung ihres Zweckes und ihrer Aufgaben 
nach den Artikeln 1 und 2 ;  

iii) 
Hoheitsgebiet eines 
Einspruch erheb t ;  

die Bank 
Mi tglieds. 

finanziert keine Vorhaben im 
� 

wenn dieses Mi tglied dagegen 

iv ) die Bank läs t  
unverhäl tnismäsig grOBer Teil ihrer 
einzelnen Mi tgll.eds verwende t '"'/rd; 

nich t 
Mittel 

zu . d8..3 
zuguTls ten 

ein 

v)  die Bank achtet bei allen ihren Kapitalanlagen 
auf eine angemessene Streuung ; 

,';: ' vi ) ein Darlehen oder eine Garantie wird ers t  dann 
gewährt oder eine Kapitalbeteiligung wiz-d ers t dann eingegangen. 
wenn der Antrags teller einen geigneten Vorschlag eingereicht und 
der Prasident der BanK dem Direktorium eineü auf eine Untersuchung 
der Bank ges tütz ten schriftlichen Bericht mi t Empfehlungen 
vorgelegt hat; 
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vii) die Bank stellt keine Finanzierungsmittel oder 
Fazilitäten zur Verfügung, wenn der Antragsteller anderweitig 
ausreichende: Finanzierungsmittel oder Fazilitäten zu Bedingungen 
erhalten kann, die der Bank als H .. : zumutbar erscheinen: 

viii ) bei der Beschaffung oder Garantierung von 
Finanzierungen wird die Bank gebührend berücksichtigen, ob der 
Darlehnsnehmer und gegebenenfalls der Bürge Aussicht bieten, ihre 
Verpflichtungen aus dem Finanzierungsvertrag zu erfüllen: 

der Bank gewährten direkten 
dem Darlehnsnehmer die 

in Höhe der tatsächlich 

ix ) im Fall eines von 
Darlehens �estattet die Bank 
Inanspruchn�e der Mittel nur 
entstehenden lAUSgaben; 

I x )  die Bank wird sich bemühen, ihre Mittel durch 
Verkauf von' Kapitalanlagen an private Anleger wieder zu 
mobilisieren, wann immer dies angemessen und zu 
zufriedenstellenden Bedingungen möglich ist; 

xi ) bei Kapitalanlagen in einzelnen Unternehmen 
gewährt die Bank ihre Finanzierungsmittel zu Bedingungen, die ihr 
unter Berück$ichtigung des Bedarfs des Unternehmens, der von der 
Bank übernommenen Risiken und der von privaten Anlegern für 
ähnliche Finanzierungen üblicherweise erziel ten Bedingungen 
angemessen erscheinen; 

xii ) die Bank unterwirft die Beschaffung von Waren 
und Dienstleistungen in einem Land, mit Hilfe der Mittel aus 
Darlehen, Kapitalanlagen oder sonstigen Finanzierungen, die im 
Rahmen der ordentlichen oder der besonderen Geschäftstätigkeit der 
Bank getätigit worden sind, keinerlei Beschränkungen; in allen 
geeigneten fällen macht sie ihre Darlehen und sonstigen 
Geschäftstät�gkeiten von der Durchführung internationaler Aus­
schreibungen labhängig; 

, 
I xiii) die Bank trifft alle erforderlichen 

Mrunahmen, um! sicherzustellen, dru die Mittel aus Darlehen, welche 
die Bank gew�rt oder garantiert oder an denen sie sich beteiligt 
hat, oder aus Kapitalbeteilungen nur für die Zwecke, für die das 
Darlehen gewährt oder die Beteiligung eingegangen worden ist. und 
unter gebührender Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeit und 
Leistungsfähigkeit verwendet werden. 

, 

Artikel 14 

B"";1INGUNGE..r.c ruR DARLEHEN UND GARANTIEN 

(1 ) B�i Darlehen, welche die Bank gewährt oder garantiert 
oder an denen sie sich beteiligt. werden die jeweiligen 
Bedingungen, darunter diejenigen für die Zahlung von Kapital. 
Zinsen und sonstigen Gebühren und Spesen. sowie die jeweiligen 
Fälligkei ts- 'und Zahlungs termine im Vertrag fes tgelegt. Bei der 

.. ;� 'Festsetzung dieser Bedingungen trägt die Bank der erforderlichen 
. Sicherung ihrer Einnahmen voll Rechnung. 
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(2 ) Is t der Empfänger eines Darlehens oder e iner 
Darlehnsgarantie nicht selbs t Mi tglied , sondern ein staa tseigenes 
Unternehmen , so kann die Bank , wenn dies wünschenswert erscheint ,  
unter Berücksichtigung des für öffentliche und im Übergang in 
Privateigentum und unter private Kontrolle befindliche 
s taatseigene Unternehmen geeigneten unterschiedlichen Vorgehens 
verlangen , das das oder die Mitglieder , in deren Hoheitsgebie t  das 
betreffende Vorhaben durchgeführt werden soll , oder eine der Bank 
annehmbar erscheinende öffentliche Stelle oder Einrichtung des 
oder der betreffenden Mi tglieder die Rückzahlung des Kapi tals und 
die Zahlung der Zinsen und sons tigen Gebühren und Spesen für das 
Darlehen nach Maegabe der j eweiligen Darlehnsbedingungen 
garantieren . Die  diesbezügliche Praxis der Bank wird unter 
gebührender Berücksichtigung ihrer Kredi twürdigkei t  allj ährlich 
vom Direktorium überprüft . 

(3 ) Im Darlehns - oder Garantievertrag wird ausdrückli ch 
fes tgelegt , in welcher Währung oder welchen Währungen alle 
vertraglichen Zahlungen an die Bank zu erfolgen haben , oder ob sie 
in ECU zu erfolgen haben . 

Artikel 15 

PROVISIONEN UND GEBÜHR�� 

( 1 )  Die Bank erhebt  aueer den Zinsen eine Provision für 
Darlehen , die sie  im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäfts tätigkeit  
gewährt oder an denen sie sich in diesem Rahmen beteiligt . Die  
Bedingungen für diese Provision werden vorn Direktorium festgelegt . 

( 2 )  Bei der Garantierung eines Darlehens im Rahmen ihrer 
ordentlichen Geschäfts tätigkeit  oder der Übernahme von 
Wertpapieremissionen erhebt die Bank als angemessene Entschädigung 
für die von ihr übernommenen Risiken Gebühren , deren Höhe und 
Zahlungs termine vom Direktorium fes tgelegt werden . 

( 3 )  Das Direktorium kann beliebige andere Spesen der Bank 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäfts tätigkeit  sowie Provis ionen , 
Gebühren oder sons tige Spesen im Rahmen ihrer besonderen 
Geschäfts tätigkei� fes tsetzen . 

Artikel 16 

SONDERRÜCKLAGE 

( 1 ) Die  nach Artikel, 1 5  von der Bank eingenommenen 
P rovisionen und Gebühren werden als Sonderrür1jlage zurückges tell t ,  
die zur Deckung von Verlus ten der Bank nach Artikel 1 7  verwendet 
wird . Die Sonderrücklage wird in einer von der Bank zu 
beschlieeenden Form liquide angelegt . 

(2 ) Stel l t  das Direktorium fest , dae die Sonderrücklage 
.. ':ä�s reicht , so kann es beschliesen , das die Provisionen oder 
Gebühren künftig ganz oder teilweise zu den Einnahmen der Bank 
gehören sollen . 
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Artikel 17 

METHODEN DER DECKUNG VON VERLUSTEN DER BA.."IK 

( 1 )  Tri t t  bei Darlehen , welche die Bank im Rahmen ihrer 
ordentlichen Geschäfts tätigkeit gewährt oder garantiert  oder an 
denen sie si ch betei ligt , ein Zahlungsverzug oder Nichtzahlung 
ein, oC8r tre ten bei Emissionsübernahmen oder 
Kapi t albeteiligungen , welche die Bank in diesem Rahmen vornimm t , 
Verlus te auf ,  so trifft die Bank die ihr angebracht erscheinenden 
Maenahmen . Die Bank bildet angemessene Rücks tellungen für e twaige 
Verluste . 

( 2 )  ,Mi t Verlusten im Rahmen 
Geschäftstätigke i t  der Bank werden belas tet 

der orden t l ichen 

i )  an erster S telle die in Absatz 1 genannten 
Rückstellungen ; 

i i ) an zweiter Stelle die Reineinnahmen ; 

iii ) an dri t ter S telle die in Artikel 1 6  
vorgesehene Sonderrücklage ; 

iv ) an vierter Stelle die allgemeine Rücklage und 
die Überschüsse ; 

v )  an fünfter S telle das unverminderte eingezahl +;e 
Kapi tal; 

, v i )  an letz ter S telle ein entsprechender Betrag des 
unabgerufenen, bei Abruf zahlbaren gezeichneten Kapi tals, der nach 
Artikel 6 Ab'ätze 4 und 5 abgerufen wird . 

Artikel 18 

SONDERFONDS 

( 1 )  �ie Bank kann die Verwal tung von Sonderfonds über­
nehmen , die: ihrem Zweck dienen und in ihren Au fgabenbereich 
fallen . S�tliche Kosten für die Verwal tung eines solchen 
Sonderfonds gehen zu Las terr des be treffenden Sonderfonds . 

( 2 )  Die von der Bank übernommenen Sonderfonds können in 
j eglicher Weise und z u  j eglichen Bedingungen verwende t werden , die 
m i t  dem Zweck und de�" Aufgaben der Bank , den sons t i gen 
e inschlägigen Bes timmungen dieses Übereinkommens sowie der oder 
den über die'se Fonds geschlossenen ÜbereinkUnften vereinbar s ind . 

( 3 )  Die Bank erH1.6t' alle fUr die Errichtun g , Verwaltung und I 
Verwendung �er einzelnen Sonderfonds erforder,lichen Regelungen . 

".,' Diese müss n mi t den Bes timmungen dieses Übereinkommens mi t 
Ausnahme de j enigen, die ausdrücklich nur auf die ordentliche 
Geschäfts tätigke i t  der Bank anwendbar sind , vereinbar sein . 
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Artikel 19 

SONDERFONDSMITTEL 

Der Ausdruck "Sonderfondsmittel" bezeichnet die 
Mittel der einzelnen Sonderfonds; dazu gehören 

i) Mi t tel, welche die Bank zur Aufnahme in einen 
Sonderfonds übernommen hat; 

ii) Mittel aus Rückzahlungen im Zusammenhang mit 
Darlehen oder Garantien sowie Erlöse aus Kapitalbeteiligungen, die 
mit Sonderfondsmitteln finanziert wurden und die nach den für den 
betreffenden Sonderfonds geltenden Regelungen diesem Sonderfonds 
zufallen; 

iii) 
Sonderfondsmitteln. 

Einnahmen aus 

Kapitel IV 

der 

KREDITAUFNAHME UND SONSTIGE BEFUGNISSE 

Artikel 20 

ALLGEMEINE BEFUGNISSE 

Anlage von 

(1) Neben den anderweitig in diesem Übereinkommen genannten 
Befugnissen hat die Bank die Befugnis, 

i) in den Mitgliedländern oder anderswo Kredite 
aufzunehmen, vorausgesetzt, 

a) 
Schuldverschreibungen 
Zustimmung einholt; 

das die Bank vor Veräueerung 
im Hohei tsgebiet eines Landes 

b) dae die 
Schuldverschreibungen auf die Währung 
sollen, dessen Zustimmung einholt: 

Bank, wenn 
eines Mitglieds 

eigener 
dessen 

ih::,e 
lauten 

ii) Mittel, die sie für ihre Geschäfte nicht 
benötigt, anzulegen oder anderweitig einzuzahlen; 

iii) Wertpapiere, die 
garantiert oder in denen sie Mittel 
Sekundärmarkt zu kaufen und zu verkauf-�: 

sie ausgegeben 
angelegt hat, auf 

oder 
dem 

, , 
iv) Wertpapiere, in denen sie Mittel angelegt hat, 

zu garantieren, um ihren Verkauf zu erleichtern; 

v} die Emission von Wertpapieren zu übernehmen, die .;., ' : 
" von einem Unternehmen für mit dem Zweck und den Aufgaben der Bank 

in Übereinstimmung stehende Zwecke ausgegeben werden, 
beziehungsweise sich an derartigen Übernahmen zu beteiligen; 

vi} technische Beratung und Hilfe zu gewähren, die 
ihr,em Zweck dienen und in ihren Aufgabenbereich fallen: 
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vii) alle sons tigen Befugnisse auszuüben und alle 
Regelungen, zu erlassen, die zur Förderung ihres Zweckes und ihrer 
Aufgaben im Einklang mit diesem Übereinkommen notwendig oder 
sachdienli�h sind; 

viii) Übereinkünfte zur Zusammenarbei t mi t 
öffentlichen oder privaten Rechtsträgern zu schliesen. I 

; 

(2) i Jedes von der Bank ausgegebene oder garantierte 
Wertpapier ! hat auf der Vorderseite einen deutlich sichtbaren 
Ver:merk zu tragen, das das Wertpapier keine Verbindlichkei t einer 
Regierung oder eines Mitglieds darstellt, es sei denn, das es sich 
tatsächlich um die Verbindlichkeit einer bestimmten Regierung oder 
eines best�mmten Mitglieds handelt; in diesem Fall hat der Vermerk 
entsprechepd zu lauten. 

Kapitel V 

WÄHRUNGEN 

Artikel 21 

FESTLEGUNG UND VERWENDUNG VON WÄHRUNGEN 

( 1) Wird es aufgrund dieses Übereinkommens notwendig, 
festzulegen, ob eine Währung im Sinne dieses Übereinkommens voll 
konvertierbar ist, so trifft die Bank diese Festlegung unter 
Berücksichtigung der vorrangigen Notwendigkei t, ihre eigenen 
finanziellen Interessen zu wahren, falls erforderlich nach 
Konsultation mit dem Internationalen Währungsfonds . 

(2) Die Mitglieder dürfen der Bank keine Beschränkungen 
bezüglich �er Entgegennahme, des Besitzes, der Verwendung oder der 
Übertragun� folgender Mittel auferlegen: 

i) Währungen oder ECU, welche die Bank nach Artikel 
6 für Zeic�nungen auf ihr Stammkapital erhält; 

ii) Währungen, welche die Bank durch.Kreditaufnahme 
erwirbt; 

i ii) Währungen und sons tige �it tel, 
Sonderfondsbeiträge von der Bank verwaltet werden; 

die als 

iv) Währungen, welche die Ba� durch 
KapitalrUckzahlung oder durch Zahlung von Zinsen, Dividenden oder 
sonstigen Spesen fUr Darlehen ode- '>Kapitalanlagen oder als Erlös 
aus der Veräuserung solcher Anlagen, die mit den unter den Ziffern 

'i bis iii genannten Mitteln vorgenommen wurden, oder durch Zahlung 
von P!:'ovisi onen, Gebühren'· oder sons tigen Spesen erhäl t. 
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Kapi tel VI 

ORGANISATION UND GESCHÄFTSFUHRUNG 

Artikel 22 

AUFBAU 

Die Bank hat einen Gouverneursrat, ein Direktorium, 
einen Präsidenten, einen oder mehrere Vizepräsidenten sowie alle 
weiteren fUr erforderlich erachteten leitenden und sonstigen 
Bediensteten . 

Artikel 23 

GOUVERNEURSRAT : ZUSAMMENSETZUNG 

( 1  ) Jedes Mitglied is t im Gouverneurs ra t vertreten und 
ernennt einen Gouverneur und einen Stellvertreter. Jeder 
Gouverneur und jeder Stellvertreter bleibt im Amt, solange ihn das 
Mitglied, das ihn ernannt hat, nicht abberuft. Stellvertreter 
nehmen nur bei Abwesenhei t ihres Gouverneurs an der Abs timmung 
teil. Auf jeder seiner Jahrestagungen wählt der Rat einen der 
Gouverneure zum Vorsitzenden; dieser bleibt bis zur Wahl des 
nächsten Vorsitzenden im Amt. 

(2) Die Gouverneure und Stellvertreter sind in dieser 
Eigenschaft ohne Vergütung durch die Bank tätig. 

Artikel 24 

GOUVERNEURSRAT : BEFUGNISSE 

( 1  ) Alle Befugnisse der Bank liegen beim Gouverneursrat. 

(2) Der Gouverneursrat kann seine Befugnisse ganz oder 
teilweise auf das Direktorium übertragen; davon ausgenommen ist 
jedoch die Befugnis, 

i) neue Mi tglieder aufzunehmen und die Bedingungen 
für ihre Aufnahme festzusetzen; 

ii) das genehmigte Stammkapital der Bank zu erhöhen 
oder herabzusetzen; 

iii) ein Mitglied zu suspendieren; , 

, , 
iv) über Berufungen gegen die Ausleglli�g oder Anwen­

dung dieses Übereinkommens durch das Direktorium zu entscheiden; 

v) 
Zusammenarbeit 

: ;g'
enehmigen; 

den Abschlu8 allgemeiner 
mit anderen internationalen 

Übereinkünfte 
Organisationen 

zur 
zu 

vi) die Direktoren und den Präsidenten der Bank zu 
wählen; 
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vii ) die Bezüge der Direktoren und ihrer Stellver­
treter sowie das Gehalt und die sonstigen Bedingungen .des 
Dienstverttags des Präs identen festzusetzen; 

vii i )  nach Prüfung des Berichts der Rechnungsprüfer 
die allgemeine Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechn��g der Bank 
zu genehmigen; 

ix ) über die Rücklagen sowie die Zuweisung und 
Verteilung der Reingewinne der Bank zu befinden; 

x )  dieses Übereinkommen zu ändern; 

xi ) die Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank 
und die Verteilung ihrer Vermögenswerte zu beschließen; 

xii ) alle sonstigen Befugnisse auszuüben , die in 
diesem Übereinkommen ausdrücklich dem Gouverneursrat zugewiesen 
sind . 

(3) Der Gouverneursrat behält volle Weisungsbe fugnis in 
allen nach Absatz 2 oder anderswo in diesem Übereinkommen dem 
Direktorium übertragenen oder zugewiesenen Angelegenheiten . 

Artikel 25 

GOUVERNEURSRAT : VERFAHREN 

( 1 ) Der Gouverneursrat hält eine Jahrestagung ab; weitere 
Tagungen können vom Gouverneurs rat selbst oder vom Direktorium 
anberaumt werden . Das Direktorium beraumt eine Tagung des 
Gouverneur$rats an ,  sobald dies von mindestens fünf (5) 
Mitglieder der Bank oder von Mitgliedern mit einem Stimmenanteil  
von mindes ens einem Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder 
verlangt w rd . 

(2 ) Der Gouverneursrat ist verhandlungs - und beschlue fähig,  
wenn auf e·ner Sitzung zwei Drittel der Gouverneure anwesend s ind 
und diese Mehrheit mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl 
der Mitgli der vertritt . 

(3) I Der Gouverneursrat kann durch Verfügung ein Verfahren I 
festlegen, ! wonach das Direktorium, wenn es" dies für ratsam hält , 
eine Absti�ung der Gouverneure liber eine bestimmte Frage erwirken 
kann, ohne eine Tagung des Gouverneursrats anzuberaumen. 

( 4 )  Der Gouverneursrat und, sowei+::" dazu ermächtigt, das 
Direktorium können die für die Führung der Geschäfte der Bank 
e�ford )liihen oder geeigneten Regelungen erlassen und Nebenorgane 
e�nsetzen. 

, Artikel 26 

DIREKTORIUM : ZUSAMMENSETZUNG 
! 

(1) I Das Direktorium besteht aus dreiundzwanzig (23) 
Mitglieder� , die nicht dem Gouverneursrat angehören dürfen; davon 
werden . 
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, .  

i) elf (11)  von den Gouverneuren gewählt, die 
Belgien, Dänemark, die Bundes republik Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, 
Portugal, Spanien, das Vereinigte Königreich, die Europäische. 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäische Inves ti tionsbank 
vertreten; 

ii) zwölf (12) von den Gouverneuren gewählt, die 
andere Mitglieder vertreten, und zwar 

a) vier (4) von den Gouverneuren, welche die 
in Anlage A als mittel- und osteuropäische Länder, die für die 
Unterstützung durch die Bank in Frage kommen, aufgeführten Länder 
vertreten; 

b) vier (4) von den Gouverneuren, welche die 
in Anlage A als andere europä.ische Länder aufgeführten Länder 
vertreten; 

in Anlage A als 
vertreten. 

c) vier (4) von den Gouverneuren, welche die 
nichteuropäische Länder aufgeführten Länder 

Die Direktoren können neben den r>li tgliedern, von 
deren Gouverneuren sie gewählt worden sind, auch Mitglieder 
vertreten, die ihnen ihre Stimmen übertragen. 

(2) Die Direktoren müssen hochqualifizierte Wirtschafts­
und Finanzfachleu te sein; sie werden nach �la8gabe der Anlage B 
gewählt . 

(3) Der Gouverneursrat kann mit Zustimmung von mindestens 
zwei Dri t teIn der Gouverneure, die mindes tens drei Viertel der 
Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, die Zahl der 
Mitglieder des Direktoriums erhöhen oder verringern oder seine 
Zusammensetzung ändern, um Änderungen in der Zahl der Mitglieder 
der Bank Rechnung zu tragen . Unbeschadet der Ausübung dieser 
Befugnisse bei späteren Wahlen richten sich die Zahl der 
Mi tglieder und die Zusammensetzung des zwei ten Direktoriums nach 
Absatz 1. 

(4) Jeder Direktor ernennt einen Stellvertreter, der 
bevollmächtigt ist, in seiner Abwesenheit für ihn zu handeln. Die 
D irektoren und ihre Stellvertreter müssen Staatsangehörige von 
Mi tgliedländern sein. Ein Mi tglied darf nur von einem einzigen 
Direktor vertreten werden . S tellvertreter dürfen an den Sitzungen 
des Direktoriums teilnehmen , j edoch nur dann mit  abs timmen , wenn 
sie  fUr ihren Direktor handeln . 

(5)  Die Amtszeit der Direktoren beträgt drei (3) Jahre ; sie 
können wiedergewählt werden ; j edoch wird das ers te Direk:orium vom 
Gouverneursrat auf seiner Eröffnungss itzung gewählt und bleibt bis 
zur nächsten unmi t telbar folgenden Jahres tagung des 
Gouverneursrats oder, falls der Gouverneursrat dies auf dieser 
J ahrestagung beschliee t ,  bis zur nächs ten darauffolgenden 

. �. , . ; 
'." 
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Jahres tagung im Amt. Ein Direktor bleibt im Amt, bis sein 
Nachfolger gewählt ist und sein Amt antritt. Verwaist das Amt 
eines Direktors mehr als hundertachtzig (180) Tage vor Ende seiner 
Amtszei t, so wählen die Gouverneure, die den früheren Direktor 
gewählt hatten, nach Maegabe der Anlage 8 einen Nachfolger für den 
Rest der Amtszeit. Dabei ist die Mehrheit der von diesen 
Gouverneuren abgegebenen Stimmen erforderlich. Verwaist das Amt 
eines Di re}ctors hundertach tzig (180) oder weniger Tage VOr Ende 
seiner Am�szeit, so können die Gouverneure, die den früheren 
Direk tor g�wähl t hatten, auf dieselbe Weise einen Nachfolger für 
den Res t der Am tszei t wählen; dabei is t die Mehrhei t der von 
diesen Gouverneuren abgegebenen Stimmen erforderlich. Solange das 
Amt verwaist ist, übt der Stellvertreter des bisherigen. Direktors 
dessen Befugnisse aus, ausgenommen diejenige zur Ernennung eines 
Stellvertreters. 

Artikel 27 

DIREKTORIUM : BEFUGNISSE 

Das Direktorium ist unbeschadet der Befugnisse des 
Gouverneursrats nach Artikel 24 für die Leitung der allgemeinen 
Geschäftstätigkeit der Bank verantwortlich und übt zu diesem Zweck 
neben den ihm in diesem Übereinkommen ausdrücklich zugewiesenen 
Befugnissen alle diejenigen aus, die ihm vom Gouverneursrat 
übertragen werden, insbesondere die Befugnis, 

i} die Arbeit des Gouverneursrats vorzubereiten; 

ii} im Einklang mi t den allgemeinen Weisungen des 
Gouverneursrats geschäftspolitische Grundsätze aufzustellen sowie 
Beschlüsse zu fassen über Darlehen, Garantien, 
Kapitalbeteiligungen, Kreditaufnahme durch die Bank, 
Bereitstellung technischer Hilfe und die sonstige 
Geschäftstätigkeit der Bank; 

iii} dem Gouverneursrat auf jeder Jahrestagung den 
geprüften i Jahresabschlue für das jeweilige Geschäftsj ahr zur 
Genehmigun$ vorzulegen und 

i iv} den Haushaltsplan der Bank zu genehmigen. 

Artikel 28 

DIREKTORIUM : VERFAHREN 

(1) Die Arbeit des Direktoriums vollzieht sich 
normalerweise am Sitz der Bank; es tri t t zusamm.o.rl, sooft die 
Gaschäfte der Bank dies erfordern. 

, ) 
(2) . Das Direktorium ist verhandlungs- und beschlußfähig, 

wenn auf e�ner Sitzung eine Mehrheit der Direktoren anwesend ist, 
die' mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder i 
vertritt . ! . '  • •  ': i 
" (3)ji Der Gouverneursrat erläßt Regelungen, nach denen ein 
Mi tglied, falls keiner der Direktoren dessen S taatsangehörigkei t 
besitzt, inen Vertreter zur Teilnahme ohne Stimmrecht an den 
Sitzungen des Direktoriums entsenden kann, wenn eine dieses 
Mitglied besonders berührende Frage behandelt wird . 
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Artikel 29 

ABSTIMMUNG 

(1) Die S t immenzahl  eines Mi tglieds i s t  gleich der Anzahl 
der von ihm gezei chne ten An teile am Stammkapi tal der Bank . Zah l t  
e i n  Mi tglied einen Teil des au fgrund seiner 
ZeiChnungsverpflich tungen nach Ar tikel 6 fälligen Betrags nich t , 
so i s t  es , solange es nicht zahl t ,  nicht berechtigt , den 
Hundertsatz seiner S timmrechte auszuUben , der dem des fälligen , 
aber nicht gezah l ten Betrags am Ges amtbe trag der von diesem 
Mi tglied gezeichne ten eingezahl ten Anteile am S tammkapi tal der 
B ank entspricht .  

(2) Bei Abs timmungen im Gouverneursrat i s t  j eder Gouverneur 
zur Abgabe der S timmen des von ihm vertretenen Mitgl ieds 
berechtigt . So fern in diesem Übereinkommen nicht ausdrückli ch 
e twas anderes vorgesehen ist , bedürfen BeschlUsse zu allen dem 
Gouverneursrat vorliegenden Fragen einer Mehrhei t  der S timmenzahl 
der an der Abs timmung teilnehmenden Mitglieder . 

(3) Bei Abs timmungen im Direktorium ist  j eder Direktor zur 
Abgabe der Anz ah l  von S timmen berechtigt , die den Gouverneuren 
zusteh t ,  von denen er gewäh l t  worden is t ,  sowie der Stimmen , die 
den Gouverneuren zus t.ehen , die ihm nach Anlage B Abschni t t  D ihre 
S t immen Ubertragen ' haben . Ein Direk tor , der mehrere Mi tglieder 
vertri t t ,  k ann die S timmen der von ihm vertretenen Mi tgl ieder 
gesondert abgeben . Sofern in diesem Übereinkommen nicht 
ausdrücklich e twas anderes vorgesehen ist , und aueer im Fall der 
Bes chlUsse Uber die allgemeine Poli tik , die m i t  einer Mehrhei t  von 
mindestens zwei Dri t teln der Gesamts timmenzahl  der an der 
Abs timmung teilnehmenden Mi tglieder zu fassen sind , bedürfen 
Beschlüsse zu allen dem Di rektorium vorliegenden Fragen einer 
Mehrhei t  der S timmenzahl  der an der Abs timmung teilnehmenden 
Mi tglieder . 

Artikel 30 

DER PRÄS IDENT 

( 1 )  Der Gouverneurs rat wähl t mit  den Stimme!'! einer �lehrhei t 
aller Gouverneure , die mindes tens eine �ehrhei t der 
Gesamts timmenzahl der Mi tglieder vertreten , einen Präsidenten der 
Bank . Der Präs ident darf während seiner Am tszeit weder Gouverneur 
noch Direktor noch S tellvertreter eines Gouverneurs oder Direktors 
sein . 

(2)  Die Amtszeit des Präsidenten beträgt vier ( 4 )  Jahre . Er 
" kann wiedergewäh lt werden . Er hat jedoch aus dem ,Am t  

auszuscheiden , wenn d e r  Gouverneurs ra t dies mi  t Zus t immung von 
m indes tens zwei Drit teln der Gouverneure , die . mindes tens zwei 
Drittel der Gesamts timmenzahl der Mitglieder vertreten , 
beschliee t . Verwais t  das Amt des Präs identen aus irgendeinem 
Grund , so wähl t der Gouverneursrat nach Absatz 1 einen Nachfolger 

. ,.für eine Dauer von bis zu vier ( 4 )  Jahren . 
, L  
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(3 ) Der P räs iden t h a t . abgesehen von d e r  e n t s c h e i denden 

S t i mme bei S t i mmengl e i c hhe i t .  kein S t i::lorech t .  E r  k ann an 
S i t zungen des Gouverneursrats teilnehmen und füh r t  bei den 
S i tzungen des Di rektoriums den Vorsitz . 

i "  
(4) Der Präsident i s t  der gesetzliche Vertre ter der B ank . 

(5 ) Der Präsident i s t  Vorgese tz ter des Personals der B ank . 
Er i s t  entsprechend den vom Direktorium zu erlassenden Regelungen 
für das Organisationswesen sowie für die Eins tellung und 
Entlassung der lei tenden und sons tigen Bediens teten 
veran twortli ch . Bei der Eins teIlung von lei tenden und sons tigen 
Bediens te tert hat der Präsident un ter Berücksich tigung der 
vorrangigen Bedeutung von Leis tungs fähigkei t  und fachlichem Können 
gebührend darauf  zu ach ten , das die Auswahl auf brei ter 
geographis cher Grundlage unter den Mitgliedern der Bank e rfolgt . 

( 6 )  Der P räsident führt nach den Weisungen des Direktoriums  
die laufenden Geschäfte der  Bank . 

Artikel 31 

VIZEPRÄSIDENT ( EN )  

( 1 )  Das Direktorium ernennt auf Empfehlung des Präsidenten 
e inen oder mehrere Vizepräs identen . Amtszeit ,  Befugnisse und 
Aufgaben der einzelnen Vizepräsidenten in der Verwal tung der Bank 
werden vom Direktorium : bes timmt . Bei Abwesenhei t oder 
Diens tunfähigkei t  des Präsidenten werden dess en Befugnisse und 
Aufgaben von einem Vizepräs identen wahrgenommen .  

(2) Ein Vizepräsident kann an den S i tzungen des 
Direktoriums teilnehmen , hat j edoch kein Stimmrecht ,  abgesehen von 
der entscheidenden S timme , wenn er für den Präs identen handel t .  

! 

I "Artikel 32 

I I NTERNATIONALER CHARAKTER DER BANK 

( 1 )  Ji e  Bank nimmt keinerlei Sonderfonds oder sons tige 
Darlehen odet Unters tützung an ,  die ihren Zweck oder ihre Aufgaben 
in irgendeiner Weise beeinträchtigen , verfäls chen oder in anderer 
Weise ändern i können . 

i 
( 2 )  Die Bank , ihr Präsident , ihr ( e )  Vizepräsiden t ( en )  sowie 

die leitenden und sonstigen Bediensteten berücksichtigen bei i hren 
Beschlüssen nur Erwägungen, die für den Zweck, die Aufgaben und 
die Geschäfte der Bank im Sinn'e dieses Übereinkommens masgeblic h  
sind", Diese Erwägungen werden unparteiisc h  gege.r:einander 
abgewo�n, U1D den Zwec k  der Bank zu erfüllen und ihre Aufgaben 
durchzuführen . ", , 

( 3 )  Der P räsident, der oder di e Vizepräsi dent( en) sowie die 
leitenden und sonstigen Bedi ensteten der Bank sind bei der 
Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit allein der Bank und keiner 
sonstigen Stelle verpflichtet. Jedes Mitglied der Bank achtet den 
'Internationalen Charakter dieser Verpflichtung und unterläat alle 
Versuche, diese Personen bei der Erfüllung i hrer Pflichten zu 
beeinflussen .: 
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Artikel 3 3  

SITZ 

( 1) Der Si tz der B ank befinde t sich in London . 

( 2 )  Die Bank kann Niederlassungen oder Zweigs tellen i �  
Hohei tsgebie t j edes ihrer Mitglieder errichten . 

Artikel 34 

HINTERLEGUNGS STELLEN 

UND VERBINDUNGSSTELLEN 

( 1 ) Jedes Mi tglied benenn t seine Zentralbank oder eine 
andere mi t der Bank vereinba�te Stelle als Hinterlegungss telle für 
alle Guthaben der Bank in seiner Währung sowie für sons tige 
Vermögenswerte der Bank . 

( 2 )  Jedes Mi tglied benennt eine geeignete amtliche Stelle . 
mit  der sich die Bank bezüglich jeder Angelegenhei t .  die sich im 
Rahmen dieses Übereinkommens ergibt .  in Verbindung setzen kann . 

Artikel 35 

VERÖFFS�TLICHUNG VON BERICH�� UND BEREITSTELLUNG VON 
INFORMATIONEN 

( 1) Die Bank veröffentlicht einen Jahresbericht mi t einem 
geprüften Jahresabschlu8 und übermittel t ihren Mi tgliedern 
viertel j ährlich oder in kürzeren Abs tänden eine zusammenfassende 
Dars teIlung über ihre finanzielle Lage sowie eine Gewinn- und 
Verlus trechnun g ,  in der die Ergebnisse ihrer Geschäftstätigkeit  
ausgewiesen werden . Die Finanzbuchhal tung wird in ECU geführt . 

( 2 )  Die Bank berichtet j ährlich über 
Auswirkungen ihrer Tätigkei ten und kann 
veröffentlichen . sowe i t  sie dies zur Förderung 
wünschenswer t  häl t .  

die ökologischen 
wei tere Berichte 
ihres Zweckes für 

(3 ) Exemplare aller aufgrund dieses Artikels erstell ten 
Ber�chte , Dars tellungen und Veröffentlichungen werden an die 
Mit�lieder verteilt .  

Artikel 36 
- " 

ZUWEISUNG UND VERTEILUNG DER REINEINNAHMEN 

( 1 )  Der Gouverneursrat legt mindes tens einmal im Jahr fes t .  
welcher Teil der Reineinnahmen der Bank nach Bildung von Rücklagen 
und , falls erforderli ch , von Rücks tellungen für e twaige Verlus te 

n a c h  A r t i k e l  1 7  Abs . 1 a l s  Üb e r s c h u ß  o d e r  für a n d e r e  Zwec k e  

,. i . 
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• ""Ja asttaCL C  G"Ue cU 
einbeha l  ten wird und welcher Teil gegebenen falls ver tei lt wird . 
Beschlüsse über die Ven,endung d e r  R e i :-: e Ü"mahrJen d e r:'  B anl< fCr 
andere Zwecke bedürfen ei ner Mehrhei t von mindestens zwei Dritteln 
der Gouverneu re, die mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenz ahl 
der Mitgl ieder vertreten . Es erfolgt keine Zuweis ung und keine 
Verteilung, bis  die allgemeine Rückl age mindestens zehn ( 10 )  v . H :  
des genehmigten S tammkapitals erreicht hat . 

( 2 )  Die Verteilung nach Absatz 1 erfolg t im  Verhältnis  d�r 
Anzahl der eingez ahl ten Anteile der einzelnen M i tglieder; bei der 
Berechnung d ieser Anzahl werden jedoch nur Barzahl ungen und 
Schuldscheine berücks ichtigt, die spätes tens am Ende des 
betreffenden Geschäf tsj  ahrs eingegangen bez iehungsweise eingelös t 
worden s ind . 

(3) Die Zahlungen an die einzelnen Mi tgl ieder erfolgen in 
der vom Gouverneurs rat fes tgelegten Art und Weise . Diese Zahlungen 
sowie ihre Verwendung durch das Empfängerland unterliegen keiner 
Beschränkung durch die Mi tglieder . 

Kapi tel VII 

AUSTRITT UND SUSPENDIERUNG DER MITGLIEDSCHAFT ; 

VORUBERGEHL�DE EINSTELLUNG UND BEENDIGUNG 

DER GESCK�FTSTÄTIGKEIT 

Ar tikel 37 

AUSTRITTS RECHT DER MITGLIEDER 

( 1 )  Ein Mi tgl ied kann jederzei t aus der B ank austreten , 
indem es ihr an ihrem Sitz  eine schri ftliche Anzeige zugehen läs t .  

(2) D.er Aus tri t t  eines Mi tgl ieds wird w i rksam und seine 
Mi tgliedscha�t erlischt zu dem in der Anzeige angegebenen 
Zeitpunkt, f�ühes tens jedoch sechs ( 6 )  Monate n ach Eingang der 
Anzeige beijl der B ank. Vor dem endgültigen W i rksamwerden des 
Austritts ha das Mitglied jedoch jederzei t die �!ögl ichkeit, die 
Aus tri t tsanz ige durch eine schri ftl iche Mi t tei lung an die Bank 
zurückzunehmJn. 

Artikel 38 

SUSPENDIERUNG DER MITGLIEDSCHAFT 

(1) Komm t  ein Mi tglied einer seiner Verp flichtungen 
gegenüber der Bank n icht nach , so kann diese seine Mitgliedschaf'=  " 
durch Beschl uß ' einet' Mehrhei t von mindes tens zwei Dt'i t teln der 
Gouvet'neut'e . die mindes tens ��i Drittel der Gesam t s timmenzahl der 
Mi tglieder vertreten, suspendieren. Die Mi tgliedschaf t  des 
suspendierten Mi tglieds erli scht automatisch ein Jahr nach dem 
Zei tpunkt der Suspendierung , sofern nich t mi t mindestens der 
gleichen MehIif'hei t bes chlos sen wi rd, das �!i tglied wieder in seine 

. .. . . · Mi t gl iedschaf einzusetzen . 
.. t -

I 
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(2 ) Während der Suspendierung kan� das �i tglied keine 
Rech te aus diesem Übereinkommen mi t Ausnahme des Aus tr i t ts rech ts 
wahrnehmen , hat aber alle seine Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen zu erfüllen . 

A rtikel 39 

ABRECHNUNG MIT FRUHEREN MITGLIEDERN 

( 1 )  Ein Mi tglied haftet auch nach Erlöschen seiner 
Mi tgliedschaft weiterhin für seine unmi t tel baren Verpflich tungen 
und Eventualverbindlichkei ten gegenüber der Bank , solange ein Teil 
der vor . dem Erlöschen seiner Mitgliedschaft gewährten Darlehen 
oder Garantien beziehungsweise eingegangenen Kapitalbeteiligungen 
aussteh t ;  ihm ents tehen j edoch keine Verbindlichkei ten in bezug 
auf später von der Bank gewährte Darlehen und Garantien 
beziehungsweise eingegangene Kapitalbeteiligungen , und es is t 
weder an den Einnahmen noch an den Ausgaben der Bank beteiligt . 

( 2 )  Zum Zeitpunkt des Erlöschens der Mi tgliedschaft eines 
Mi tglieds trifft die Bank im Rahmen der Abrechnung mi t dem 
früheren Mitglied nach diesem Artikel Vorkehrungen für den 
Rückkauf seiner Anteile . Als Rückkaufpreis der Anteile gil t  dabei 
der Buchwer t  am Tag des Erlöschens der Mi tgliedschaft ,  im 
Höchst fall j edoch der ursprüngliche Kaufpreis der einzelnen 
Anteile . 

(3 ) Die Bez ahlung der aufgrund dieses Artikels durch die 
Bank zurückgekauften Anteile erfolgt zu den nachs tehenden 
Bedingungen : 

i )  Die dem früheren Mitglied für seine Anteile 
geschulde ten Beträge werden einbehal ten , solange das frühere 
Mi tglied , seine Zentralbank beziehungsweise eine s einer 
Diensts tellen oder Einrichtungen als Kredi tnehmer oder Bürge 
Verbindlichkei ten gegenüber der Bank hat , und können bei 
Fälligkeit  dieser Verbindlichkei ten von der Bank zu deren Deckung 
verwendet werden . Für Verbindlichkei ten des früheren �i tglieds 
aufgrund der Zeichnung von Anteilen nach Artikel 6 Absätze 4 ,  5 
und 7 wird j edoch nichts einbehal ten . In j edem Fall werden die 
einem früheren Mi tglied für seine Anteile zus tehenden Be träge 
nicht vor Ablauf von sechs ( 6 )  Monaten nach Erlöschen s einer 
�1i tgliedschaft ausgezahl t ;  

i i )  soweit  der als Rückkaufpreis nach Absatz 2 
geschuldete - Be trag die unter Ziffe r  i genannten 
Gesamtverbindlichkeiten für 
Kapitalbeteiligungen übers teigt , 
betreffenden Anteile von Zei t  
geleistet we��en , bis das 
Rückkaufpreis erhalten hat ; 

Garantien ��d Darlehen , 
können gegen Rückgabe der 

Zahlungen auf Anteile 
Mi t glied den vollen 

zu Zei t 
frühere 

iii ) die Zahlungen erfolgen in den von der Bank 
fes tgelegten voll konvertierbaren Währungen bez iehungsweise in ECU 
sowie zu den von ihr fes tgelegten Bedingungen und Zei tpunkten ; 

. �� , . ; 
.." . 
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iv ) e rleidet die Bank Verlus te auf bei Erlöschen 
der �li tgliedschaf t eines Mi tglieds auss  tehende Garantien , 
Beteiligungen an Darlehen oder Darlehen oder einen Ne t toverlus t  
auf z u  diesem Zei tpunkt von der Bank gehal tene 
Kapit albeteiligungen und übers teigen diese Verlus te den Umf&�g der 
bei Erlöschen der M i tgliedschaft vorhandenen Rücks teIlungen für 
Verlus te . so hat das frühere Mi tglied auf Verlangen den Betrag 
zurückzuzahlen , um den der Rückkaufpreis seiner An teile 
herabgeset z t worden wäre , wenn die Verlus te bei der Ermi ttlung des 
Rückkaufpreises berücksichtigt worden wären . Aueerdem is t das 
frühere Mi tglied bei Abruf nicht eingezah l ter ZeiChnungen nach 
Artikel 6 Absatz 4 wei terhin in der Höhe zur Zahlung verpflichte t , 
in der es hätte bei tragen müssen , wenn die Kapi talminderung und 
der Abruf z um Zei tpunkt der Ermi t tlung des ROckkaufpreises seiner 
Anteile erfolgt wären . 

( 4 )  S tellt  die Bank binnen sechs ( 6 )  Monaten nach Erlöschen 
der Mitgliedschaft eines Mi tglieds ihre Geschäfts tä tigkei t nach 
Artikel 41 ein , so bes timmen sich alle Rechte des frOheren 
Mi tglieds nach den Artikeln 41 bis 43 . 

Artikel 40 

VORUBERGEHENDE EINSTELLUNG DER GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

In Notfällen kann das Direktorium die 
Geschäftstätigkei t im Hinblick auf neue D arlehen , Garantien , 
Emissionsübernahmen , technische Hilfe und Kapi talbeteiligungen 
vorübergehend eins tellen , bis der Gouverneursrat Gelegenhei t  hat ,  
sich z u  beraten und Maenahmen zu treffen . 

Artikel 41 

BEENDIGUNG DER GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Die Bank kann ihre Geschäfts tätigke i t  mit  
Zus timmung von mindes tens zwei Dri tteln der  Gouverneure , die 
mindes tens , drei Viertel der Gesamts timmenzahl der Mi tgl ieder 
vertre ten , ! beenden . Mi t dieser Beendigung s tellt  die Bank sofort 
ihre gesamte Tätigkeit  mit Ausnahme der Arbei ten ein , welche die 
o rdnungsge�äee Verwertung , Sicherung und Erhal tung ihrer 
Vermögensw1rte sowie die Erfüllung ihrer Verbindlichkei ten 
betreffen . ! 

Artikel 42 

HAFTUNG DER MITGLIEDER UND BEGLEICHUNG VON FORDERUNGS� 

( 1) Im Fall der Beendiojng der Geschäfts tätigkei t  der Bank 
\, � bleibt die Haftung aller Mitglieder fU.- nicht abgerufene 

Zeichnungen auf das Stammkapi tal der Bank bes tehen , bis alle 
Forderungen von Gläubigern einschliealich aller 
Eventualforderungen beglichen sind . 
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) 

( 2 )  Gläubige r  im  Zusammenhang m i t  der ordentlichen 
Geschäftstätigke i t , die unmi ttelbare Forderungen hal ten ,  werden an 
ers ter Stelle aus den Vermögenswerten der Bank , an zwei ter S telle 
aus der Bank geschuldeten Zahlungen für eingezahlte Anteile , die 
bislang nicht eingezah l t  worden sind , und schlieslich aus der B ank 
geschuldeten Zahlungen für abrufbares Stammkapi tal be friedigt .  
Bevor Zahlungen an Gläubiger mit unmittelbaren Forderungen 
geleis tet werden , trifft das Direktorium alle  nach seiner Ansicht 
notwendigen Vorkehrungen zur Gewährleis tung einer anteiligen 
Verteilung auf Gläubiger mit unmittelbaren Forderungen und 
Gläubiger mit Eventualforderungen . 

Artikel 43 

VERTEILUNG DER VERMÖGENSWERTE 

( 1 )  Eine Verteilung von Vermögenswerten nach diesem Kapi tel 
an die Mi tglieder aufgrund ihrer Zeichnungen auf das Stammkapi tal 
der Bank erfolg t  e rs t ,  

i )  wenn alle Verbindlichkei ten gegenübe r  Gläubigern 
erfüll t  sind oder hierfü r  Vorsorge getroffen is t ;  

i i )  wenn der Gouverneursrat m i t  den S t immen von 
mindes tens zwei Drit teln der Gouverneure , die mindes tens drei 
Viertel der Gesamts timmenzahl der Mi tglieder vertreten , eine 
Verteilung beschlossen hat . 

( 2 )  Die Verteilung der Vermögenswerte der B ank an die 
Mi tglieder erfolgt im Verhäl tnis ihres j eweiligen Anteils am 
Stammkapi tal und zu den Zeitpunkten und Bedingungen , die der B ank 
gerecht und billig erscheinen . Die verteilten Vermögensanteile 
brauchen hinsichtlich ihrer Art nicht einheitlich zu sein . Ein 
Mi tglied hat bei der Verteilung der Vermögenswerte erst  dann 
Anspruch auf seinen Anteil , wenn es alle seine Verbindlichkei ten 
gegenübe r  der B ank erfüllt  hat . 

( 3 )  Ein Mi tglied , das aufgrund dieses Artikels verteil  te 
Ver�ögenswerte e rhält , genies t hinsichtlich dieser Vermögenswerte 
dieselben Rechte , wie sie  der Bank vor der Verteilung zus tanden . 

Kapi tel VIII 

RECHTS STELLUNG , IMMUNITÄTEN , VORRECHTE UND BEFREIUNGEN 

Artikel 44 
- ) 

ZWECK DIESES KAPITELS 

Um der Bank die Erfüllung ihres Zweckes und der ihr 
zugewiesenen Aufgaben zu ermöglichen , werden ihr im Hoheitsgebiet 
j edes Mi tgliedlands die Rechtss tellung sowie die Immunitäten , 
Vorrechte und Befreiungen gewährt . die in diesem Kapi tel 

. ,Jes tgelegt s ind . 
'. { '  
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Artikel 45 

RECHTS STELLUNG DER BANK 

Die Bank besitzt  volle Rechtspersönlichkei t  und 
insbesondere die uneingeschränkte Rechts fähigkei t ,  

i )  Verträge zu schlieBen ; 

ii ) unbewegliches und bewegliches Vermögen zu 
erwerben und darüber zu verfUgen ; 

iii ) vor Gericht zu s tehen . 

Artikel 46 

STELLUNG DER BANK IN BEZUG AUF GERICHTLICHE VERFAHREN 

Klagen gegen die Bank können nur vor einem 
zus tändigen Gericht im Hohei tsgebiet eines Landes erhoben werden , 
in dem die Bank eine Geschäftsstelle besitz t ,  einen Vertreter für 
die Entgegennahme gerichtlicher Urkunden ernannt oder Wertpapiere 
ausgegeben oder garantiert hat . Es dürfen j edoch keine Klagen von 
Mi tgliedern oder von Personen erhoben werden , die Mi tglieder 
vertre ten oder Forderungen von Mi tgliedern ablei ten . Das Eigentum 
und die Vermögenswerte der Bank , gleichviel wo und in wessen 
Besi tz sie sich befinden , geniesen Immuni tät von j eder Form der 
Beschlagnahme , Pfändung oder Vollstreckung , solange nicht ein 
endgül tiges Urteil gegen die Bank ergangen is t .  

Artikel 47 

BEFREIUNG DER VERMÖGENSWERTE VON ZUGRIFF 

, Das Eigentum und die Vermögenswerte der Bank , 
I gleichviel wp und in wessen Besi tz sie sich befinden , s i n d  von 

Zugriff durc* Durchsuchung , Beschlagnahme . Einziehung . Enteignung 
oder j ede �dere Form der Wegnahme oder Zwangsvolls treckung auf 
dem Verwaltungs- oder Gesetzesweg befrei t .  

Artikel 48 

UNVERLETZLICHKEIT DER ARCHIVE 

Die Archive der Bank sowie ganz allgemein alle ihr 
gehörenden oder in ihrem Besi tz befindlichen Schrifts tücke sind 
unverletzlich . 

, 
Artikel 49 

BEFREIUNG DER v�ÖGENSWERTE VON BESCHRÄNK1�GEN 

. ;� ,  : Soweit  es  die  Erfüllung des Zweckes und der 
Aufgaben der Bank erfordert  und vorbehal tlich dieses 
Übereinkommens sind das ges amte Eigentum und alle Vermögenswerte 
der Bank von Beschränkungen . Verwal tungsvorschriften . Kontrollen 
und Moratorien j eder Art befrei t .  
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Artikel 50 

VORRECHT FUR DEN NACHRICHTENVERKEHR 

Jedes Mitglied gewährt dem amtlichen 
Nachrichtenverkehr der Bank dieselbe Behandlung , die es dem 
amtlichen Nachrichtenverkehr anderer �Ii tglieder gewährt . 

Artikel 5 1  

IMMUNITÄTEN DER LEITENDEN UND SONSTIGEN BEDIENSTETEN 

Alle Gouverneure , Direktoren , Stellvertreter , 
lei tenden und sons tigen Bediens teten der Bank sowie die i m  Auftrag 
der Bank tätigen Sachvers tändigen genieaen Immun i tät von der 
Gerichtsbarkeit hinsi chtlich ihrer in amtlicher Eigenschaft 
vorgenommenen Handlungen , sofern nicht die Bank diese Immunität 
aufhebt ;  alle ihre amtlichen Schriftstücke s ind unverletzlich . 
Diese  Immuni tät gil t  j edoch nicht für die zivilrechtliche Haftung 
für Schäden , die s ich aus einem von einem Gouverneur , Direktor , 
S tellvertreter , lei tenden oder sons tigen Bediens teten oder 
Sachverständigen verursachten Straeenverkehrsunfall ergeben . 

ARTIKEL 52 

VORRECHTE DER LEITENDEN UND SONSTIGEN BEDIENSTETEN 

( 1 )  Alle Gouverneure , Direktoren , Stellvertreter , lei tenden 
und sons tigen Bediens teten der Bank sowie die im Au ftrag der Bank 
tätigen Sachvers tändigen 

i )  genieeen , falls s ie nicht Inländer s ind , die 
gleiche Befreiung von Einwanderungsbeschränkungen , von der 
Meldepflicht für Ausländer und von s taatlichen 
Diens tverpflichtungen sowie die gleichen devisenrechtlichen 
Erleichterungen , wie sie die Mi tglieder den in vergleichbarem Rang 
s tehenden Vertretern und Bediensteten anderer Mi tglieder gewähren ; 

ii ) genießen in bezug auf Reiseerleichterungen die 
gleiche Behandlung , wie sie die �li tglieder den in vergleichbarem 
Rang stehenden Vertretern und Bediensteten anderer Mi tglieder 
gewähren . 

( 2 ) Die Ehegatten und unmittelbaren Angehörigen der 
Direktoren � s tellvertretenden Direktoren , lei tenden oder sons tigen 
Bediensteten und Sachvers tändigen der Bank , die in dem Land 
ansässig s ind , in dem sich der Si tz . ,der B ank befinde t , erhal ten 
Gelegenhei t  zur Aufnahme einer Bescnäftigung in diesem Land . Den 
bhegatten und unm i ttelbaren Angehörigen der Direktoren , 
s tellvertretenden Direktoren , leitenden oder sons tigen 
Bediens teten und Sachvers tändigen der Bank , die in einem Land 
ansässig s ind , in dem s i ch eine Niederlassung oder Zweigs telle der 
Bank befindet , soll in diesem Land im Einklang mi t dem 
inners taatlichen Recht nach Möglichkei t eine ähnliche Gelegenhei t 
eingeräumt werden . Die Bank handelt mit  dem Land , in  dem sich der 
Sitz der Ba�k befinde t ,  sowie gegebenenfall s  mi t den anderen 
be tro ffenen Ländern Sondervereinbarungen zur Umse tzung der 
Bes timmungen dieses Abs atzes aus . 
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ARTIKEL 53  

BEFREIUNG VON DER BESTEUERUNG 

( 1 )  Im Rahmen ihrer amtlichen Tätigkei ten sind die Bank , 
ihre Vermögenswerte , ihr Eigentum und ihre Einnahmen von al len 
direkten Steuern befrei t .  

( 2 )  Werden von der Bank Käufe von beträch tlichem Wert 
getätigt oder Diens tleis tungen von beträchtlichem Wert in Anspruch 
genommen , • die fUr die Durchführung der amtlichen Tätigkei ten der 
Bank notwendig sind , und enthäl t der Kaufpreis oder der Preis für 
die Diens tleis tungen Steuern oder sonstige Abgaben , so trifft . das " 
Mi tgli ed , das die S teuern oder sons tigen Abgaben erhoben hat , 
geeignete : Maanahmen , um Befreiung von diesen Steuern oder 
sons tigen !Abgaben zu gewähren oder fUr ihre Ers tattung zu sorgen , 
sofe rn sie; fes ts tellbar sind . 

( 3 ) :  Von der Bank eingeführte Waren , die für die 
Durchführu�g ihrer amtlichen Tätigkei ten notwendig sind , s ind von 
allen Einfiuhrzöllen und -abgaben sowie von allen Einfuhrverboten 
und -besch�änkungen befrei t .  Ebenso sind von der Bank ausgeführte 
Waren , di\e fUr die Durchführung ihrer amtlichen Tätigkeit  
notwendig " sind , von allen Ausfuhrzöllen und - abgaben sowie von 
allen Ausf�rverboten und -beschränkungen befrei t .  

( 4 ) ! Die erworbenen oder einge führten und nach diesem 
Artikel befrei ten Waren dürfen nur in Übereins timmung mit den von 
den Mi tgliedern , wel che die Befreiungen oder Erstattungen gewährt 
haben , fe�:ltgelegten Bedingungen verkauft , vermiete t ,  verliehen 
oder gegen Entgelt  oder unentgel tl ich weitergegeben werden . 

( 5 )  : Dieser Artikel gil t  nicht für S teuern oder sons tige 
Abgaben , die lediglich die Vergütung für Leis tungen öffentlicher 
Versorgung�betriebe darstellen . 

: 
( 6 )  ' Die  Direktoren , stellvertre tenden Direktoren , lei tenden 

und sons tigen Bedienste ten der Bank unterliegen für die von ihr 
gez ahl ten pehäl ter und sons tigen Bezüge nach Maa gabe der vom 
Gouverneurslrat innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkomm�ns fes tzulegenden Bedingungen und zu beschliesenden 
Regeln einer internen effektiven Steuer zuguns ten der Bank . Vom 
Tag der Er�ebung dieser Steuer an sind diese Gehäl ter und Bezüge 
von der s ta�tlichen Einkommens teuer befrei t .  Die Mi tglieder können 
j edoch die befrei ten Gehälter und BezUge bei der Fes tsetzung des 
auf Einkommen aus anderen Quellen zu erhebenden Steuerbetrags 
berUcks i chtigen . 

( 7 )  Ungeachtet des Absatzes 6 kann ein Mi tglied mit  seiner 
Ratifikations- ,  Annahme- oder Genehmigungsurkunl..a eine Erklärung 
hinterlegen , wonach es sich und seinen Gebietskörperschaften Jas 
Recht vorbehäl t ,  die von der Bank an seine eigenen 
S taatsangehörigen gezahlten Gehäl ter und sons tigen BezUge zu 
bes teuern . Die Bank ist  von der Verpflichtung zur Entrichtung , 

. " , "  Einbehal tung oder Einziehung solcher Steuern befrei t .  Diese 
, I  S teuern werden von der Bank nicht ers tatte t .  
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( 8 )  Abs a tz 6 i s t  auf Renten und Ruh egehäl ter ,  die von der 
Bank gezahlt  werden , nicht anzuwenden . 

( 9 )  Von der Bank eusgegebene SChuldverschreibungen od�r 
Wertpapiere einschliea lich .der Dividenden oder Zinsen dafür , 
gleichviel in wessen Besitz sie sich befinden , unterliegen keiner 
Art von Bes teuerung , 

i )  die eine solche Schuldverschreibung oder e in 
solches Wertpapier nur deshalb benachteiligt , weil diese Urkunde 
von der Bank ausgegeben worden is t ,  oder 

i i )  deren einz ige rechtliche Grundlage der Ort oder 
die Währung , in denen diese Urkunde ausgegeben oder bezahlt worden 
oder zahlbar is t ,  oder der Standort einer Geschäftsstelle oder 
eines Büros der Bank is t .  

( 10 )  Von der Bank garantierte Schuldverschreibungen oder 
Wertpapiere einschliealich der Dividenden oder Zinsen dafü r , 
gleichviel in wessen Besitz sie sich befinden , unterliegen keiner 
Art von Bes teuerung , 

i )  die eine solche Schuldverschreibung oder ein 
solches Wertpapier nur deshalb benachteiligt , weil diese U rkunde 
von der Bank garantiert is t ,  oder 

ii ) deren einzige rechtliche Grundlage der Standort 
eil' er Geschäftss telle oder eines Büros der Bank is t .  

Artikel 54 

DURCHFUHRUNG DIESES KAPITELS 

Jedes Mi tglied trifft unverzüglich alle zur 
Durchführung dieses Kapi tels erforderlichen Maanahmen und 
unterrichtet die Bank im einzelnen von den Maanahmen , die es 
ergriffen hat . 

Artikel 55 

AUFHEBUNG DER IMMUNITÄTEN , VORRECHTE UND BEFREIUNG&� 

Die Immuni täten , Vorrechte und Befreiungen aufgrund 
dieses Kapi tels werden im Interesse der Bank gewährt . Das 
Direktorium kann in dem Ausmae und unter den Bedingungen , die es 
bestimmt , die aufgrund. dieses Kapi tels gewährten Immuni täten , 
Vorrechte und Befreiungen in den Fällen aufheben , in denen dies 
nach seiner Auffassung den Interessen der 8Gnk am bes ten 

'entsprich t .  Der Präsident hat das Recht und die Pflich t , die 
Immunitäten , �orrechte und Befreiungen eines lei tenden oder 
sons ti gen Bediens teten oder eines Sachvers tändigen der Bank mi t 
Ausnahme des Präsidenten und der Vizepräsidenten in den Fällen 
aufzuheben , in denen diese Immuni täten , Vorrechte oder Befreiungen 
nach seiner Auffassung verhindern würden , daa der Gerechtigkei t  

· Genüge geschieht ,  und in denen sie ohne Beeinträchtigung der 
Interessen der Bank aufgehoben · werden können . Unter ähnlichen 
Ums tänden und unter den gleichen Bedingungen hat das Direktorium 
das Recht und die Pflicht , Immuni täten , Vorrechte und Befreiungen 
des Präsidenten und der Vizepräs identen aufzuheben . 
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Kapi tel IX 

ÄNDERUNG&� ,  AUSLEGUNG , SCHIEDSVERFAHRE� 

Artikel 56 

ÄNDERUNGEN 

( 1 )  Alle Vorschläge zur Änderung dieses Übereinkommens , 
gleichviel ob sie von einem Mi tglied , einem Gouverneur oder dem 
Direktorium ausgehen , sind dem Vorsi tzenden des Gouverneurs rats 
zuzulei ten , der sie dem Rat vorlegt . Wird die vorgeschlagene 
Änderung vom Gouverneursrat gebi lligt , so fragt die Bank mi t Hilfe 
eines schnellen Kommunikationsmi ttels bei allen Mi tgliedp.rn an ,  ob 
sie  die vorgeschlagene Änderung annehmen . Haben mindes tens drei 
Viertel der Mi tglieder - darunter mindes tens zwei in Anlage A 
aufgeführte mi ttel- und osteuropäis che Länder die über 
mindes tens vier Fünftel der Gesamts timmenzahl eier �fi tglieder 
verfügen , die vorgeschlagene Änderung angenommen , so bes tätigt die 
Bank dies durch förmliche Mitteilung an alle Mi tglieder . 

( 2 )  Ungeachtet  des Absatzes 1 

i )  i s t  die Annahme durch 
erforderlich für j ede Änderung betreffend 

alle �Ii tgl ieder 

a) das Recht zum Aus tri t t  aus der Bank ; 

b )  die Rechte im Hinblick auf den Erwerb von 
St�mkapital nach Artikel 5 Absatz 3 ;  

c )  die Haftungsbeschränkungen nach Artikel J 
Absatz 7 ;  

. d )  den Zweck und die Aufgaben der Bank im 
Sinne der Artikel 1 und 2 ;  

I i i ) is t die Annahme durch mindes tens drei Viertel 
der Mi tglierer , die über mindes tens fünfundachtzig ( 8

.
5 )  v .  H .  der 

Gesamts timm�nzahl der Mitglieder verfügen , für j ede Anderung des 
Artikels 8 Absatz 4 erforderlich .  

, 
Sqbald die Vorausse tzungen ' für die 

vorgeschlag�nen Änderung erfüll t  sind , bes tätigt 
durch förmliche � i t teilung an alle Mi tglieder . 

Annah::Je einer 
die Bank dies 

( 3 )  Änderungen treten für alle Mi tglieder drei ( 3 )  Monate 
nach dem Datum der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen förmlichen 
Mitteilung in Kraf t , sofern nicht der Gouverneursrat eine andere 
Fri s t  fes tsetz t .  
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Artikel 57 

AUSLEGUNG UND fu��c�DUNG 

( 1 )  Al l e  Fragen ,bezügl ich der Ausl egung oder Anwendung 
dieses Übereinkommens , die zwis chen einern Mi tglied und de r B ank 

oder zwis chen Mi  tgliedern der B ank au ftreten . werden dem 
Direktorium zur Entscheidung vorgelegt . Bes i tz t keiner der 
Direktoren die S t aatsangehö rigke i t  eines Mi tglieds .  das von der 
zur Beratung s tehenden Frage besonders betro ffen is t . s o  hat 
dieses Mi tgl ied während dieser Bera tung ein Rech t auf direkte 
Ver tre tung in der S i tzung des Direktoriums . Der Vertreter dieses 
Mitglieds hat j edoch kein S t immrecht . Das Vertre tungs rech t wird 
vom Gouverneursrat geregel t .  

( 2) Hat das Direk torium eine En ts cheidung nach Abs at z  1 
ge fäll t ,  s o  k ann j edes Mi tglied verlangen . daa die Frage an den 
Gouverneursrat verwiesen wird ; des sen En ts cheidung i s t  endgü l t ig . 
Bis zur Ent scheidung des Gouverneurs rats kann die B ank , sowe i t s �e 
dies für e r forderlich häl t ,  auf der Grundlage der En t scheidung des 
Direk toriums handeln . 

Artikel 58 

; SCHIEDSVERFAHREN 

S o l l t e  zwischen der Bank und einern Mi tglied . dessen 
Mi tglieds chaf t erlos chen� i s t , oder nach Annahme e ines B eschlusses 
zur Beendigung der Geschäfts tätigke i t  der B ank zwis chen der B ank 
und einem beliebigen ; Mi tgl ied eine Meinungsverschiedenhei t  
auf t reten , s o  wird diese einem Schiedsge richt aus drei ( 3) 
Schieds richtern un terbrei te t ,  von denen einer von der Bank . ein 
wei terer von dem betro ffenen Mi tglied bezi ehungsweise früheren 
�li tglied und der dri t te ,  so fern die Par teien nichts anderes 
vereinbaren , vorn P räs identen des In ternationalen Gerich tsho fs oder 
einer anderen in den Regelungen des Gouverneurs racs  öes t irnmten 
S telle ernann t wird . Für- eine En ts cheidung , die endgül tig und f-Jr 
die Parteien verbindlich is t ,  genügt die Mehrhei t  der S timmen der 
Schieds rich ter . Der dri t te Schieds rich ter hat Vol lmach t .  alle 
Verfahrens fragen zu regeln . über welche die Parteien s i ch nich c zu 
einigen vermögen . 

Artikel 59 

ALS ERTEILT GELTENDE GENEHMIGUNG 

I s  t die Genehmigung oder Annahrne eines lottli. t gli eds 
erforderlich , bevor dl� Bank eine Handlung vo rnehmen kann . so gi l t  
aUße r  im Fall des Artikels 5 6  diese Genehmigung oder Annahme als 
erfolgt . sofern nich t das Mi tglied innerhalb einer angemessenen 
Fris t .  wel che die B ank bei der Noti fikat ion de r gep lan ten Handlung 
an das Mi tglied fes tsetz t . Einspruch erheb t .  
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Kapitel X 

SCHLUSS BESTIMMUNGEN 

Artikel 60 

UNTERZEICHNUNG UND HINTERLEGUNG 

( 1 )  Dieses Übereinkommen , das bei der Regierung der 
Französischen Republik ( im folgenden als "Verwahrer" bezeichnet ) 
hinterlegt wird ,  liegt bis zum 3 1 . Dezember 1990 für die in Anlage 
A genannten voraussichtlichen Mi tglieder zur Unterzeichnung auf .  

( 2 )  Der Verwahrer übermittelt allen Unterzeichnern 
beglaubigte Abschriften dieses Übereinkommens . 

Artikel 61 

RATIFIKATION , ANNAHME ODER GENEHMIGUNG 

( 1 )  Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation , Annahme 
oder Genehmigung durch die Unterzeichner .  Die Ratifikations - , 
Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden vorbehal tlich des 
Abs atzes 2 bis zum 3 1 . �1ärz 1991 beim Verwahrer hinterlegt . Der 
Verwahrer notifiziert den anderen Unterzeichnern j ede Hinterlegung 
und deren Zei tpunkt .  

( 2 )  Jeder Unterzeichner kann Vertragspartei werden , indem 
er bis zum Ablau f  eines Jahres nach Inkrafttre ten dieses 
Übereinkommens oder , falls erforderlich , bis zu e inem von einer 
Mehrheit  der Gouverneure , -die eine Mehrhei t  der Gesamtstimmenzahl 
der Mi tglieder vertre ten , : beschlossenEm späteren Zeitpunkt eine 
Ratifikatiops - , Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt . 

I • 
( 3 )  �in  Unterzeichner , dessen in Absatz 1 genannte Urkunde 

vor dem Ta des Inkrafttretens dieses Übereinkommens hinterlegt 
worden ist  wird an diesem Tag Mitglied der Bank . Jeder andere 
Un terzeichner , der den Bes timmungen des Absatzes 2 entspricht , 
wird an dem Tag Mi tglied der Bank , an dem seine Ratifikations- ,  
PJmahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt wird . 

, 
ARTIKEL 62 

INKRA.FTI'RETEN 

.. ( 1 )  Dieses Übereinkommen tri t t in  Kra� 'c , wenn 
Unterzeic�e r , dere- -. Ers tzeichnungen mindes tens zwei Dri ttel der 
Gesamtzeichnungen nach Anlage A ausmachen , darunter mindestens 
zwei in Anlage A aufge führte mittel- und os teuropäische Länder ,  
ihre Ratifikations- ,  Annahme- oder Genehmigungsurkunden hinterlegt 
haben . 

'. ' ( 2 )  lI s t  dieses Übereinkommen bis zum 3 1 . März 1991 nicht in 
Kraft get�e ten , so kann der Verwahrer eine Konferenz der 
betroffenen vorauss ichtlichen M� tglieder anberaumen , die das 
wei tere Vorgehen bes timmt und eine neue Fri s t  für die Hinterlegung 
der Ratifikations- ,  Annahme- oder Genehmigungsurkunden fes tlegt . 
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Artikel 63 

ERÖFFNUNGSSITZUNG UND AUFNAHME DER GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

( 1 )  Sobald dieses Übereinkommen nach Artikel 62 in Kraft 
tritt , ernennt j edes Mitglied einen Gouverneur .  Der Verwahret' 
beraumt binnen sechzig ( 60 )  Tagen nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens gemä.e Artikel 62 oder so bald wie möglich danach 
die ers te Si tzung des Gouverneursrats an . 

( 2 )  Auf seiner ers ten Si tzung 

i )  wähl t der Gouverneursrat den Präsidenten ; 

i i )  wählt der Gouverneursrat die Direktoren der 
Bank nach Artikel 26 : 

iii ) trifft der Gouverneursrat Vorkehrungen für die 
Fes tlegung des Zei tpunkts , zu dem die Bank ihre 
Geschäfts tätigkeit  aufnimmt :  

iv ) trifft der Gouverneursrat sons tige 
Vorkehrungen , die ihm zur Vorberei tung der' Aufnahme der 
Geschäftstätigkei t  der B ank erforderlich erscheinen . 

( 3 )  Die Bank notifiziert ihren Mi tgliedern den Zei tpunkt 
der Aufnahme ihrer Geschäftstätigkei t .  

Geschehen zu Paris am 29 . Mai 1990 in einer 
Urschri ft , deren deutscher , - englischer , französischer und 
russischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist  : die Urschrift 
wird i m  Ar'chiv des Verwahrers hinterlegt ; dieser über'mi ttelt allen 
anderen in Anlage A genannten voraussichtlichen Mi tgliedern 
beglaubigte Abschriften . 

, 

,, ' 
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A -

B -

ANLAGE A 

Ers tzeich$ungen auf das genehmi g t e  S t��api tal durch 
vorauss:i ch t l i ch e  Mi tgl iede r .  d i e  nach Ar tike l  6 1  

Mi tgl i e der we rden können 

A N Z A H L  DER 

ANTE I L E 

Z E I C H NUNGEN A U F  

D A S  K A P I T A L  

Europäische Gemeinschaften 

a }  
Belgien 22800 
Dänemark 12000 
Bundesrepublik Deutschland 85175  
Frankreich 85175 
G riechenland 6500 
I rland 3000 
I talien 85175  
Luxemburg 2000 
Niederlande 24800 
Portugal 4200 
Spanie� 34000 
Vereinj.gtes Königreich 85175  

b }  I 
Europäj.s che Wirtschafts gemeinschaft 30000 
Europä�s che Inves ti tionsbank 30000 

Sonstige eurOpäische L änder 

Finnland 1 2500 
Island 1000 
Israel 6500 
Liechtens tein 200 
Malta 100 
Norwegen - , 12500 
Ös terreich 22800 
Schweden 22800 
SchweÜ 22800 
Türkei 1 1500 

( i n M i l l i o n e n  

ECU ) 

228 , 00 
120 . 00 
85 1 .  75 
85 1 , 75 

65 , 00 
30 . 00 

851 , 75 
20 , 00 

248 , 00 
42 , 00 

340 , 00 
851 , 75 

300 , 00 
300 . 00 

� 

125 , 00 
10 , 00 
65 , 00 

2 , 00 .> -
1 , 00 

125 , 00 
228 , 00 
228 , 00 
228 . 00 
1 15 . 00 

. !_ , ' : '  Zypern 1000 10 . 00 
\ (  . .  

: 1 
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c - Empfängerländer 

Bulgarien 7900 79 , 00 
Deutsche Demokratische 
Republik 15500 155 , 00 
Jugoslawien 12800 128 , 00 
Polen 12800 128 , 00 
Rumänien 4800 48 , 00 
Tschechoslowakei 12800 128 , 00 
Ungarn 7900 79 , 00 
Union der Sozialis tischen 
Sowjetrepubliken 60000 600 , 00 

o - Nichteuropäische Länder 

Ägypten 1000 10 , 00 
Aus tralien 10000 100 , 00 
Japan 85175 851 , 75 
Kanada 34000 340 , 00 
Republik Korea 6500 65 , 00 
Marokko 1000 10 , 00 
Mexiko 3000 30 , 00 
Neuseeland 1000 10 , 00 
Vereinigte Staaten 
von Amerika 100000 1000 , 00 

E - Nicht zugewiesene An teile 125 1 , 25 

INSGESAMT 1000000 10000 , 00 

( * )  Die vorauss ichtlichen Mi tglieder sind nur für die Zwecke 
dieses Übereinkommens in den oben genannten Kategorien aufgeführt .  
Die  Empfängerländer werden sonst i n  diesem Übereinkommen als 
mittel- und osteuropäische Länder bezeichnet .  

- /. )  
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ANlAGE B 

ABSCHNITT A - WAHLT VON DIREKTOREN DURCH DIE GOUVERNEURE , DIE 
BELGIEN , DÄNEMARK , DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHlAND , FRANKREICH , '  
GRIECHENlAND , IRlAND , ITALIEN , LUXEMBOURG , DIE NIEDER��DE . 
PORTUGAL , SPANIEN , DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH , DIE EUROPÄISCHE 
WIRTSCHAFTSGE.'1EINSCHAFT UND DIE EUROPÄISCHE INVESTITIONSBANK 
VERTRETEN ( IM FOLGENDEN ALS "GOUVERNEURE DES ABSCHNITTS A "  
BEZEICHNET ) . 

( 1 )  , Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf 
diesen Abschnitt  Anwendung . 

( 2 )  Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von 
den Gouverneuren des Abschni tts A benannt , wobei j eder Gouverneur 
nur eine Person benennen dar f .  Die Wahl der Direktoren erfolgt 
durch die Gouverneure des Abschnitts A .  

( 3 )  Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt s äm tliche 
S timmen , auf die das Mi tglied , das ihn ernannt hat , nach Artikel 
29 Abs ätze � und 2 Anspruch hat ,  für ein und dieselbe Person ab . 

( 4 ) Vorbehal tlich des Absatzes 10  werden die 1 1  Personen , 
welche die hÖChs te Stimmenzahl erhal ten , Direktoren ; j edoch gil t  
nicht als gewähl t , wer weniger als 4 , 5  v .  H .  der Ges amtzah l  der 
S timmen erhäl t ,  die nach Abschnitt A abgegeben werden können 
( berechtigte S timmen ) . 

( 5 )  Vorbehaltlich des Absatzes 1 0  findet , wenn im ers ten 
Wahlgang keine 1 1  Personen gewähl t werden , ein zwei ter Wahlgang 
s tat t ,  bei ilem derj enige . der im ersten Wahlgang die niedrigs te 
S timmenZah l

s

i erhalten hat . auss cheidet ,  es sei denn . es s tanden 
nicht mehr als 1 1  Kandidaten zur Wahl ; an diesem Wahlgang 
beteiligen ich nur 

I a )  die Gouverneure , die im ers ten Wahlgang für 
! eine nicht gewählte Person ges timmt haben , 

sowie 

b )  die Gouverneure , von deren für eine gewähl te 
Person abgegebenen S timmen nach den 
Absätzen 6 und 7 angenommen wird . dall s ie 
die für diese Person abgegebene S timmenzahl 
auf über 5 . 5  v .  H .  der berechtigten S timmen 
angeh\J�oen haben . 

( 6 ) Sei der Beurteillmg der Frage . ab von den von einem 
Gouverneur ' abgegebenen S timmen anzunehmen i s t , dall sie die 
Gesamts timm�nzahl für eine Person auf über 5 , 5  v . H .  der 
berechtigten! Stimmen angehoben haben , wird angenommen . das diese 
;5;;', v .  H .  zupächs t die Stimmen des Gouverneurs einschlieeen , der 
die höchs te iStimmenzahl für den Betreffenden abgegeben hat . sodann 
die S ti mmen l des Gouverneurs . der die nächs thöchs te S timmenzahl 
abgegeben h�t , und so fort , bis 5 . 5  v . H .  erreicht sind . -
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( 7 )  Ein Gouverneur , dessen S timmen zum Teil mi tgez ähl t. 
werden müssen , um die Gesam tstimmenzahl für eine Person über 4 . 5 
v . H .  anzuheben , wird so angesehen , als habe er alle seine Stimmen 
für den Betreffenden abgegeben , selbs t wenn die Gesamts timmenz ahl 
für den Betreffenden dadurch 5 , 5  v .  H .  übers teigt ; dieser 
Gouverneur is t bei einem wei teren Wahlgang nicht mehr 
s timmberechtigt . 

( 8 )  Sind nach dem zwei ten Wahlgang keine 1 1  Personen 
gewähl t ,  so finden vorbehal tlich des Absatzes 10 nach Maßgabe der 
in diesem Abschn i t t  fes tgelegten Grundsätze und Verfahren wei tere 
Wahlgänge s tatt , bis 1 1  Personen gewählt  sind ; j edoch kann , wenn 
in irgendeinem Wahlgang 10 Personen gewähl t werden , die el fte 
ungeachtet des Absatzes 4 mi t einfacher Mehrhei t der verbleibenden 
Stimmen gewähl t werden . 

( 9 )  Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der 
Direktoren , die von den Gouverneuren des Abs chni tts A zu wählen 
sind ,  werden die in den Absätzen 4 ,  5 ,  6 und 7 genannten Mindest­
und Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat entsprechend angepaB t .  

( 10 )  Solange ein Unterzeichner oder eine 
Un terzeichnergruppe , deren An teil am ges am  ten in Anlage A 
vorgesehenen Zeichnungskapi tal mehr als 2 , 4  v .  H .  beträgt , keine 
Ratifikations - ,  Genehmigungs - oder Annahmeurkunde hinterlegt hat , 
wird für diesen Unterzeichner beziehungsweise diese 
Unterzeichnergruppe kein Direk tor gewähl t .  Der oder die 
Gouverneure , die einen solchen Unterzeichner oder eine solche 
Unterzeichnergruppe vertre ten , wählen einen Direktor für j eden 
Unterzeichner beziehungsweise j ede Unterzeichnergruppe , sobald sie 
Mitglieder werden . Ein solcher Direktor wird s o  angesehen , als sei 
er nach Artikel 26 Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner 
Eröffnungssitzung gewählt  worden , wenn er während der Amtszei t des 
ers ten Direkto�iums gewählt  wird . 

ABSCHNIIT B - WAHL DER DIREKTOREN DURCH DIE GOUVERNEURE , DIE 
ANDERE LÄNDER VERTRETEN 

Abschnitt  B i )  - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure , welche 
die in Anlage A als mittel- und os teuropäische Lände r  aufgefUhrten 
Länder ( Empfängerländer ) vertreten ( im folgenden als Gouverneure 
des Abschni tts B i )  bezeichne t ) . 

( 1 )  Die Bes timmungen dieses Abschnit ts finden nur auf 
diesen Abschnit t  Anwendung . 

( 2 )  Die Kandidat�n für das Amt eines Direktors werden von 
den Gouverneuren des Abschnitts B i )  benannt , wobei j eder 
Gouverneur nur e in e  Person benennen dar f .  Die Wahl der Direktoren 
e rfolgt durch die Gouverneure des Abschni tts B i ) . 

I \. .  \ : '  
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( 3 )  IJeder s timmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche 
S timmen . auf die das Mi tglied , das ihn ernannt hat , nach Artikel 
29 Absätze � und 2 Anspruch hat , für ein und dieselbe Person ab . 

I 

( 4 )  Vorbehal tlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen . 
welche die �öchs te Stimmenzahl erhal ten , Direktoren ; j edoch gilt  
nicht als  gewähl t ,  wer  weniger als 12  v .  H .  der  Gesam tzahl der 
Stimmen erhäl t ,  die nach Abschni t t B i ) abgegeben werden können 
( berechtigte S timmen ) . 

( 5 )  Vorbehal tlich des Absatzes 10 findet ,  wenn im ers ten 
Wahlgang ke�ne 4 Personen gewähl t werden , ein zwei ter Wahlgang 
s ta t t , bei Idem derjenige , der im ers ten Wahlgang die niedrigs te 
S t immenzahl l erhal ten hat , ausscheidet ,  es sei denn , es standen 
nicht mehr I als 4 Kandidaten zur Wahl : an diesem Wahlgang 
beteiligen �ich nur 

I 
a )  die Gouverneure , die im ers ten Wahlgang für 

eine nicht gewählte Person ges timm t  haben ,  
sowie 

b )  die Gouverneure , von deren für eine gewählte 
Person abgegebenen S timmen nach den 
Absätzen 6 und 7 angenommen wird , das sie 
die für diese Person abgegebene S timmenzahl 
auf über 13 v .  H .  der berechtigten S timmen 
angehoben haben . 

( 6 )  Bei der Beurteilung der Frage , ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen i s t , das sie die 
Gesamts timmEllnzahl für eine Person auf über 13 v . H .  der 
berech tigteIJl S timmen angehoben haben , wird angenommen , das diese 
13 v . H .  zun�chs t die S timmen des Gouverneurs einschlieeen , der die 
höchs te Sti�enzah l  für den Betreffenden abgegeben hat . sodann die 
Stimmen de� Gouverneurs , der die nächs thöchs te S timmenzahl 
abgegeben h,t , und so fort , bis 13 v . H .  erreicht sind . 

I 
( 7 )  I Ein Gouverneur , dessen Stimmen zum Tei l  mi tgezähl  t 

werden müssrn ,  um die Gesamts timmenzahl für eine Person über 12  
v . H .  anzuhepen , wird so angesehen , als habe e r  alle seine Stimmen 
für den Betreffenden abgegeben , selbst wenn die Gesam ts timmenzahl 
für den Betreffenden dadurch 1 3  v . H . übersteigt ; dieser Gouverneur 
i s t  bei einem weiteren Wahlgang nicht mehr s timmberechtigt . ,  

( 8 )  Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewäh l t , so finden vorbehaltlich r�s Absatzes 10 nach Masgabe der 
in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze  und, 'erfahren weitere 
Wahlgänge s tatt , bis 4 Personen gewählt sind : j edoch kann , wenn in 
i rgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt werden , die vierte 
ungeachtet  des Absatzes 4 mit einfacher Mehrhei t  der verbleibenden 
S t immen gewähl t werden . � l ' • : 

\ " . ,  
( 9 )  i Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der 

Direktoren , 1 die von den Gouverneuren des Abschnitts B i )  zu wählen 
sind , werder die in den Abs ätzen 4 ,  5 ,  6 und 7 genannten Mindes t­
und Höchs th�ndertsätze vom Gouverneursrat entsprechend an��pas t .  
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( 10) Solange ein Un terzeichner oder eine 
Unterzeichnergruppe , deren Anteil am gesam ten in Anlage A 
vorgesehenen Zeichnungskapi tal mehr als 2 , 8  v .  H .  be trägt , keine 
Rati fikations - ,  Genehmigungs - oder Annahmeurkunde hinterlegt hat , 
wird für diesen Unterzeichner bez iehungsweise diese 
Unterzeichnergruppe kein Direktor gewähl t .  Der oder die 
Gouverneure , die einen solchen Unterzeichner oder eine solche 
Unterzeichnergruppe vertre ten , wählen einen Direktor für j eden 
Unterzeichner beziehungsweise j ede Unterzeichnergruppe , sobald s i e  
Mi tglieder werden . Ein solcher Direktor wird s o  angesehen , a l s  s e i  
e r  nach Artikel 26  Absatz 3 vom Gouverneursrat auf s einer 
Eröffnungssi tzung gewähl t worden , wenn e r  während der Amtszei t des 
ers ten Direktoriums gewähl t wird . 

Abschni t t  B i i ) - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure , 
welche die in Anlage A als andere europäische Länder aufgeführten 
Länder vertre ten ( im folgenden als Gouverneure des Abschni t ts B 
i i ) bezeichne t ) . 

( 1 )  Die Bestimmungen dieses Abschn it ts finden nur auf 
diesen Abschnit t  Anwendung.  

( 2 )  Die Kandidaten für das Amt  eines Direktors werden von 
den Gouverneuren des Abschni tts B i i ) benannt ,  wobei j eder 
Gouverneur nur eine Person benennen darf . Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschn i t ts B i i ) . 

( 3 )  Jeder s timmberechtigte Gouverneur gibt säm tliche 
S timmen , auf die das Mitglied , das ihn ernannt hat ,  nach Artikel 
29 Absätze 1 und 2 Anspruch hat , für ein und dieselbe Person ab . 

( 4 )  Vorbehaltlich des Absatzes 10  werden die 4 Personen , 
welche die höchs te S timmenz ahl erhalten , Direktoren : j edoch g i l t  
nicht a l s  gewähl t ,  wer weniger als 20 , 5  v .  H .  der Gesamtzahl der 
S timmen erhält ,  die nach Abschn i t t  B i i ) abgegeben werden können 
( berechtigte Stimmen ) . 

( 5 )  Vorbehaltlich des Absatzes 10  finde t , wenn im ers ten 
Wahlgang keine 4 Personen gewähl t werden , ein zwei tel' Wahlgang 
s tatt , bei dem derj enige , der im ersten Wahlgang die niedrigs te 
S timmenzahl erhal ten hat , ausscheidet ,  es sei denn , es s t anden 
nicht mehr als 4 Kandidate� zur Wahl ; an diesem Wahlgang 
beteiligen s ich nur 

; � _ ; , l 

a)  die Gouverneure , die i m  ersten Wahlgang für 
eine nicht gewähl te Person ges timmt haben , 
sowie - . ' 

b )  die Gouverneure , von deren für eine gewählte 
Person abgegebenen S timmen nach den 
Absätzen 6 und 7 angenommen wird , das sie  
die  für diese Person abgegebene S timmenzahl 
auf über 2 1 . 5  v .  H .  der berechtigten 
S timmen angehoben haben . 
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( 6 )  Bei der Beurteilung der Frage , ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen is t .  das sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf Uber 21 , 5  v . H .  der 
berechtigten Stimmen angehoben haben , wird angenommen , das diese 
2 1 , 5  v . H .  zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschliesen . der 
die höchs te Stimmenzahl fUr den Betreffenden abgegeben hat , sodann 
die Stimmen des Gouverneurs , der die nächsthöchste Stimmenzahl 
abgegeben hat , und so fort , bis 21 , 5  v . H .  erreicht sind . 

( 7 ) Ein G0uverneur , dessen Stimmen zum Teil mi tgezähl t 
werden müssen , um die Gesamtstimmenzahl fUr eine Person über 20 , 5  
v . H .  anzuheben , wird so angesehen , als habe er alle seine Stimmen 
für den Betreffenden abgegeben , selbst wenn die Gesamtstimmenzahl 
für den Betreffenden dadurch 21 , 5  v . H .  Ubersteigt ; dieser 
Gouverneur! ist  bei einem weiteren Wahlgang nicht mehr 
s timmberecptigt . 

( 8 ) :  Sind nach dem ' zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewähl t ,  so finden vorbehal tlich des Absatzes 10 nach Masgabe der 
in diesem Abschnitt  festgelegten Grundsätze und Verfahren wei tere 

. Wahlgänge stat t , bis 4 Personen gewählt sind ; j edoch kann . wenn in 
i rgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt werden , die vierte 
ungeachtet des Absatzes 4 . mit einfacher Mehrhei t  der verbleibenden 
S timmen gewählt werden . . 

( 9 )  Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der 
Direktoren. die von den Gouverneuren des Abschnitts B i i )  zu 
wählen -sind , werden die in den Absätzen 4 ,  5 ,  .6 .und .7 gen8n!lten 
Mindest� und Höchs thundertsätze vom Gouverneursrat . . entsprecl'lend . 
angepas t .  

( 10 ) Solange ein Unterzeichner oder eine 
Un terzeic�ergruppe , deren An teil am gesamten . in. � Anlage. :  . A  
vorgesehen�n Zeichnungskapital mehr als 2 , 8 v .  H. · beträgt , - keine 
Ratifikati�ns- ,  Genehmigungs- .oder Annahmeurkunde hinterlegt ha� , 
wird fUr diesen Unterze,ichner beziehungsweise diese 
unterzeiC�' ergruppe kein Direktor gewählt . .  Der . .  oder . die 
Gouverneur , die einen solchen Unterzeichner oder eine solche 
Unterzeich ergruppe vertreten , wählen einen Direktor für j eden 
Unterzeich er beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe , sobald sie 
Mitglieder l werden . Ein solcher Direktor wird so angesehen , als sei 
er nach �rtikel 26 Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner 
Eröffnungs�itzung gewählt worden , wenn er während der Amtszeit des 
ersten Direktoriums gewählt wird . 

Abschni tt B Hi ) - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure . 
welche die in Anlage A als nichteuropäische J.änder aufgefUhrten 
Länder vertreten ( im folgenden als Gouverneur� ._d�s Absc!ml �� B 
iii ) bezeichne t ) . 

( 1 )  Die Bes timmungen dieses Abschnitts finden nur auf 
. ,_ ; 1 I  ,diesen Abs<;hni t t Anwendung . 

" I  . .  

. .... 
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( 2 )  Die Kandidaten fUr das Amt eines Direktors werden von 
den Gouverneuren des Abschnitts B iii ) benann t ,  wobei j eder 
Gouverneur nur eine Person benennen darf .  Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschni tts B ii i ) . 

( 3 )  Jeder s timmberechtigte Gouverneur gibt säm tliche 
Stimmen , auf die das Mi tglied , das ihn ernannt hat , nach Artikel 
29 Absätze 1 und 2 Anspruch hat , fUr ein und dieselbe Person ab . 

( 4 )  Vorbehal tlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen , 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten , Direktoren ; j edoch gil t 
nicht als gewählt ,  wer weniger als 8 v .  H .  der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält ,  die nach Abschnitt B iii ) abgegeben werden können 
( berechtigte Stimmen ) . -

( 5 )  Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet ,  wenn im ers ten 
Wahlgang keine 4 Personen gewähl t werden , ein zwei ter Wahlgang 
s ta t t , bei dem - derjenige , der im ers ten Wahlgang die niedrigs te 
Stimmenzahl erhal ten hat , ausscheidet ,  es sei denn , es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl ; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a )  die Gouverneure , die im ers ten Wahlgang , fUr' 
eine nicht gewähl te Person ges timm t haben , 
sowie 

b }  die Gouverneure ,  von deren fUr eine gewähl te 
Person abgegebenen Stimmen nach den 
Absätzen 6 und 7 angenommen wird , das sie 
die fUr diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf Uber 9 v .  H .  der be rech tigten S timmen 
angehoben haben . 

( 6 )  Bei der Beurteilung der Frage , ob von den von - einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen i s t , das sie a�e 
Gesamtstimmenzahl fUr eine Person auf Uber 9 v . H .  der berechtigten 
S timmen angehoben haben , wird angenommen , das diese 9 , v . H .  
zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschliesen , der die höchste 
S timmenzahl für den Betreffenden abgegeben hat , sodann die S timmen 

- des Gouverneurs . der die nächsthöchste Stimmenzahl abgegeben hat , 
und so for t ,  bis 9 v . H .  erreicht sind . 

, -
( 7 )  Ein Gouverneur , dessen Stimmen zum Teil mitgezählt 

werden müssen , um die Gesamtstimmenzahl für eine Person Uber 8 
v . H .  anzuheben , wird so angesehen , als habe er alle seine Stimmen 
für den Betreffenden abgegeben , selbst wenn die Gesamts timmenzahl 
für den Betreffenden dadurch 9 v . H .  Uberst�gt : dieser Gouverneur 
ist be; ,einem weiteren Wahlgang nicht mehr s timmberechtigt . 

( 8 )  Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewählt ,  so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Masgabe der 
in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren weitere 
Wahlgänge stat t ,  bis 4 Personen gewähl t  sind ; j edoch kann , wenn in 
�tgEmdeinem Wahlgang 3 Personen gewähl t werden , die vierte 
ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit  der verbleibenden 
Stimmen gewähl t werden . 

t ,'" 
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( 9 )  Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der 
Direktoren , die von den Gouverneuren des Abschnitts B iii ) zu 
wählen sind , werden die in den Absätzen 4 ,  5 ,  6 und 7 genannten 
Mindes t- Und Höchs thundertsätze vom Gouverneursrat entsprechend 
angepas t • ! 

( 10 )  Solange ein Unterzeichner oder eine 
Unterzeichnergruppe , deren Anteil am gesamten in Anlage A 
vorgesehen;en Zeichnungskapi tal mehr als 5 v .  H .  beträgt , keine 
Ratifikatibns- ,  Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat , 
wird fUr diesen Unterzeichner beziehungsweise diese 
Unterzeic�ergruppe kein Direktor gewählt .  Der oder die 
Gouverneur!e , die einen solchen . Unterzeichner oder eine solche 
Unterzeich!nergruppe vertreten , wählen einen Direktor für j eden 
Unterzeichiner beziehungsweise j ede Unterzeichnergruppe , sobald sie 
Mi tgliede� werden . Ein solcher Direktor wird so  angesehen , als sei 
er  nach �r tikel 26 Absatz 3 vom Gouverneurs rat auf seiner 
Eröffnungsisi tzung gewählt worden , wenn er während der Amtszei t des 
ers ten Direktoriums gewählt wird . 

ABSCHNITT C - REGELUNGEN FUR DIE WAHL DER DIREKTOREN , DIE NICHT IN 
ANLAGE A AUFGEFtiHRTE LÄNDER VERTRETEN 

Beschliea t der Gouverneursrat nach Artikel 26 Absatz 3 ,  die · 
Zahl der Mitglieder des Direktoriums zu erhöhen oder zu verringern 
oder seine Zusammensetzung zu ändern , um Änderungen in der -c Zahl 
der Mi tglieder der Bank Rechnung zu tragen , so ·' prüft ' der ::­
Gouverneursrat zunäcbst ;  ob diese Anlage geändert -werden mUß , und 
nimmt solche Änderungen. gegebenenfalls im Rahmen seines 
Beschlusse!s vor . . . .. . . . .. 

ABSCHNITT D - UBERTRAGUNG VON STIMMEN 
I 

Ei� Gouverneur ,  der nicht an der Stimmabgabe für die Wahl 
teilnimmt l oder dessen Stimme nicht zur Wahl eines Direktors nach 
Abschnit t  J\ oder Abschnitt B i ) , Abschnit t  B H )  oder Abschnitt B 
i i i )  beiträgt , kann die ihm zus tehenden S timmen einem gewählten 
Direktor Ubertragen ; jedoch mUß der Gouverneur dazu zunächs t die 
Zus timmung aller Gouverneure einholen , die den Direktor gewählt 

I 
haben . I 

I 
. 

Ei� BeschlUß eines Gouverneurs , nicht an der S timmabgabe 
für die W�l eines Direktors teilzunehmen , l äa t  die Berechnung der 
berechtig�en S timmen nach Abschnit t  A ,  Abschnit t  B i ) , Abschnitt  B 
ii ) . oder �bschni t t B H i ) .  unberührt . 
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H e r r  Präsiden t !  

A n  den P r äs iden t e n d e r  Kon f e r e n z  
übe r d i e  E r r i c h t ung d e r  
Europä i s c h e n  B a n k  f ü r  Wiede raufbau 
und Entwicklung 

Wi e Sie wiss en . hat die I n i t i a t ive des fran z ö s i schen S t aa t s p rä s i d e n t e n  :.Ii t t e rrand zur 
E r r ich tung d e r  Europä i s chen Bank für Wiede raufbau und Entwicklung mit dem Z i e l . den Übe rgang d e r  
Volkswi r t s ch a f t e n  d e r  m i t t e l- und os t europäischen Länd e r  z u r  :.Iarktw i r t s c h a f t  zu e r l e i c h t e rn .  
V e r s t ändn i s  und Un t e r s t ü t zung s e i t ens d e r  sowj e t ischen Behörden ge funden . D i e  sowj e t ische 
D e l e ga t ion ha t an den Ve rhandlungs runden zur Abfassung d e r  fUr d i e  Bank maß g e b l ichen U rkunden 
t e i l genommen .  Die Gründe rlände r haben dadurch e rhebl iche Fortsch r i t t e  bei der Ausarbe i t ung des 
Übere inkommens zur E rr i chtung der Europä ischen Bank für Wi ede raufbau und Entwick lung e r z i e l t . 

G l e i ch z e i t i g  s ind gewi s s e  Schwi e r igke i t en aufge t r e t e n .  we i t gehend b e d i n g t  durch d i e  
Be fü rchtungen e i n e r  R e i h e  v o n  Länd e rn .  d i e  Sow j e tunion könn t e  aufgrund d e r  G r ö ß e  i h r e r  
Volksw i r t s c h a f t  Hau p t e m p fänge r d e r  D a r l e h e n  d e r  Bank w e r d e n  u n d  dadurch d e r e n  :'!'Iög l i c h ke i t e n .  
and e r e n  mi t t e l - und o s t e uropä i s chen Ländern H i l fe z u  gewähren . schmä l e rn .  

I n  d i e s e m  Zusammenhang . v e r e h r t e r  He rr Präs iden t . möch t e  i c h  Ihnen v e r s i c h e rn .  daß d i e  
A b s i c h t  d e r  Sowj e t union . e i n  g l e ichberech t i g t e s  Mi t g l i ed d e r  Bank zu we rden . i n  e r s t e r  L i n i e  auf 
ihrem Wi l l e n  b e ruh t . e in e  neue Ins t i tu t i on der mu l t i l a t e ralen Zusammenarbe i t  zu s c h a f fe n .  um die 
Durchführung h i s t o r i sc h e r Re formen auf dem europäischen Kon t in e n t  zu förde rn . 

I c h  darf S i e  davon un t e r r i c h t en . daS meine R e g i  e rung b e r e i t  i s t .  i h r e n  Zugang zu den 
M i t t e l n  d e r  Bank nach A r t i k e l  8 Abs a t z  4 des Übere inkommens für e i n e n  Z e i t raum von 3 Jahren a b  
Inkraft t r e t en d e s  Ü b e r e i nkomm e n s  zu begre n z e n . Während d i e s e s  Z e i t raums wün s c h t  d i e  Sowj e t un i on . 
daß d i e  Bank t e chni sche H i l fe und andere A r t en von ln t e rs t ü t zung z u r  Finan z i e rung ihrer 
P r i va t wi r t s chaft . zur E r l e i ch t e r"ng des Übe rgangs s t aa t s e i gene r U n t e rnehmen in P r i va t e igentum 
und unt e r  priva t e  Kon t ro l l e  sow i e  zur Un t e r s t ü t zung von U n t e rnehmen . d i e  auf 
�e t t bewe r b s g rund lage arbe i t en und e ine T e i lnahme an der :'I'Ia rktwi r tschaft ans t re b e n .  gewäh r t . und 
zwar un t e r  Vorbeh a l t d e s  in A r t i k e l  11 Absa t z  3 f e s t g e l e g t e n  Verhäl t n i s s e s . D e r  Gesamtbetrag d e r  
v o n  d e r  Bank auf d i e s e  W e i s e  gewä h r t e n  Un t e r s t ü t zung würde den v o n  de r Sowj e t un i o n - für i h r e  
An t e i l e  gezahl t e n  G e s am t be t ra g  i n  Barmi t t e l n  und Schu l ds ch e inen n i c h t· . .  Ube rst e i g e n .·-

I c h  bin zuv e r s i ch t l i c h .  daß d i e  fo r t S Chre i t enden wi r t SCha f t l i ch e n  Re formen in d e r  
Sowj e tunion i n  j edem F a l l  d i e  Ausdehnung d e r  T ä t i g ke i t e n  d e r  Ban.k auf das G e b i e t  d e r  Sowj e t union 
be güns t i g e n  we rden . Da d i e  Sowj e t union j e doch an d e r  Gewäh r l e i s tung d e s  ,mu l t i l a t e ralen 
Charak t e rs d e r  Bank i n t e r e s s i e r t  is t .  w i rd s i e  n i c h t  ve ranla. s e n . daS die von i h r  aufgenommenen 
D a r l e h e n  zu i rgendeinem Z e i t punkt in der Zukunft den mit der E rhal tung d e r  e r forde r l i chen 
V i e l fa l t  i n  d e r  Geschä f t s t ä t i g k e i t  der Bank und d e r  vors i c h t sbeding t e n  B e grenzung ihres 
Engageme n t s  v e r e inbaren B e t rag ü b e rs t e i gen . 

:'!'Ii t vorzügl i c h e r  Hochachtung 

) 

r sowJ;h� 
t de r a a t sbank d e r  UdSSR 

V. GERASHCHENKO '; 

. .... 
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AGREEMENT ESTABLISHING 
THE EUROPEAN B��K FOR RECONSTRUCTION 

AND DEVELOPMENT 

The contrac ting part ies . 

Commi t ted to the fundamental principles of mul tipa�ty 
democracy , the rule o f  law ,  respect  for human rights and market 
economics ; 

Recal ling the Final 
Securi ty and Cooperation 
Decl aration on P rinciples ; 

Ac t of  the Hels inki Conference on 
in Europe , and in particular i ts 

Welcoming the intent of  Central and Eas tern European 
countries to fur ther the practical implementation of multiparty 
democracy , s trengthening democratic ins titutions , the rule of law 
and respect  for human rights and their wil lingness to implement 
reforms in order to evolve towards market-oriented economies ; 

Cons idering the importance of  c lose and coordinated 
cooperation in order to promo te the economic progress of  Central 
and Eas tern European countries to help the i r  economies become 
more internationally compe ti tive and ass i s t  them in their 
recons truc t ion and developmen t and thus to reduce , where 
appropriate , any risks related to the financing of their  
economies ; 

Convinced that the 
financial ins ti tution which is 
b roadly international in i ts 
ends and would cons titute 
cooperation in Europe ; 

es tablishment of a mul tilateral 
European in i ts bas ic character and 
membership would help serve these 
a new and unique s t ruc ture of 

Have agreed to es tablish hereby the European Bank for 
Recons truc tion and Development ( hereinafter called " the Bank" ) 
whith shall ope rate in accordance wi th the fol lowing : 

, 
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Chap t e r  I 

PURPOSE, FUNCTIONS ��D ML�ERSHIP 

Article 1 

PURPOSE 

In contributing to economic progress and recons truc tion , 
the purpose of  the Bank shall be to fos ter the trans i tion towards 
open market oriented economies and to promote p rivate · and 
entrepreneurial ini tiative in the Cen tral and Eas tern European 
count ries committed to and app lying the principles of mul tiparty 
democracy , pluralism and marke t economics . 

Article 2 

FUNCTIONS 

1 .  Ta ful fil  on a lang- term basis i ts purpose of  fas tering 
the transi tion o f  Central and Eastern European count ries towards 
open market-oriented economies and the promotion of private and 
entrepreneurial initiative , the Bank shall assist  the rec ipient 
member countries to implement s tructural and sectoral economic 
reforms , including demonopolization , decentralization and 
privatization , to help their economies become fully in tegrated 
into the internat ional economy by measures 

( i )  to p romote , through private and other interes ted 
inves tors , the es tablishment , improvement and expansion of 
p roduc tive , compe titive and private sector activi ty , in particular 
small and medium si zed enterprises : 

( ii )  to mobilize domes tic and foreign capi tal and 
experienced management to the end described in ( i )  

( ii i )  to fos ter productive inves tment ,  including in the 
service and financial sec tors , and in related infrastructure where 
that is necess ary to support private and entrepreneurial 
initiative , thereby as sis ting in making a competi tive envi ronment 
and raising produc tivi ty , the standard of living and condi tions of 
l abour 

( iv )  to r :-:J 'lide technical assis tance for the preparation , 
financing and :. ::: p lementation of  relevan t projects , whether 
individual or in : :-,e context of specific inves tment programmes : 

( v )  to s t i �ulate and encourage the development of  capi tal 
markets ; 

( v i )  to give support to sound and economically viable 
p rojects involving more �han one recipj p.nt member country 

.. ) 
( vi i ) to p romo te in the full range of  i ts ac tivities 

environmentally sound and sus tainable development and 

( viii ) to undertake such other activities and provide such 
o ther services as may further these functions . 
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2 . I n  carrying o u t  the func t ions referred to i n  paragraph 1 
o f  this Art�c l e , the Bank shall work in close cooperation wi th all 
i t s  members l and ,  in such manner as i t  may deem appropriate within 
the terms o� this Agreement ,  wi th the Internat ional Monetary Fund , 
the In ternaitional Bank for Recons truction and Development , the 
International Finance Corporation , the Mul tilateral Inves tment 
Guarantee Agency , and the Organisation for Economic  Cooperation 
and Develop�ent , and shall cooperate wi th the Uni ted Nations and 
i ts Specialised Agencies and other related bodies , and any entity , 
whe ther public  or private , concerned wi th the economic development 
o f , and i nve s tmen t in , Cent ral and Eas tern European countries . 

Article 3 

MEMBERSHIP 
i 

1 .  M4mbershiP in the Brulk shall be open : 

countries 
and 

I (i) to ( 1 )  European countries and ( 2 )  non-European 
w�ich are members of the International Monetary Fund ; 

I 
( i i )  to the European Economic Communi ty 

European In�es tment Bank . 
! 

and the 

2 .  Countries el igible for membership under paragraph 1 of 
this ArticH:! , which do not become members in accordance wi th 
Article 61 pf thi s Agreemen t ,  may be admi t ted , under such terms 
and condi tions as the Bank may de termine , to membership in the 
B ank upon the affirmative vote of not less than two- thirds of the 
Governors , �epresen ting no t less than three- fourths of the total 
voting powe� of the members . 

i 
Chapter II 

CAPITAL 

Article 4 

AUTHORIZED CAPITAL STOCK 

1 .  e original authorized capital s tock shall be ten 
thousand mi l ion ( 10 , 000 , 000 , 000 ) ECU . I t  shall be divided into 
one million ( 1 , 000 , 000 ) shares , having a par value of  ten thousand 
( 10 , 000 ) ECY each , which shall be available for subscription only 
by members �n accordance with the provis ions of Article 5 of this 

. Agreemen t . . 

2 .  �e Origi��l capi tal s tock shall be divided into paid-in 
shares and call able shares . The initial total aggregate par value 
o f  paid-in shares shall be three thousand million ( 3 , 000 , 000 , 000 ) 
ECU . 

3 .  TI;le authorized capital s tock may be increased at such 
time and under such terms as may seem advisable . by a vo te of not 
less than �1o- thirds of the Governors , representing not less than 
three- fourtis of  the total voting power o f  the members . 

! 
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Artic l e  5 

SUBSCRIPTION OF SHARES 

1. Each member shall  subscribe to shares of the capi tal 
s tock of the Bank . subjec t  to ful filment of the member '  s legal 
requ irements . Each subscri ption to the original authorized capi tal 
s tock shal l be for paid-in shares and cal l able shares in the 
propor tion of three ( 3 )  to seven ( i ) . The ini tial number of shares 
available to be subsc ribed to by Signatories to this Agreemen t 
which become members in accordance wi th Article 61 of this 
Agreement shall be that set forth in Annex A .  No member shall have 
an ini tial subscription of less than one hundred ( 100 ) shares . 

2 .  The initial number of shares to be subscribed to by 
countries whi ch are admi tted to membership in accordance wi th 
p aragraph 2 of Arti cle 3 of this Agreement shall be de termined by 
the Board of Governors provided . however ,  that no such 
subscrip tion shall be authorized which would have the effect  of 
reducing the percentage of capi tal s tock held by coun tries which 
are members of the European Economic Commun i t y ,  together with the 
European Economi c  Communi ty and the European Inves tmen t Bank . 
below the maj ori ty of the total subscribed capi tal s tock . 

3 .  The Board of Governors shall  at intervals of no t !:lo re 
than five ( 5 )  years review the capi tal s tock of the Bank . In case 
of an increase in the authori zed capi tal s tock , each member shall 
have a reasonab l e  oppor tuni ty to subscribe , under such uni form 
terms and cond i t i ons as the Board of Governors shall determine , to 
a propor tion of the increase in s tock equivalent to the proportion 
which i ts s tock subsc ribed bears to the to tal subscribed capi  tal 
s tock immedi ately prior to such increase . No member shall be 
obliged to subscribe to any part of an increase of capi tal s tock . 

4 .  Subj ec t to the provis ions of paragraph 3 of  this 
Arti c l e , the Board of Governors may , at the reques t of a member , 
increase the subscription of  that membe r ,  or  al locate shares to 
that member wi thin the au thorized capi tal stock which are no t 
taken up by o t�er members : provided , however ,  that such increase 
shal l no t have the effec t of reducing the percen tage of capital 
s tock held by countries whi ch are me�]bers of the European Economic 
Communi ty , toge ther wi th the European Economic Communi ty and the 
European Inves tment Bank , below the maj ori ty of the total 
subsc ribed capi tal s tock . 

5 .  Shares of  s tock initially subscribed to by members shall 
be issued at par . Other shares sr�ll be issued at par unless the 
Board o f  Governors , by a vote of not less than �wo- thi rds of the 
Governors , representing not less than two- thirds of the total 
voting power of the members , decides to issue them in special 
c i rcums tances on o ther terms . 

6 .  Shares of s tock shall no t be pledged or encumbered in 
any manner whatsoever , and they shall not be trans ferable excep t 
to the Bank in accordance with Chapter VII of  this  Agreement .  
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7 .  The l i abi l i ty of the members on shares shall be l imi ted 
to' the unpaid portion of thei r  issue price . No member shall be 
liable , by re ason of i ts membership , for obligations of the Bank . 

Article 6 

PAYMENT OF SUBSCRIPTIONS 

1 .  P 9.:y:nent of the paid-in shares o f  the amount ini tially 
subscribed t� by each Signatory to this Agreement , which be comes a 
member in aclcordance w i th Article 61 of  this Agreement ,  shal l be 
made in five· ( 5 )  ins talments of twenty ( 20 )  per cent each of  such 
amoun t .  The first ins talment shall be paid by each member wi thin 
sixty ( 60 )  days after the date of the entry into force of this 
Agreement ,  or after the date of deposit  of i ts ins trument of  
ratification l accep tance or approval in accordance wi th Article 
61 , if this latter is later than the date of the entry into force . 
The remaining four ( 4 )  ins talments shall each become due 
successively one year from the date on which the preceding 
ins talment became due and shall each , subject  to the legislative 
requirements of each member , be paid . 

2 .  Fi fty ( 50 ) · per cent of payment of  each instalment 
pursuant to paragraph 1 of this Article , or by a member adm i t ted 
in accordance w i th paragraph 2 of Article 3 o f  this Agreement ,  
may be made · i n  p romissory no tes o r  other obligations issued by 
such member �d denominated in ECU , in Uni ted S tates dol l ars or in 
Japanese yen , to be drawn down as the Bank needs funds for 
disbursement as a resul t of its operations . Such notes or 
obligations shal l be non-nego tiable , non-interes t-bearing and 
payable to the Bank at par value upon demand . Demands upon such 
notes or obl igations shall , over reasonable periods of time , be 
made so that . the value of such demands in ECU at the time of 
demand from leach member is proportional to the number  of  paid-in 
shares subscribed to and held by each such member depos i ting such 
no tes or obl tgations . 

3 .  All payment obligations o f  a member in respec t  of  
subscription I to shares in the ini ti al  capi tal s tock shall be 
settled ei ther in ECU , in Uni ted States dol lars or in Japanese yen 
on the basis ' of the average exchange rate of the relevan t  currency 
in terms of the ECU for the period from 30 Sep tember 1989 to 31  
March 1990 iriclus ive . 

� 

4 . Paymen t of the amount subscribed to the cal l able capi tal 
s tock of the Bank shall be subject to cal l , t aking account of  
Arti�les 17 '

and 42 of this Agreement ,  only as  and when requi red 
' by 'the Bank to mee t i ts liabilj ties . 

I � .  
5 .  r d  the event of a call referred t o  in paragraph 4 o f  

this Articla , paymen t shal l b e  made by the member in ECU ,  in 
Uni ted S tates dollars or in Japanese yen . Such calls shall be 
uni form in ECU value upon each callable share calculated at the 
time o f  the call . 
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6 .  ':'he Bank shal l de termine the p l ace fo r' any paymen t  unde r' 
this Article  no t later than one month after the inaugural meeting 
of i ts Board of Governors , provided that , before such 
de termination , the payment of the firs t ins talmen t referred to in 
paragraph 1 of this Article shal l be made to the European 
Inves tment Bank , as t rus tee for the Bank . 

7 .  For subscriptions other than those described in 
paragraphs I ,  2 and 3 of  this Article , paymen ts by a member in 
respec t of  subscription to paid- in shares ' in the authorized 
c api tal s tock shall be made in ECU , in Uni ted S t ates dollars or in 
Japanese yen whe ther in cash or in promissory no tes or  in other 
obliga tions . 

8 .  For the purposes of  this Article , payment or 
denomination in ECU shall inc lude payment or  denomination in any 
ful ly convertible currency which is equivalent on the date o f  
paymen t or  encashment t o  the value of the relevant obligation in 
ECU . 

Article 7 

ORDINARY CAPITAL RESOURCES 

As used in this Agreement ,  the term " o rdinary capi tal 
resources " of the Bank shall include the following 

( i )  au thorized capi tal s tock of the B ank , including 
both paid - in and callable shares , subscribed to pursuant to 
Ar�icle 5 of this Agreement ; 

( i i )  funds raised by borrowings o f  the Bank by 
virtue o f  powers conferred by subparagraph ( i )  o f  Article 20 of  
this Agreement ,  to which the commi tment to  c alls provided for in  
paragraph 4 of Article  6 of  this Agreement is applicable 

( ii i )  funds received in repayment of loans or 
guarantees and proceeds from the disposal o f  equity inves tment 
made wi th the resources indicated in sub-paragraphs ( i ) and ( ii )  
o f  this Article ; 

( i v )  income derived from loans and equity 
inves tment ,  made from the resources indicated in sub-paragraphs 
( i )  and ( i  i )  0 f this Article , and income deri ved from guaran tees 
and underwriting not  forming part of the special operations of the 
Bank ; and 

( v )  any other funds or income received by the Bank 
which do not form part of i ts Special Funds resources referred to 
in Article 19 of this Agreement .  

' 
, 
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Chapter UI 

OPERATIONS 

Article 8 

RECIPIENT COUNTRIES ��D USE OF RESOURCES 

1 .  The resources and fac i l i ties o f  the Bank sha l l  be used 
exc lusively to implement the purpose and carry out the functions 
set  forth , respectively , in Articles 1 and 2 of this Agreement .  

2. The Bank may conduct its operations i n  countries from 
Central and Eas tern Europe which are proceeding s teadily in the 
t ransi tion towards market oriented economies and the promotion of 
private and entrepreneurial ini tiative , and which apply , by 
concrete s teps and o therwise , the principles as set  forth ' in  
Article 1 o f  this Agreement .  

3 .  I n  cases where a member might be implementing pol icies 
which are incons is ten t with Article 1 o f  this Agreement ,  or in 
exceptional c ircums tances , the Board of Direc tors shall consider 
whe ther access by a member to Bank resources should be suspended 
or o therwise modi fied and may make recommendations accordingly to 
the Board of Governors . Any decision on these matters shall be 
taken by the Board of Governors by a maj ori ty of not less than 
two- thirds of the Governors , representing no t less than three­
four ths of �he total vo ting power of the members . 

4 .  ( i )  Any potential recipient coun try may reques t that 
the B ank provide access to its resources for limi ted purposes over 
a period o f ; three ( 3 )  years beginning after the en try in to force 
of this Agr, eement . .  Any such reques t shall be attached as an 
integral pa t of  this Agreement as soon as i t  is  made . 

( i i )  During such a period 

J ( a ) the Bank shall provide to such a country , 
and to ente prises in i ts terri tory , upon the i r  reques t ,  technical 
assis tance fd other types of assis tance direc ted to finance H s  

private se tor , to facilitate the trans i tion o f  s tate-owned 
enterprises to private ownership and con trol , and to help 
enterprises l operating competi tive�y an)d moving to par

.
ticipation in 

the market friented economy , subJ ec t to the proport10n set  forth 
in paragrapq 3 o f  Article 1 1  o f  this Agreement ; 

( b )  the total amount o f  any ass i s tance thus 
p rovided shall  not exceed the total - .:..lount c f  cash disbursed and 
F,omissory notes issued by that country for i ts shares . 

( ii i )  At  the end of this period , the decision to 
aHow such !i country access beyond the limi ts specified in sub-
paragraphs ( a )  and ( b )  shall be taken by the Board o f  
b y  a major*y of not less than three- fourths o f  the 
representin� not less than eighty- five ( 85 )  per cent of 
voting powe� o f  the members . 

, 

Governors 
Governors 
the total 
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Article 9 

ORDINARY AND SPECIAL OPERATIONS 

The operations o f  the Bank shall cons i s t  of ordinary 
operations financed from the ordinary capi tal resources of the 
Bank referred to in Article 7 of this Agreement and special 
operations financed from the Special Funds resources referred to 
in Article 19 o f  this Agreement .  The two types o f  operations may 
be combined . 

Article 10 

SEPARATION OF OPERATIONS 

1 .  nie ordinary capi tal resources and the Special Funds 
resources of the Bank shall  at all times and in all respects be 
held , used , commi t ted , inves ted or o therwise disposed of entirely 
separately from each other . The financial s tatements of the Bank 
shall show the reserves of the Bank , together wi th i ts ordinary 
operations , and , separately , its  special operations . 

2 .  The ordinary capital resources o f  the Bank shall under 
no circumstances be charged with , or  used to discharge , losses or 
liabili ties arising out of special operations or  o ther ac tivi ties 
for which Special Funds resources were originally used or 
comm i t ted . 

3 .  Expe!Oses appertaining directly to ordinary operations 
shall be charged to the ordinary capi tal resources of the Bank . 
Expenses appertaining directly to special operations shall be 
charged to Special Funds resources . Any o ther expenses shall , 
subject  to paragraph 1 of Article 18 of this Agreement ,  be charged 
as the Bank shall de termine . 

Article 1 1  

METHODS O F  OPERATION 

1 .  The B a.:-: :-: shall carry out i ts operations in fur therance 
o f  i ts purpose a., j functions as set  out in Articles 1 and 2 o f  
this Agreement i n  any or all o f  the following ways 

( i )  by making , or cofinancing together wi th 
mul tilateral ins t i  tu tions , commercial banks or o ther interes ted 
sources , or participating in , loans to private sec tor enterprises , 
loans to any s tate-owned enterprise operating comp�:itively and 
moving to participation in the market oriented economy , and loans ) 
to  any s tate-owned enterprise to facili tate i ts transi tion to 
p rivate ownership and control ; in particular to facili tate or 
enhance the participation of private and/or foreign capi tal in 
such enterprises ; 
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( i i )  ( a) by inves tment in the equi ty capital of  
private sec tor enterprises 

( b )  by investment in the equi ty capi tal of 
any s tate-owned enterprise operating competi tively and moving to 
participation in the market oriented economy , and inves tment in 
the equi ty capital of any state-owned enterprise to facilitate i ts 
transi tion to private ownership and con trol in particular to 
facili tate or  enhance the participation of private and/or foreign 
capital in such enterprises ; and 

( c )  by underwri ting , where o ther me ans of  
financing are not appropriate , the equity issue of securi ties by 
both private sec tor enterprises and such s tate-owned enterprises 
referred to in ( b )  above for the ends mentioned in that sub­
paragraph ; 

( ii i )  by facHi tating access to domes tic and 
international capi tal markets by private sec tor enterprises or by 
o ther enterprises referred to in subparagraph ( i )  of this 
paragraph for the ends mentioned in that subparagraph , through the 
provision of guarantees , where other means of financing are not 
appropriate , and through financial advice and o ther forms of 
assistance ; 

( iv )  by deploying Special Funds resources in 
accordance with the agreements determining their use and 

( v )  by making or participating in loans and 
providing technical assistance for the recons truction or 
development o f  infras tructure , including environmental 
programmes ,i necessary for private sector development and the 
transition I to a market-oriented economy . 

For I the purposes of this paragraph , a s ta te-owned 
enterprise !shal l not be regarded as operating competitively unless 
i t  operate$ autonomously in a competi tive market environment and 
unless i t  is subject  to bankruptcy laws . 

2 .  i ( i )  The Board o f  Directors shall review at  leas t  
annually the B��k ' s  operations and lending s t rategy i n  each 
recipient qountry to ensure that the purpose and t�e functions of 
the Bank , as set out in Articles 1 and 2 of this Agreement ,  are 
fully served . Any decision pursuant to such a review shall be 
taken by a : maj ority of nOt less than two- thirds o f  the Direc tors , 
representiI'lig not less than three-fourths o f  the total voting 
�ower of the members . ' ·  

I I , ) 
( ii )  The said review shall involve the cons ideration 

o f ,  i nter a Z ia ,  each recipient country ' s  progress made on 
decentra!ization . demonopo!ization and privatization and the 
relative shares of the Bank ' s  lending to private enterprises , to 
s tate-owned enterprises in the process of transition to 
participation in the market-oriented economy or privatization , for 
infrastruct�re , for technical assis tance , and for o ther purposes . 
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, . .  

3 . ( i )  Not more than forty ( 40 )  per cent of  the amoun t 
o f  the Bank ' s total commi t ted loans , guaran tees and equi ty 
inves tments , wi thout prejudice to i ts other operations re ferred to 
in this Article , shall be provided t,o the s tate sec tor . Such 
percentage limi t shall apply initially over a two ( 2 )  year period , 
from the date of  commencement of  the Bank ' s  operations , taking one 
year wi th another , and thereafter in respect  of each subsequen t 
financial year . 

( i i )  For any country , no t more than forty (40 ) per 
cent of the amoun t of the Bank ' s  total comm i t ted 10ans , guaran tees 
and equi ty inves tments over a period of five ( 5 )  years , taking one 
year w i th anothe r ,  and wi thout prejudice to the Bank '  s o ther 
operations referred to in this Artic1e , shal1 be provided to the 
s tate secto r .  

( ii i ) For the purposes o f  this paragraph , 

( a )  the s tate sector inc1udes national and 
10cal governments , their agencies , and enterprises owned or 
control1ed by any of them 

( b )  a loan or guar an tee to , or equi ty 
inves tment in , a s tate-owned enterprise which is imp1ementing a 
p rogramme to achieve private ownership and contro1 sha1l no t be 
cons idered as made to the s tate sec tor 

( c )  loans to a financial intermediary for 
onlending to the p rivate sec tor shall not be considered as made to 
the s tate sector . 

Article 12 

LIMITATI ONS ON ORDINARY OPERATIONS 

1 .  The total amount o f  outstanding loans , 
inves tments and guarantees made by the Bank in its  
operations shall not be increased at  any time , i f  by  such 
the total amoun t of i ts unimpaired subscribed capi tal , 
and surpluses inc1uded in its  ordinary capi tal resources 
exceeded . 

equity 
ordinary 
increase 
reserves 
would be 

2 .  The amount of any equity inves tment shall no t normally 
exceed such percentage of the equity capital of the enterprise 
concerned as shall be determined , by a general ru1 e ,  to be 
appropriate by the Board of Direc tors . The Bank shall no t seek to 
obtain by such an inves tment a controlling interes t in the 
enterprise concerned and shall not exercise such control or a �sume 
direct  responsibi l i ty for managing any enterprise in which i t  has 
an investment , excep t in the event of  actual or threatened default 
on any o f  i ts inves tments , actual or threatened insolvency o f  the 
enterprise in which such inves tment shall have been made , or o ther 
s i tuations which , in the opinion of the Bank , threaten to 
j eopardize such inves tment , in which case the Bank may take such 
action and exercise such rights as i t  may deem necessary for the 
protec t ion of i ts interests . 
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3 .  The amount of  the Bank ' s  disbursed equ i ty inves tments 
shall no t at  any time exceed an amount corresponding to i ts total 
unimpaired paid-in subscribed capi tal , surpluses and general 
reserve .  

4 .  The Bank shall not issue guaran tees for export credi ts 
nor undertake insurance activities . 

Article 13 

OPERATING PRINCIPLES 

The Bank shall operate in accordance wi th the following 
principles 

( i ) the Bank shall apply sound banking p rinciples 
to all i ts qperations ; 

( ii )  the operations of the Bank shall  provide for 
the financing of specific projec ts . whe ther individual or in the 
contex t  of speci fic inves tment programmes , and for technical 
as sis tance , des igned to fulfil i ts purpose and functions as set 
out in Articles 1 and 2 of this Agreement ; 

( i i i )  the Bank shall not finance any undertaking in 
the terri tory o f  a member i f  that member objects to such 
financing ; 

( iv )  the Bank shall no t allow a disproportionate 
amount of i ts resources to be used for the benef i t  of any member ; 

I ( v )  
d iversificat�on in 

the Bank shall seek 
all i ts inves tments · ;  

to maintain reasonable 

I ( vi )  before a loan , guarantee or equi ty inves tment 
is gran ted . i  the applican t  shall have submi t ted an adequate 
p roposa1 and� the President of the Bank shall have presented to the 
Board of D�rec tors a wri t ten report regarding the proposal . 
together wi t� recommendations . on the basis of  a s taff  s tudy ; 

I ( v i i )  the Bank shall no t undertake 
p rovide any fac i l i  t ies . when the applican t  i s  
sufficient , financing o r  facili ties el sewhere 
condi tions that  the Bank considers reasonable ; 

any financing . or 
able to ob tain 

on terms and 

( vi i i ) in providing or guaranteeing financing . the 
B ank shall pay due regard to the prospec t that the borrower and 
i ts BUarantor , i f  any , will be in a pos i tion to - , ee t  their 
obli�ations under the financing contrac t  ; 

. , 
( ix )  in case of  a direct 10an made by the Bank , the 

borrower shal l be permi tted by the Bank to draw i ts funds only to 
meet expenditure as it is actua11y incurred 

( x )  the Bank shall seek to revolve i ts funds by 
selling i ts i  inves tments to private inves tors whenever i t  can 
appropri atel� do so on satisfac tory terms ; 
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( xi )  in  i ts inves tments in individual enterprises , 
the Bank shall undertake i ts financing on terms and condi tions 
which it considers appropria te , taking in to accoun t the 
requirements of the enterprise , the risks being undertaken by the ' 
Bank , and the terms and condi tions normally ob tained by private 
investors for similar financing ; 

( xi i )  the Bank shall place no restrie tion upon the 
p rocurement of goods and services from any country from the 
proceeds of  any loan , inves tment or other financing undertaken in 
the ordinary or special operations of the Bank , and shall , in all 
appropriate cases , make i ts loans and other operations conditional 
on international invitations to tender being arranged ; and 

( xi i i )  the Bank shall take the necessary measures to 
ensure that the proceeds of any loan made , guaranteed or 
participated in by the Bank , or anY equi ty inves tment , are used 
only for the purposes for 'which the loan or the equity inves tment 
was gran ted and wi th due attention to cons iderations of economy 
and effic iency . 

Article 14 

TE&�S AND CONDITIONS FOR LOANS AND CUARANTEES 

1 .  In the case of loans made , participated in , or 
guaranteed by the Bank , the contract shal l es tablish the terms and 
condi tions for the loan or the guarantee concerned , including 
those relating to payment of principal , interes t and other fees , 
charges , maturi ties and dates of payment  in respect of  the loan 
or the guarantee , respectively . In setting such terms and 
conditions , the B ank shall take fully into account the need to 
safeguard i ts income . 

2 .  Where the recipient of loans or guarantees of loans is 
not i tself a member ,  but is a state-owned en terprise , the Bank 
may , when i t appears des i rable , bearing in mind the different 
approaches appropriate to public and s tate-owned enterprises in 
trans ition to p rivate ownership and control , require the member or 
members in whose terri tory the project concerned is to be carried 
ou t ,  o r  a publ i c  agency or any ins trumentali ty of such member or 
members accep table to the Bank , to guarantee the repayment of the 
p rincipal and the payment of  interest and other fees and charges 
o"r the loan in accordance wi th the terms thereo f .  The Board of 
D i rec tors shal l review annually the Bank ' s  practice in this 
matte r , paying due attention to the Bank ' s  credi tworthiness . 

" 3 .  The loan or guarantee contrac t shall expressly state the 
currency or currencies , or ECU, in which all payments to the Bank 
thereunder shall be made . 
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Artic1e 1 5  

COMMISSION AND FEES 

1 .  The Bank shall charge , in addi tion to in teres t ,  a 
commiss�on on loans made or participated in as part o f  i ts 
ordinary operations . The terms and condi tions of  this commission 
shall be determined by the Board of Direc tors . 

2 .  In guaranteeing a loan as part of  i t s  ordinary 
operations , or in underwri ting the sale of securi ties , the Bank 
shall charge fees , payable at rates and times de termined by the 
Board of Di rectors , to provide sui table compensation for its 
risks . 

3 .  The Board of Direc tors may determine any o ther charges 
of the Bank in i ts ordinary operations and any commission , fees or 
o ther ch�rges in its special operations . 

Article 16 

SPECIAL RESERVE 

1 .  The amount o f  commiss ions and fees received by the Bank 
pursuant  to Article 15 of this Agreement shall be set aside as a 
special reserve which shal l be kept for mee ting the los ses of  the 
Bank in accordance wi th Article 17 of this Agreement .  The special 
reserve shall be held in such liquid form as the Bank may decide . 

2 .  I f  the Board of Direc tors de termines that the size o f  
the special reserve is adequate , i t  may decide that all or part of  
the said commission or fees shall henceforth form part o f  the 
income of the Bank . 

Article 17 

METHODS OF MEETING THE LOSSES OF THE Bfu� 

1 .\ In the Bank ' s ordinary operations , in cases of arrears 
or defaut t on loans made , participated in , or guaran teed by the 
Bank ,  anp in cases of losses on underwri ting and in equi ty 
inves tmen t ,  the Bank shall take such action as i t  deerns 
appropri�te . The Bank shall maintain appropriate provisions 
agains t ppss ible losses . � 

2 .  Losses arising in the Bank ' s ordinary operations shall 
be charged 

( i )  firs t ,  to the provisions referred t� · '  in 
paragraph 1 �of this ArticJ e 

» 
( i i )  second , to net income 

( H i )  third , agains t the special reserve provided 
for in Ar�icle 16 of this Agreement 

( iv )  fourth , agains t its general reserve and 
surpluses 

( v )  fifth , agains t the unimpaired paid-in capi tal 
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( v )  fi fth , agains t the unimpai red paid-in capi tal 
and 

( vi )  l as t ,  agains t an appropriate amount of the 
uncalled subscribed callable capi tal which shall be called in 
accordance with the provisions of paragraphs 4 and 5 of Article 6 
of this Agreement .  

Article 18 

SPECIAL FUNDS 

1 .  The Bank may accep t the adminis tration of  Special Funds 
which are des igned to serve the purpose and come within the 
func tions of the Ban-k . The full cos t of adminis tering any such 
Special Fund shall be charged to that Special Fund . 

2 .  Special Funds accepted by the Bank may be used in any 
manner and on any terms and condi tions consis tent w i th the purpose 
and the functions of the Bank , with the o ther applicable 
p rovisions of  this Agreement ,  and wi th the agreement or agreements 
relating to such Funds . 

3 .  The B ank shall adop t such rules and regulations as may 
be required for the establi shment . adminis tration and use of each 
Special Fund . Such rules and regulations shal l be consis tent with 
the provis ions o f  this Agreement .  except fo r those prov�S lons 
expressly applicable only to ordinary opera tions of the Bank . 

Article 19 

SPECIAL FUNDS RESOURCES 

The term "Special Funds resources " shall refer to the 
resources of  any Spec ial Fund and shal l include : 

( i )  funds accep ted by the Bank for inclusion in any 

Special Fund 

( i i )  fJnds repaid in respe c t  o f  l o ans or 5�aran tees . 

and the proc eeds o f  equi ty inves tmen ts , fi nanced f ro� the 
resources' of  �� y Special Fund which , under the rules and 
regulations gov e rn i n g  that Special Fund . are received by such 
Special Fund ; and 

- . ' ( i i  i ) income deri ved from inves tmen t 0 f Speci  al 
Funds resources . 
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Chapter IV 

BORROWING AND OTHER MISCELLANEOUS POWERS 

Article 20 

GENERAL POWERS 

1 .  The Bank shall have , in addi tion to the powers speci fied 
elsewhere in this Agreement , the power to 

( i )  borrow funds in member countries or elsewhere , 
p rovided always that 

( a )  before making a sale of i ts obligations 
in the terri tory of a country ,  the Bank shall have obtained i ts 
approval ; and 

( b )  where the obligations of the Bank are to 
be denominated in the currency of a member , the Bank shall have 
obtained it$ approval ; 

( i i )  invest or deposit funds not needed in i ts 
operations 

( i ii ) buy and seIl securi ties , in the secondary 
marke t ,  which the Bank has issued or guaranteed or in which i t  has 
inves ted : 

( i  v )  guaran tee securi t ies in which i t has inves ted 
in order to facili tate their sale 

( v )  underwri te ,  or participa te in the underwri ting 
o f ,  securi Ües issued by any enterprise for purposes cons isten t 
w i th the pu�pose and functions of the Bank ; 

i 

( vi ) provide technical advice and assis tance which 
serve i ts purpose and come within i ts func tions ; 

( vi i )  exercise such other powers and adopt such . 
rules and �egulations as may be necess ary or appropriate in 
fur therance i of  H s  purpose and func tions , consis tent wi th the 
p rovisions q f  thi s  Agreement ; and I 

( viii ) conclude agreements of  cooperation with any 
publ ic or private entity or enti ties . 

2 .  Every securi ty issued or guaranteed by the Bank shall 
bear on i ts face a c0Qspicuous s tatemen t to the effect that i t  is 
not an obligation of any Governmer: t or member ,  unless it is in 
fact the obl igation of a particular Jovernment or member ,  in which 
c ase it shall so s t ate . 
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Chapter V 

CURRENCIES 

Article 21 

DETERMINATION AND USE OF CURRENCIES 

1 .  Whenever it shall become necessary under this Agreement 
to de termine whe ther any currency is fully convertible for' the 
purposes of  this Agreement ,  such determination shall be made by 
the Bank , taking into account the paramount need to preserve i ts 
own financi al in teres ts , after consul tation , i f  necessary , with 
the International Monetary Fund . 

2 .  Members shal l no t impose any res trictions on the 
receipt ,  holding , use or transfer by the �ank o f  the following 

{ i l  currencies or ECU received by the Bank in 
payment of subscriptions to its  capi tal s tock , in accordance with 
Article 6 of  this Agreemen t ; 

( ii )  currencies ob tained by the B ank by borrowing ; 

( ii i )  currencies and other resources adminis tered by 
the Bank as contributions to Special Funds ; and 

( iv )  currencies received by the Bank in payment on 
account of principal , interes t ,  dividends or o ther charges in 
respect of loans or investments , or the proceeds of disposal of 
such inves tments made out of any o f  the funds re ferred to in sub­
paragraphs ( i )  to ( ii i )  of this paragraph , or in paymerLt of 
commiss ion , fees or other charges . 

Chapter VI 

ORGANIZATION AND MANAGEMENT 

Article 22 

STRUCTURE 

The B� shall have a Board of  Governors , a Board of  
D ir'ectors , a Presiden t ,  one or more Vice-Presidents and such o ther 
o fficers and s taff as may be considered necess ary . 

" Article 23 

BOARD OF GOVERNORS : COMPOSITION 

1 .  Each member shal l be represented on the Board of 
Governors and shall appoint one Governor and one Al ternate . Each 
Governor and Al ternate shall serve at the pleasure of the 
appointing member .  No Al ternate may vote excep t in the absence of  
h is  or her  principal . A t  each of i ts annual mee tings , the Board 
shall elect one of the Governors as Chairman who shall hold office 
un til the elec tion of the next Chairman . 
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2 .  Governors and Al ternates shall serve as such wi thout 
remuneration from the Bank . 

Article 24 

BOARD OF GOVERNORS : POWERS 

1 .  All the powers of the Bank shall be ves ted in the Board 
o f  Governors . 

2 .  The Board of Governors may delegate to the Board of 
Directors any or all of i ts powers , except the power to 

( i )  admi t new members and determine the condi tions 
o f  their a�mission 

( ii )  increase or decrease the authorized capital 
s tock o f  the Bank ; 

( ii i )  suspend a member ; 

( iv )  decide appeals from interpretations or 
applications of this Agreement given by the Board of Direc tors 

( v )  authorize the conclusion o f  general agreements 
for co-operation with other international organizations 

( vi )  elect the Directors and the President of the 
B ank 

( vii ) determine the remuneration o f  the Direc tors 
and Alternate Direc tors and the salary and other terms of · the 
contrac t o� service of the Pres ident ; 

I ( viii ) approve , after reviewing the auditors I 
report , thd general balance sheet and the s tatemen t of profit and 
loss of  the Bank ; 

i (ix) determine the reserves and the allocation and 
dis tribu ti9n of  the net profi ts of the Bank 

( x )  amend this Agreement 

. ( xi ) decide to terminate the operations of  the Bank 
and to dis tribute Hs assets ; and 

( xi i ) exercise .. such other powers as are expressly 
ass igned to the Board of Governors in this . Äfreement .  

3 .  The Board of Governors shall retain full power to 
exercise authori ty over any matter delegated or assigned to the 
Board o f  Direc tors under paragraph 2 o f  this Article , or elsewhere 
in this Agreement . 
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Article 25 

BOARD OF GOVERNORS : PROCEDURE 

1 .  The Board o f  Governors shall hold an annual mee ting and 
such o ther mee tings as may be provided for by the Board or c al led 
by the Board of Directors . Mee tings of the Board o f  Governors 
shall be called , by the Board of Directors , whenever reques ted by 
not less than five ( 5 )  members of the Bank or members holding no t 
less than one quarter of the total voting power o f  the members . 

2 .  Two- thirds of the Governors shall cons titute a quorum 
for any meeting o f  the Board of Governors , provided such maj ori ty 
represents not less than two - thirds of  the total voting power of  
the members . 

3 .  The Board of  Governors may by regulation " establish a 
procedure whereby the Board of  Directors may , when the l at ter 
deems such ac tion advisable , obtain a vote of the Governors on a 
speci fic ques tion wi thout calling a mee ting of  the Board of 
Governors . 

4 .  The Board of Governors , and the Board of  Direc tors to 
the extent au thorized , may adopt such rules and regulations and 
es tablish such subsidiary bodies as may be necess ary or 
appropriate to conduc t the business of the Bank . 

Article 26 

BOARD OF DIRECTORS : COMPOSITION 

1 .  The Board of Direc tors shall be composed of twenty- three 
( 2 3 )  members who shall no t be members of the Board of Governors . 
and of  whom : 

( i )  Eleven ( 1 1 )  shall be elected by the Governors 
representing Belgium . Denmark , France , the Federal Republic of 
Germany , Greece , Ireland , I taly , Luxembourg , the Ne therlands . 
Portugal , Spain , the Uni ted Kingdom , the European Economic 
Community and the European Inves tment Bank ; and 

( ii )  Twelve . ( 12 )  shall be elec ted by the Governors 
representing o ther members , 

'
of  whom 

( a ) four ( 4 ) , by the Governors representing 
those countries lis ted in Annex A as Central and Eas tern European 
countries eligible for assi:':tance from the Bank ; 

( b )  four ( 4 ) , by the Governors representing 
those countries lis ted in Annex A as other European countries ; 

( c )  four ( 4 ) , by the Governors representing 
those countries lis ted in Annex A as non- European countries . 

Directors , as weIl as represent ing members whose Governors 
have elected them , may aiso represent members who assign their 
votes to them . 
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2 .  , Directors sha11 be persons of high competence in 
economic and financial matters and shall be elected in accordance 
with Annex · B .  

3 . The Board of Governors may increase or decrease the 
size , or revise the composition , of the Board of Directors , in 
order to take into account changes in the number o f  members of the 
Bank , by an affirmative vote of not less than two- thirds of the 
Governors , representing not less than three- fourths of the total 
voting power of the members . Wi thout prejudice to the exercise of 
these powers for subsequent elections , the number and composi tion 
of the secbnd Board of Directors shall be as set out in paragraph 
1 of  this Artic1e . 

4 .  Each Director shal1 appoint an Alternate with full power 
to act for him_ or her when he or she is not presen t .  Directors and 
Alternates sha1l be nationals of member countries . No member sha1l 
be represented by more than one Director . An Alternate may 
participate in meetings of the Board but may vote only when he or 
she is acting in p lace of his or her . principal . 

5 .  Direc tors shall hold office for a term of three ( 3 )  
years and may be ree1ected ; provided that the first Board of 
Directors shal1 be e1ected by the Board o f  Governors at i ts 
inaugura1 meeting , and shall hold office until the next 
immediate1y following annua1 meeting of the Board of Governors or,  
if  that Board sha11 so decide at that annual meeting , unti1 its 
next subsequent annua1 meeting . They shal1 continue in office 
unti1 their successors shall have been chosen and assumed office . 
I f  the office of a Director be comes vacant more th�l one hundred 
and eigh ty ( 180 ) days before the end of his or her term , a 
successor �'shall be chosen in accordance wi th Annex B ,  for the 
remainder of the term , by the Governors who elected the former 
Director . maj ority of the votes cas t  by such Governors sha11 be 
required fbr such election . If the office of  a Director becomes 
vacant one lhundred and eighty ( 180 ) days or 1ess before the end of 
his or het term , a successor may similar1y be chosen for the 
remainder pf the term , by the votes cast by such Governors who 
elected thb former Director , in which election a maJority of the 
votes cas t: by such Governors shall be required .  While the office 
remains vacant ,  the Al ternate of the former Director shal1 
exercise tre po; .. 'ers of the latter , except that of appointing an 
Al ternate . I 

I 

Article 27 

BOARD OF DIRECTORS : POWERS 

Without prejudice to the powers :f the Board of Governors 
as provided in Artic1e 24 of this Agreement , th_' Board of 
Directors shall be responsible for the direction of the general 
operations of the Bank and , for this purpose , shal1 , in addition 
to the powers ass igned to it expressly by this Agreement ,  exercise 
all the powers delegated to it  by the Board of Governors , and in 
particulari 

( i )  prepare the work of the Board of Governors 
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( i i )  in conformi ty with the general direc tions o f  
the Board of  Governors , es tablish policies and take decisions 
concerning loans , guarantees , inves tments in equi ty capi tal . 
borrowing by the Bank , the furnishing of technical ass i s t ance , and 
o ther operations o f  the Bank ; 

( i i i )  submi t the audi ted accounts for each financial 
year for approval o f  the Board of  Governors at each annual 
meeting ; and 

( iv )  approve the budget of the Bank . 

Article 28 

BOARD OF DIRECTORS PROCEDURE 

1 .  The Board of Directors sha11 norma11y function at  the 
p rincipal office of the Bank and sha11 meet as often as the 
business of the Bank may require . 

2 .  A majority of the Directors shall cons t i tute a quorum 
for any meeting of the Board of Direc tors , provided such maj ority 
represents not less than two- thirds of  the to tal voting power of 
the members . 

3 .  The Board o f  Governors shall adopt regul ations under 
which , i f  there is no Director o f  i ts national i ty ,  a member may 
send a representative to at tend , wi thout right to vote , any 
meeting o f  the Board o f  Directors when a matter particularly 
affecting that member is under consideration . 

Article 29 

VOTING 

1 .  The vo ting power o f  each member shall be equal to the 
number of  i ts subscribed shares in the capi tal s tock o f  the Bank . 
In the event of  any member failing to pay any part o f  the amount 
due in respec t o f  its obligations in relation to paid- in shares 
under Article 6 o f  this Agreement ,  such member shall be unable for 
so long as such failure continues to exercise that percentage of 
i ts voting power which corresponds to the percentage which the 
amount due but unpaid be ars to the total amount o f  paid-in shares 
subscribed �o by that member in the capital s tock o f  the Bank . 

2 .  In voting in the Board of  G0vernors , each Governor shall 
be entitled to cas t  the votes of  the member he or  she represents . 
r ;cept as o therwise expressly provided in this Agreement ,  a11 
matters before the Board of Governors shal l be decided by a 
majority o f  the voting power of  the members voting . 
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3 .  I� voting in the Board of  Directors each Di rec to� shall 
be entitled to cas t  the number of votes to which the Governors who 
have elected him or her are entitled and those to which any 
Governors whQ have assigned their votes to him or her , pursuant to 
Section D of\ Annex B ,  are en ti tled . A Director r-epresenting more I 
than one mem�er may cas t separately the vo tes of  the members he or 
she represen:ts . Except as otherwise expressly provided in this 
Agreement , end except for general policy decis ions in which cases 
such policy decisions shall be taken by a maj ori ty of no t less 
than two- thirds of the total voting power of the members vo ting , 
all matters before the Board of Directors shall be decided by a 
maj ority of the voting power of the members voting . 

Article 30 

THE PRESIDENT 

1 .  The Board of Governors , by a vote o f  a majority of the 
total number o f  Governors , representing not less than a maj ority 
o f  the to tal voting power of  the members , shall elect a President 
o f  the Bank . The Pres ident , while holding office , shall no t be a 
Governor or a Director or an Al ternate for eithe r .  

2 .  The term of  office of the President shall b e  four ( 4 ) 
years . He or she may be re-elected . He or she shall , however . 
cease to hold office when the Board of  Governors so decides by an 
affirmative vo te of no t less than two- thirds of  the Governors , 
representing no t less than two-thirds of the to tal voting power of 
the members . If the office of the President for any reason becomes 
vacant , the Board of Governors , in aecordance with the pr-ovis ions 
o f  paragraph 1 of this Article , shall eleet a successor for up to 
four ( 4  ) years .  

i 

i , 3 .  The l Pres �den t shall not vote , exeep t that he or- she may 
cas t a decidi�g vote in ease of an equal division . He or she may 
partieipate i1 mee tings of  the Board of Governors and shall chair 
the meetings 1f the Board of Diree tors . 

4 .  Thf Pres ident shall be the legal rep resen tative of the 

I 
5 .  The i Pres iden t shall be chief of the s taff of the Bar� .  

Bank . 

He or she shaa l be responsible for the organisation , appointment 
and dismissali of the offieers and s taff in aeeordanee wi th 
regulations to be adopted by the Board of Direc tors . In appointing 
offieers and staff , he or she shal l ,  subj ec t to the paramount 
importance of efficiency and technical eompe tenee , pay due regard 
to recrui tment on a wide geographie al basis aJ'lQng members of 
the Bank . , , 

6 .  The Pres ident shall eonduct , under the direetion of the 
Board o f  Direetors , the eurrent business of the Bank . 
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Article 31 

VICE PRESIDENT ( S )  

1 .  One o r  more Vice-Presidents sha11 be appointed by the 
Board of Direc tors on the recommendation of the President . A Vice­
President shall hold office for such term , exercise such authori ty 
and perform such functions in the administration of  the Bank , as 
may be determined by the Board of  Directors . In the absence or 
incapaci ty of  the President , a Vice-President  shall exercise the 
authority and perform the functions of the President .  

2 .  A Vice-President may participate in mee tings of the 
Board of  Direc tors but shall have no vote at such meetings , except 
that he or she may cas t  the deciding vote when acting in place of  
the President .  

Article 32 

INTERNATIONAL CHARACTER OF THE BANK 

1 .  The Bank shall not accept Special Funds or o ther loans 
or assis tance that may in any way prejudice , deflect or otherwise 
alter i ts purpose or functions . 

2 .  The Bank , its President ,  Vice-President ( s ) , offi cers 
and s taff shal l in their decisions take into account only 
considerations relevant to the Bank ' s  purpos e ,  functions and 
operations , as set out in this Agreement .  Such cons iderations 
shal l be weighed impartially in order to achieve and carry out the 
purpose and functions of the Bank . 

3 .  The Pres iden t ,  Vice-Presiden t ( s ) , officers and staff of 
the Bank , in the discharge of  their offices , shall owe their duty 
entirely to the Bank and to no o ther authority . Each member of the 
B?Ilk shall respec t the international character of this duty and 
shall refrain from a11 attempts to influence any of  them in the 
discharge o f  their duties . 

Article 33  

LOCATION OF OFFICES 

1 .  The principal office o f  the Bank sha11 be located in 
London . 

2 .  The Bank may es tablish agencies or branch offices in the 
terri tory o f  any member of the Bank . 

Article 34 

DEPOSITORIES AND CHANNELS OF COMMUNICATION 

1 .  Each member shall designate i ts central bank , or such 
o ther ins ti tu tion as may be agreed upon wi th the Bank , as a 
deposi tory for all the Bank ' s  holdings of i ts currency as weIl as 
o ther assets o f  the Bank . 
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' 2 .  Eaeh member shall designate an appropriate offiei a
t
l 

enti ty with whieh the Bank may eommunicate in connection with any 
matter aris ing under this Agreement .  

Article 35 

PUBLICATION OF REPORTS AND PROVISION OF INFORMATION 

1 .  The Bank shall publish an annual report containing an 
audited s tatement of  i ts accounts and shall circulate to members 
at intervals of three ( 3 )  months or less a summary statement o f  
i ts financial posi tion and a profit and loss statement showing the 
results of i ts operations . The financial accounts shall be kept in 
ECU .  

2 .  The Bank shall report annually o n  the environmental 
impact of i ts ac tivities and may publish such o ther reports as it  
deems desirable to  advance i ts purpose .  

3 .  Copies o f  all reports , statements and publications made 
under this Article shall be distributed to members . 

Article 36 

ALLOCATION AND DISTRIBUTION OF NET INCOME 

1 .  The Board of  Governors shall determine at leas t annually 
what part of the Bank ' s net income , after making provis ion for 
reserves �d ,  i f  necessary , agains t poss ible los ses under 
paragraph 1 ff Article 17 of this Agreement ,  shall be allocated to 
surplus or o ther purposes and what part , i f  any , shall be 
dis t ributedx Any such decision on the allocation of  the Bank ' s 
net income 0 other purposes shall be taken by a majori ty of  not 
less than t - thirds of  the Governors , representing no t less than 
two- thirds of the total voting power of the members . No such 

I 
allocation , �d no dis tribution , shall be made until the general 
reserve amouints to at least ten ( 10 )  per cent of the authorized 
capital s tock . 

i 
i 

2 .  An� di s tribution referred to in the preceding paragraph 
shall be ma�e in proportion to the number o f  patd-in shares held 
by each membbr ; provided that in calculating such number account 
shall be taken only of payments received in cash and promissory 

. notes encashed in respec t of such shares on or before the end of  
the relevant financial year . - , '  

3 .  P&w �ents to  each member shall be made in  such manner as 
the Board of Governors shall determine . Such payments and their 
use by the receiving country shall be wi thout res triction by any 
member . 
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Chapter VII 

. WITHDRAWAL AND SUSPENSION OF MEMBERSHIP : 
TEMPORARY SUSPENSION AND TERMINATION OF OPERATIONS 

. Article 37 

RIGHT OF MEMBERS TO WITHDRAW 

1 .  Any member may withdraw from the Bank at any time by 
transmitting a notice in writing to the Bank at Hs pI'incipal 

. office . 

2 .  Wi thdrawal by a member shall become effective , and its 
membership shall cease , on the date specified in i ts notice bu t in 
no event less than s ix ( 6 )  months after such notice is received by 
the Bank . However ,  at any time before the withdrawal becomes 
finally effective . ·the member may notify the Bank in wri ting of 
the cancellation of  i ts notice o f  intention to withdraw . 

Article 38 

SUSPENSION OF MEMBERSHIP 

1 .  I f  a member fails to fulfil any of i ts obligations to 
the Bank , the Bank may suspend i ts membership by decision of a 
majori ty o f  not less than two- thirds o f  the Governors , 
representing not less than two- thirds of  the to tal vo ting power of 
the members . The member so suspended shall automatically cease to 
be a member one year fI'om the date of i ts suspension unless a 
decision is  taken by not less than the same maj ority to res tore 
the member to good standing. 

2 .  While under suspension , a me mb er shall not be entitled 
to exercise any rights under this Agreement ,  excep t the right of  
withdrawal , but  shall remain subject to  all i ts obligations . 

Article 39 

SETIL&'tENT OF ACCOUNTS WITH FORMER MEMBERS 

1 .  After t he date on which a member ceases to be a member , 
such former me!Iloe r shall remain liable for i ts direct obligations 
to the Bank and fo r i ts contingent liabilities to the Bank so long 
as any part o f  the loans , equi ty inves tments or guarantees 
contracted before it ceased to be a member are outstanding ; but 
i t shall cease to incur such liabili ties with respec t to loans , 
equi ty inves tments and guarantees entered into thereafter by the 
Bank and to share either in the income or the expenses o f  .. the 
Bank. 

2 .  A t  the time a member ceases to be a member , the Bank 
shall arrange for the I'epurchase of such former member ' s  shares as 
a part o f  the settlement of accounts with such former member in 
accordance with the provisions of this Article . For this purpose , 
the repurchase p rice of  the shares shall be the value shown by the 
books o f  the Bank on the date of cessation o f  membership , with the 
original purchase price of each share being i ts maximum value . 
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3 . The payment for shares repurchased by the Bank under this 
Article s;hall be governed by the following condi tions : 

. ( i )  any amount due to the former member for i ts 
shares shall be wi thheld 50 long as the former member ,  i ts central 
bank or any of i ts agencies or ins trumentali ties remains liable , 
as borrower or guarantor , to the Bank and such amount may , at the 
op tion o f  the Bank , be applied on any such liabil ity as it  
matures . No  amount shall be  wi thheld on  account o f  the liability 
o f  the former member resul ting from its subscrip tion for shares in 
accordance with paragraphs 4 ,  5 and 7 of  Article 6 o f  this 
Agreement .  In any event , no amount due to a member for i ts shares 
shall be paid unti1 six ( 6 ) months after the �ate upon which the 
member ceases to be a member ; 

( i i )  paymen ts for shares may be made from time to 
time , upon their surrender by the former member , to the extent by 
which th� amount due as the repurchase price in accordance with 
paragraph 2 of  this Article exceeds the aggregate amount o f  
1 iabi l ities o n  10ans , equi ty investments an d  guarantees i n  sub­
paragraph ( i )  of this paragraph until the former member has 
received the full repurchase price 

( ii i )  payments shall be made on such conditions and 
in such fully convertible currencies ; or ECU , and on such dates , 
as the Bank determines ; and 

( i  v )  i f  losses are sus tained by the Bank on any 
guarantees , participations in loans , or loans which were 
outstanding on the date when the member ceased to be a member , or 
i f  a net loss is sus tained by the Bank on equity inves tments held 
by it on such date , and the amount . of such losses exceeds the 
amount of the reserves provided agains t losses on the date when 
the membet ceased to be a member ,  such former member shall repay , 
upon demalnd ,  the amoun t by which the repurchase price of  i ts 
shares wo�ld have been reduced if the losses had been taken into 
account w�en the repurchase price was determined . In addi tion , the 
former m,mber shall remain liable on any call for unpaid 
5ubscript�ons under paragraph 4 of Artic1e 6 of this Agreement , to 
the exten� that it would have been required to res pond if the 
impairmen� of capi tal had occurred and the call had been made at 
the t ime tihe repurchase price of its shares was de termined . 

! , 
! 4 . i I f  the Bank terminates i ts operations pursuant to 

Article 4i of this Agreement within six ( 6 )  months of the date 
upon which any member ceases to be a member ,  all ri��ts o f  such 
for��r member shall be determined in accordance with the 
provis ions of Arti les 41 to 43 of this Agreement .  

329/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 75 von 117

www.parlament.gv.at



than three- fourths of  the total voting power of  the members , to 
make a distribution , 

2 .  Any distribution of  the assets of  the Bank to the 
members shall be in proportion to the capi tal stock held by each 
member and shall be effec ted at such times and under such 
conditions as the Bank shall deem fair and equi table . The shares 
of assets distributed need not be uniform as to type of assets . No 
member shall be en ti tled to receive i ts share in such a 
dis tribution of assets until i t  has settled all o f  i ts obligations 
to the Bank . 

, 3 .  Any member rece1v1ng assets distributed pursuant to this 
Article shall enjoy the same rights with respect  to such assets as 
the Bank enjoyed prior to their distribution . 

Chapter VIII 

STATUS . IMMUNITIES . PRIVILEGES AND EXEMPTIONS 

Article 44 

PURPOSES OF CHAPTER 

To enable the Bank to fulfil its purpose and the functions 
with which i t  is entrus ted , the status . immunities , privileges and 
exemptions set forth in this Chapter shall be accorded to the Bank 
in the terri tory of  each member country .  

Article 45 
STATUS OF THE BANK 

The Bank shall possess full legal personali ty and . in 
particular , the full legal capacity 

( i )  to contract ; 

( ii )  to acquire . and dispose o f ,  immovable and 
movable property ; and 

( ii i )  to ins ti tute legal proceepings . 

Article 46 

POSITION OF THE BANK WITH REGARD TO JUDICIAL PROCESS 

�Jtions may be brought against the Bank only in a court of  
competent jurisdiction in  the territory of a country in which the 
B ank has an o ffice , has apPointed an agent for the purpose of  
accepting service 0 1'  notice of  process , 0 1'  has issued 0 1'  
guaranteed securi ties . No  actions shall , howeve r ,  be brought by 
members 01' persons acting for 01' deriving claims from members . The 
property and assets of the Bank shall , wheresoever located and by 
whomsoever held , be immune from all forms o f  seizure , attachment 
or execution before the delivery of final j udgment agains t the 
Bank . 
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Article 40 

TEMPORARY SUSPENSION OF OPERATIONS 

In an emergency , the Board of  Direc tors may suspend 
temporarily operations in respect of new loans , guarantees , 
underwriting , technical assis tance and equity inves tments pending 
an opportuni ty for further consideration and action by the Board 
o f  Governors . 

Article 41 

TERMINATION OF OPERATIONS 

The Bank may terminate its operations by the affirmative 
vote o f  not less than two- thirds of  the Governors , representing 
not less than three- fourths of the total voting power of the 
members . Upon such termination o f  operations the Bank shall 
forthwith cease all activi ties , except those incident to the 
orderly real ization , conservation and preservation of i ts assets 
and settlement of i ts obligations . 

Article 42 

LIABILITY OF ME.\ffiERS AND PAYMENT OF CLAIMS 

1 .  In the event of termination o f  the operations of the 
Bank , the l iabili ty of all members for uncalled subscriptions to 
the capital s110Ck of  the Bank shall continue until all claims of 
creditors , in luding all contingent claims , shall have been 
discharged . 

i 
2 .  cre�i tors on ordinary operations holding direct claims 

shall be paid first out of the assets of the Bank , secondly out of 
the payments t� be made to the Bank in respect of unpaid paid-in 
shares , and then out of payments to be made to the Bank in respect 
of callable capi tal s tock . Before making any payments to credi tors 
holding direct; cl aims , the Board of Direc tors shall make such 
arrangemen ts als are necessary , in i ts j udgmen t ,  to ensure a pro 
rata dis tribution among holders of direct and holders of 
contingent claims . 

Article 43 
. - , �  

DISTRIBUTION OF ASSETS 

1 .  No �istribution under this Chapter shall be made to 
members on acc�unt of their subscriptions to the capi tal s tock of 
the Bank un til : : 

( i )  all liabili ties to credi tors have been 
discharged or �rovided for ; and 

( ii )  the Board of Governors has decided by a vote of 
not less than two - thirds of the Governors , representing not less 
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Article 47 

IMMUNITY OF ASSETS FROM SEIZURE 
. 

Property and assets of the Bank , wheresoever located and by 
whomsoever held , shall be immune from search . requisi t ion . 
confiscation , expropriation or any o ther form of taking or 
foreclosure by executive or legislative ac tion . 

Article 48 

IMMUNITY OF ARCHIVES 

The archives o f  the Bank . · and in general a11 documents 
belonging to i t  or held by i t ,  shall be inviolable . 

Article 49 

FREEDOM OF ASSETS FROM RESTRICTIONS 

To the extent necessary to carry out the purpose and 
functions of the Bank and subject to the provisions of this 
Agreement , all property and assets of the Bank shall be free from 
restrietions , regulatio�s , controls and moratoria of any nature . 

Article 50 

PRIVILEGE FOR COMMUNICATIONS 

The offic ial communications o f  the Bank shall be accorded 
by each member the same treatment that i t  accords to the official 
communications of any o ther member .  

Article 5 1  

IK�ITIES OF OFFICERS AND EMPLOYEES 

All Governors , Direc tors , Al ternates , officers and 
employees of the Bank and experts performing missions for the Bank 
shall be immune from legal process wi th respect to acts performed 
by them in their official capac i ty . except when the Bank waives 

. thl.s imm·" .;i ty . and shal l enj oy inviolability of a11 their offic ial 
papers and documents . This immunity shall not apply , however ,  to 
civil liabil i ty in the case of damage arising from a road traffic 
accident caused by any such Governor ,  Director ,  Al ternate , 
o fficer , employee or expert . 

329/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)78 von 117

www.parlament.gv.at



Article 52 

PRIVILEGES OF OFFICERS AND EMPLOYEES 

1 .  All Governors , Directors , Alternates , officers and 
empIoye,s of the Bank and experts of the Bank performing missions 
for the Bank 

( i )  not being Iocal nationals , shall be accorded the 
same immunities from immigration res trictions , alien regis tration 
requi rements and national service obligations , and the same 
facili ties as regards exchange regul ations , as are accorded by 
members to the represen tatives , officials , and employees of 
comparable rank of  other members ; and 

, ( i i )  shall be gran ted the same treatment in respect 
o f  tr�velling facili ties as is accorded by members to 
representatives , officials and employees o f . comparable rank of  
other members . 

2 .  The spouses and immediate dependants of  those Directors . 
Al ternate Directors , officers , employees and experts of  the Bank 
who are resident in the country in which the principal office of 
the Bank is located shail be accorded opportun i ty to take 
employment in that country . The spouses and immediate dependan ts 
of those Direc tors . Al ternate Direc tors , officers , employees and 
experts of  the Bank who are resident  in a country in which any 
agency or branch office of  the Bank is located should , wherever 
possible , in accordance wi th the national law of that country , be 
accorded similar opportuni ty in that country . The Bank shal l 
negotiate specific agreements implementing the provisions of  this 
paragraph wi th the country in which the principal office of the 
Bank is located and , as appropriate , with the o ther countries 
concern�d . 

Article 53 

EXEMPTION FROM TAXATION 

+ .  With i n  the scope of i ts official activi ties the Bank . 
i ts ass$ts , p ro pe r ty ,  and income shall be exemp t from al l direc t 
taxes . 

2 .  When purehases or services of substantial value and 
necessary for t h e  exercise of  the official activi ties of  the B�� 
are made or used by the Bank and when the price of such purchases 
o.r services includes taxes or duties , the member that has levied 
the . taxes or du ties shall , if they are identifiable , take 
appropriate measur :s to grant exp.mption from such taxes or duties 
or to provide for their reimburselent .  

3 .  Goods imported by the Bank and necessary for the 
exercise of Hs official activHies shall be exemp t from all 
import duties and taxes . and from aH impor t  prohibitions and 
restric�ions . Similarly goods exported by the Bank and necessary 
for the l exercise of its official ac tivities shall be exempt from 
all exp�rt duties and taxes , and from all expor t  prohibi tions and 
restric �ions . 

I 
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4 .  Goods acquired or imported and exemp ted under this 
Article shall not be sold , hired out , lent or given away against 
payment or free of charge , except in accordance wi th condi tions 
laid down by the members which have granted exemp tions or 
reimbursements . 

5 .  The provisions o f  this Article shall no t apply to taxes 
or duties which are no more than charges for public utility 
services . 

6 .  Direc tors , Al ternate Direc tors , officers and employees 
of the Bank shall be subject to an internal effective tax for the 
benefit  of the Bank on salaries and emoluments paid by the Bank , 
subject to conditions to be laid down and rules to be adopted by 
the Board of  Governors wi thin a period o f  one year from the date 
of entry into force o f  this Agreement .  From the date on which this 
tax is applied , such salaries and emoluments shall be exempt from 
national income tax t The members may , however ,  take into account 
the salaries and emoluments thus exempt when assessing the amount 
of tax to be applied to income from other sourees . 

7 .  Notwi ths tanding the provisions of  paragraph 6 of  this 
Article , a member may deposit , with i ts ins trument of 
ratification , acceptance or approval , a declaration that such 
member retains for i tsel f ,  i ts poli tical subdivisions or its local 
authorities the right to tax salaries and emoluments paid by the 
Bank to ci tizens or nationals of  such member .  The Bank shall be 
exempt from any obligation for the payment ,  wi thholding or 
collection of such taxes . The Bank shall not make any 
reimbursement for such taxes . 

8 .  Paragraph 6 of  this Article shall not apply to pens ions 
and annuities paid by the Bank . 

9 .  No tax of  any kind shall be levied on any obligation or 
security issued by the Bank , including any dividend or interest  
thereon , by  whomsoever held : 

( i )  which discriminates agains t such obligation or 
securi ty solely because it is issued by the Bank , or 

( ii )  if the sole j urisdic tional basis for such 
taxation is the place or currency in which i t is issued , made 
payable or paid , or the location of any office or place of 
business maintained by the Bank . 

10 . No tax of any kind shall be levied on any obligation or 
se�urity guaranteed by the Bank , including any dividend or 
interest thereon - , by whomsoever held : 

( i )  which discriminates agains t such obligation or 
securi ty solely because it is guaranteed by the Bank , or 

( ii )  if the sole jurisdictional bas is for such 
taxation is the location of any office or place of business 
maintained by the Bank . 
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Article 54 

IMPLEMENTATION OF CHAPTER 

Each member shall promptly take such ac tion as is necessary 
for the purpose o f  implementing the provisions of  this Chapter and 
shall inform the Bank of the detailed action which i t  has taken . 

Article 55 

WAIVER OF IMMUNITIES . PRIVILEGES AND EXEMPTIONS 

The immuni ties . pri vileges and exemptions conferred under 
this Chapter are gran ted in the interest o f  the Bank . The Board of  
Direc tors may waive to such extent and upon such conditions as it  I 
may deter�ine any of the immunities . privileges and exemptions 
conferred under this Chapter in cases where such action would . in 
i ts opiniob . be appropriate in the bes t  interes ts of the Bank . The 
President �hall have the right and the duty to waive any immuni ty , 
p rivilege lor  exemp tion in respect of  any officer . employee or 
expert of  the B ank . o ther than the President or a Vice-President , 
where , in his or her opinion , the immunity , privilege or exemption 
would impede the course of  justice and can be waived without 
p rejudice to the interes ts of the Bank . In similar circums tances 
and under the s ame condi tions , the Board of Directors shall have 
the righ t : and the duty to waive any immuni ty ,  privilege or 
exemption �n respec t of  the President and each Vice President . 

Chapter IX 

AMENDMENTS . INTERPRETATION . ARBITRATION 

Article · 56 

i AMENDMENTS 

1 .  �ny proposal to amend this Agreement ,  whe ther emanating 
from a melber ,  a Governor or the Board of  Directors , shall be 
communicat d to the Chairman of  the Board of  Governors who shall 
b ring the roposal before that Board . If the proposed amendment is 
approved �y the Board the Bank sha11 , by any rapid me ans of 
communicat�on , ask a11 members whether they accept the proposed 
amendment . ! When not less than three-fourths o f  the members 
( including ! at leas t two countries from Central and Eas tern Europe 
l i s ted in Annex A ) , having not less than four- fi fths of  the total 
voting power of  the members . have accepted the proposed amendment , 
the Bank shall certify that 'fact by formal

,
communication addressed 

t o  all mem�ers . 

2 .  �otwiths tanding paragraph 1 of this Article : 

( i )  acceptance by a11 members sha11 be required in 
the case of  any amendment modifying : 

( a )  the righ t  to wi thdraw from the Bank 
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, 

( b )  the r i gh t s  per taining to purehase o f  
capi tal s tock p rovided for i n  paragraph. 3 o f  Article 5 o f  this 

Agreement ; 

( c )  the limitations on liability p rovided far 
in paragraph 7 of Article 5 of this Agreement ; and 

( d )  the purpose and functions of the Bank 
defined by Articles 1 and 2 of this Agreement ; 

( ii )  acceptance by not less than three - four-ths of 
the members having not less than eighty- five ( 85 )  percent o f  the 
total voting power of the members shall be required in the case of  
any amendment modifying paragraph 4 of  Article 8 o f  this 
Agreement .  

When the requirements for accepting any such proposed 
amendment have been met , the Bank shall certify that fact by 
formal communication addressed to all members . 

3 .  Amendments shall enter into force for all members three 
( 3 )  months after the date of the formal communication provided for 
in paragraphs 1 and 2 of this Article unless the Board of  
Governors speci fies a different period . 

Article 57 
INTERPRETATION AND APPLICATION 

1 .  Any ques tion of interpretation or application o f  the 
provisions of this Agreement aris ing between any member and the 
Bank ,  o r  between any members of the B ank , shall be submit ted to 
the Board of Direc tors for its decision . I f  there is no Direc tor 
of i ts national i ty in that Board , a member particularly affec ted 
by the question under consideration shall be entitled to direc t 
representation in the meeting of  the Board of  Directors during 
such consideration . The representative of such member shall , 
however , have no vote . Such righ t  of  representation shall be 
regulated by the Board of Governors . 

2 .  In any case where the Board of  Directors has given a 
deci sion under paragraph 1 of this Article , any member may require 
that the quest ion be referred to the Board of  Governors , whose 
decis ion shall be final . Pending the decision of  the Board of 
Governors , the B ank may . so far as i t  deems it necessary , act on 
the basis of the decision of  the Board of Direc tors . 

Article 58 
ARBITRATION 

I f  a disagreement should arise between the Bank and a 
member which has ceased to be a member , or between the Bank and 
any member after adoption of a decision to terminate the 
operations of the Bank . such disagreement shall be submi tted tO 
arbi tration by a tribunal of three ( 3 )  arbi trators , one appointed 
by the Bank , ano ther by the member or former member concerned , 
and the third , unless the parties other-wise agree . by the 
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Presi.dent o f  the International Court of  Jus tice or such other 
authority as may have been prescribed by regulations adopted by 
the Board of Governors . A majority vote of the arbitrators sh�ll 
be sufficient to re ach a decision which shall be final and binding 
upon the parties . The third arbitrator shall have fuH power to 
settle a11: questions of proeedure in any ease where the parties 
are in dis�greement wi th respeet thereto . 

ARTICLE 59 

APPROVAL DEEMED GIVEN 

Whenever the approval or the aeeeptanee o f  any member is 
required before any act may be done by the Bank , exeept under 
Article 56 of this Agreement ,  approval or aeeeptanee shall be 
deemed to have been given unless the member presents an objeetion 
within such reasonable period as the Bank may fix in no�ifying the 
member of the proposed ac t .  

Chapter X 

FINAL PROVISIONS 

Article 60 

SIGNATURE AND DEPOSIT 

1 .  This Agreement ,  deposited wi th the Government of  the 
Freneh Rep1;lblic ( hereinafter caHed " the Deposi tory �' ) ,  shall 
remain open until 31  December 1990 for signature by the 
p rospective members whose names are set forth in Annex A to this 
Agreemen t .  i . 

this 
2 .  irhe 

Agree�enc 

I 
I 

Depository shall commun icate certified copies of 
to all the Signatories . 

Article 61 

RATIFICATION , ACCEPTANCE OR APPROVAL 

1 .  I The Agreement shall be subject to rati fication . 
acceptance I or  approval by. the Signatories . Instruments of 
ratifieatiqn , acceptanee or approval shall , subj ect to paragraph 2 
o f  ,this Arti cle , be deposited with the Depository not later than 
3 1  �arch 1991 . The Deposi tory shall duly notify the other 
S ignatories of each deposit and the date thereof .  , .  . 

" � 2 .  Any Signatory may beeome a party to this Agreement by 
deposi ting an ins trument of  rati fication , acceptance or  approval 
un til one year after the date of Hs entry into force o r ,  if  
neeessary , until such later date as may be  decided by a majority 
o f  Governo�s , representing a maj ority of  the total voting power 
o f  the members . 
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3 .  A Signatory whose instrument referred to in paragraph 1 
o f  this Article is deposited before the date on which this 
Agreement enters irito force shall become a member of the Bank on 
that date . Any o tner Signatory which complies with the provisipns 
of the preceding paragraph shall become a member of the Bank on 
the date on which i ts instrument of ratification , acceptance or 
approval is depos ited . 

Article 62 

ENTRY INTO FORCE 

1 .  This Agreement shall enter into force when instruments 
o f  rati fication , acceptance or approval have been deposi ted by 
Signatories whose initial subscriptions represent not less than 
two thirds of the total subscriptions set forth in Annex A ,  
including at leas t two countries from Central and Eastern Europe 
listed in Annex A .  

2 .  I f  this Agreement has not entered into force by 3 1  March 
199 1 , the Depos itory may convene a conference o f  interes ted 
prospective members to determine the future course of action and 
decide a new date by whieh ins truments of rati fication , aeeep tance 
or approval shall be deposited . 

Article 63 

INAUGURAL MEETING AND COMMENCEMENT OF OPERATIONS 

1 .  As soon as this Agreement enters into force under 
Article 62 of this Agreement , each member shall appoint a 
Governor .  The Depository shall call the firs t meeting of  the Board 
o f  Governors wi thin sixty ( 60 )  days of entry into force of this 
Agreement under Article 62 or as soon as possible thereafter.  

2 .  A t  i ts firs t  meeting , the Board of Governors 

( i ) shall elect the President : 

( ii )  shall eleet the Di reetors of  the Bank in 
aceordanee with Artiele 26 of this Agreement ; 

( iii ) shall make arrangements for de termining the 
date o f  the commencement of the Bank ' s  operations ; and 

i t necessary 
operations . 

( iv )  shall make sueh other arrangements as appear to 
to prepare for the commeneement of  the Bank ' s  , 

• • 
3 .  The Bank shall notify its members of  the date of 

commencement of  i ts operations . 

Done at Paris on 29 May 1990 in a single original , whose 
English , French , German and Russian texts are equally authentie , 
which shall be deposi ted in the archives of  the Deposi tory whieh 
s hall transmi t  a duly eertified copy to each of the other 
prospective members whose names are set forth in Annex A .  
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ANNEX A 

INiTIAL SUBSCRIPTIONS TO THE AUTHORIZED CAPITAL 

STOCK FOR PROSPECTIVE MEMBERS WHICH MAY BECOME 

MEMBERS IN ACCORDANCE WITH ARTICLE 61 

I 

NUMBER 
OF SHARES 

A - European Commun�ties 

a )  

b )  

Belgium 
Denmark 
France 
Germany , Federal Republic of  
Greece 
I reland 
I t aly 
Luxembourg 
Netherlands 
Portugal , 
Spain +1 
Uni ted Kin om 

European Ec�nomic Communi ty 
European In�estment Bank 

i 
B - O ther European �ountries 

Aus tria I 
Cyprus · 
Finland 
Ieeland 

., , Isra�l 
Liechtenstein 
Malta 
Norway 
Sweden 
Switzerland 
Turkey 

22 800 
12 000 
85 175 
85 175 

6 500 
3 000 

85 175 
2 000 

24 800 
4 200 

34 000 
85 175 

30 000 
30 000 

22 800 
1 000 

12 500 
1 000 
6 500 

200 
100 

12 500 
22 800 
22 800 
1 1  500 

· CAPITAL 
SUBSCRIPTION 

( in million Ecus ) 

228 . 00 
120 . 00 
851 . 75  
851 . 75 

65 . 00 
30 . 00 

851 . 75  
20 . 00 

248 . 00 
42 . 00 

340 . 00 
851 . 75  

300 . 00 
300 . 00 

228 . 00 
10 . 00 

125 . 00 
10 . 00 
65 . 00 

2 . 00 
1 . 00 

125 . 00 
228 . 00 
228 . 00 
1 1 5 . 00 
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C - Recipient countries 

Bulgaria 
Czechoslovakia 
German Democratic Republic 
Hungary 
Poland 
Romania 
Union of Soviet 
Socialist Republics 
Yugoslavia 

o - Non-European Countries 

Australia 
Canada 
Egypt 
Japan 
Korea, Republic of  
Mexico 
Morocco 
New Zealand 
Uni ted States of 
America 

E - Non allacated shares 

TOTAL 

7 900 
12 800 
15 500 
7 900 

12 800 
4 800 

60 000 

12 800 

10 000 
34 000 

1 000 
85 175 

6 500 
3 000 
1 000 
1 000 

100 000 

125 
1 000 000 

79 . 00 
128 . 00 
155 . 00 

79 · 00 
128 . 00 

48 . 00 
600 . 00 

128 . 00 

100 . 00 
340 . 00 

10 . 00 
851 . 75 

65 . 00 
30 . 00 
10 . 00 
10 . 00 

1000 . 00 

1 . 25 
10000 . 00 

( * )  Prospective members are lis ted under the above categories only for the purpose 
this Agreement . Recipient count ries are referred to elsewhere in this Agreement as 
Central and Eastern European countries . 

.. 
. ) 
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i 

A N N E X B 

SECTION A - ELECTION OF DIRECTORS BY GOVERNORS REPRESENTING 
B$.GIUM . DENMARK . FRANCE , THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY . 
G�EECE. IRLAND , ITALY , LUXEMBOURG .  THE NETHERLANDS , PORTUGAL , 
SPAIN .  THE UNITED KINGDOM , THE EUROPEAN ECONOMIC COMMUNITY 
AND THE EUROPEAN INVESTMENT BANK ( HEREINAFTER REFERRED TO AS 
S�TION A GOVERNORS ) .  

! 
i I 1 .  The provisions set out below in this Section shall 

ap�ly exclusively to this Section . 

2 .  Candidates for the office o f  Director shall be 
norinated by Section A Governors , provided that a Governor 
mar nominate only one person . The election o f  Directors ' shall 
be l by ballot o f  Section A Governors . 

I 
i 3 .  Each Governor eligible to 

petson all o f  the votes to which the 
her is en ti tled under paragraphs 1 
this Agreement .  

vote shall cas t  for one 
member appointing him or 
and 2 o f  Article 29 of 

4 .  Subj ect to paragraph 10 of this Sec tion , the 1 1  
persons rece�v�ng the highes t number o f  votes shall be 
Directors . except that no person who receives less than 4 . 5  
pet cent of the total of the votes which can be - cas t  
( eiigible votes ) i n  Section A shall be  considered elected . 

\ 5 .  Subject to paragraph 10 o f  this Sec tion , i f  1 1  
peüsons are not elec ted on the firs t ballo t ,  a second ballot 
shdll be held in which , unless there were no more than 1 1  
c�didates , the person who received the lowest  number o f  
v o  e s  i n  the first ballot shall b e  ineligible for election 
an in which there shall vote only : 

( a ) those Governors who vo ted in the firs t 
ballot for a person no t elec ted and 

( b )  those Governors whose vo tes for a person 
elec ted are deemed under paragraphs 6 and 
7 below of this Sec tion to have raised the 
votes cast for that person above 5 . 5  per 
cent of the eligible votes . 

6 .  In determining whether the vo tes cas t by a Governor 
are deemed to have raised the t,Otal votes cas t  for any person 
above 5 . 5  per cent  of the eligible votes . the 5 . 5  per cent 

, , shall be deemed to include . firs t .  the votes o f  the Governor 
c as ting the larges t number of votes for such person . then the 
votes of the Governor casting the nex t l arges t number and so 
on , until 5 . 5  per cent is reached . 
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7 .  Any Governor ,  part of whose vo tes mus t be coun ted 
in order to raise the total of votes cas t for any person 
above 4 . 5  per cent shall be considered as casting all ·of his 
or her votes for such person , even if the total votes for 
such person thereby exceed 5 . 5  per cent and shall not be 
eligible to vote in a further ballo t .  

8 .  Subject to paragraph 1 0  of this Section , i f ,  after 
the second ballot , 11 persons have not been elected , further 
ballots shall be held in conformi ty wi th the principles and 
procedures laid down in this Section , until 1 1  persons have 
been elected , provided that , i f  at any stage 10 persons are 
elected , notwithstanding the provisions of paragraph 4 of­
this Section , · the 1 1  th may be elected by a simple maj ori ty 
of the remaining votes cas t .  

9 .  I n  the case of an increase o r  decrease i n  the 
number o f  Directors to be elected by Section A Governors , 
the minimum and maximum percentages specified in paragraphs 
4 , 5 ,  6 and 7 of this Seetion shall be appropriately 
adjusted by the Board of Governors . 

1 0 .  So long as any Signatory , or group of Signatories , 
whose share of the total amount o f  capi tal subscriptions 
provided in Annex A is more than 2 . 4  per cent , has not 
deposi ted its ins trument or their ins truments of 
ratification , approval or acceptance , there shall be no 
elec tion for one Director in respect of each such Signatory 
or group of Signatories . The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall 
elect a Director in respect of each Signatory or group of 
Signatories , immediately after the Signatory becomes a member 
or the group of Signatories become members . Such Direc tor 
shall be deemed to have been elected by the Board of 
Governors at its inaugural meeting , in accordance wi th 
paragraph 3 of Article 26 of this Agreement ,  if  he or she is  
elected during the period in which the first Board of  
Directors shall hold office . 

SECTION B - ELECTION OF DIRECTORS BY GOVERNORS REPRESENTING 
OTHER COUNTRIES . 

Seetion B ( i )  Election of Directors by Governors 
representing those countries listed in Annex A as Central and 
Eastern European Countries ( recipient countries ) ( hereinafter 
referred to as Section B ( i )  Governors ) .  

1 .  The provisions set out below in this Section shall 
apply exclus ively to this Section .  

2 .  Candidates for the office of Director shall be 
nominated by Section B ( i )  Governors , provided thät' a 
Governor ·may nomina te only one person . The elect ion of 
Directors shall be by ballot of Section B ( i )  Governors . 
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3 ·  Each Governor el igible to vote shall cas t for one 
person, all of  the votes to which the member appointing him or 
her i9 entitled under paragraphs 1 and 2 of Article 29 of 
this Agreement .  

4 .  Subject 
persons receiving 
Directors , except 
per cent of  the 
( eligible votes ) 
elec ted . 

to paragraph 10 o f  this Sec tion , the 4 
the highes t number o f  vo tes shall be 

that no person who receives less than 12 
total of the votes which can be cas t 
in Sec tion B ( i )  shall be considered 

5 .  Subjec t  to paragraph 10 of this Section , i f  4 
persons are not elected on the first ballo t , a second ballot 
shall be held in which , unless there were no more than 4 
candidates , the person who received the lowest number of  
votes in  the first ballot shall be ineligible for election 
and i� which there shall vote only : 

( a) those Governors who voted in the firs t  
ballot for a person not elected and 

( b )  those Governors 'Nhose votes for a person 
elec ted are deemed under paragraphs 6 and 
7 below of this Section to have raised the 
votes cast for that person above 13 per 
cent of the eligible votes . 

6 .  In determining whether the votes cas t  by a Governor 
are deemed to have raised the total votes cas t for any person 
above 1 3  per cent of the eligible votes , the 13 per cent 
shall be deemed to include , firs t , the votes o f  the Governor 
cas t iqg the largest number of votes for such person , then the 
voteStl Of the Governor cas ting the next larges t number and so 
on , u til  1 3  per cent is reached . 

7 .  Any Governor , part o f  whose votes mus t be counted 
in or er to raise the to tal of votes cas t for any person 
above , 12 per cent shall be considered as cas ting all of his 
or her votes for such person , even if the to tal votes for 
such person thereby exceed 13 per cent and shal l no t be 
eligiijle to vote in a further ballot .  

I 
I 8 .  Sub j ec t  to paragraph 10 of  this Sec tion , i f ,  after 

the second bal lo t , 4 persons have not been elec ted , further : � 
ballots shall be held in conformi ty wi th the principles and 
procedures laid down in this Section , until 4 persons have 
been elected , provided that , i f  at any s tage 3 persons are 
elected , no twi thstanding the provis ions o f  paragraph 4 of 
this $ection , the 4 th may be electect by a simple maj ori ty of  

, 
)he r�maining votes cas t .  

I I 9 . In the case o f  an increase o r  decrease in the 
numbef of Direc tors to be elected by Sec tion B ( i )  
Govertjlors , the minimum and maximum percentages speci fied in 
paragtaphs 4 .  5 .  6 and 7 of  this Sec tion shall be 
appro�riately adj us ted by the Board of Governors . 

i 

329/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 89 von 117

www.parlament.gv.at



1 0 . So long as any S i gnatory , or group o f S i gnatories , 
whose share of the to tal amount o f ' c api tal subscri p t i ons 

provided in Annex A is more than 2 . 8  per cen t , has not 
deposi ted ' i ts instrument or their ins trument's of 
ratif.ication , approval or acceptance , there , shall be no 
election for one Director in respect  o f  each such Signatory 
or group of  Signa tori es . The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall 
elec t a Director in respect of each Signatory or group o f  
S ignatories , immediately after the Signatory be comes a member 
or the group of Signatories become members . Such Director 
shall be deemed to have been elected by the Board of 
Governors at i ts inaugural meeting, in 
paragraph 3 of Article 26 of this Agreement ,  
elected during the period in which the 
Directo rs shall hold office.  

accordance with 
if  he or she is 
first Board of 

Section B ( ii )  Election of Directors by Governors 
representing those 'countries lis ted in Annex A as other 
European countries ( hereinafter referred to as Section B ( ii )  
Governors ) • 

1 .  The provisions set out below in this Section shall 
apply exclusively to this Section . 

2 .  Candidates for the office of Director shall be 
nominated by Section B ( ii )  Governors , provided that a 
Governor may nominate only one person . The election of 
Directors shall be by ballot of Section B ( ii )  Governors . 

3 .  Each Governor eligible to vote shall cast for one 
person all o f  the vo tes to which the member apPointing him or 
her i5- ent i tled under paragraphs 1 and 2 of Article 29 of 
this Agreemen t . 

4 .  Subject  to paragraph 10 of this Section , the 4 
persons rece1v1ng the highes t number of votes shall be 
Directors , except that no person who receives less than 20 . 5  
per cent o f  the votes which can be cast ( eligible vo te5 ) in 
Section B ( ii )  shall be cons idered elec ted . 

5 .  Subject to paragraph 10 of this Section , i f  4 
persons are not elected on the first ballo t , a second ballot 
shall be held in which , unless there were no more than 4 
candidates , the person who received the lowest number of 
votes in the firs t ballot shall be ineligible for elec tion 
and in which there shall vote only : 

( a ) those Governors who voted in the first 
ballot for a person no t elec ted and 

( b )  those Governors whose vote '" for a person 
elected are deemed under paragraphs 6 an , 
7 below of this Section to have raised the 
votes cas t for that person above 21 . 5  per 
cent of the eligible votes . 
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6 . In determining whether the votes cas t  by a Governor 
are .deemed to have raised the total votes cast for any person 
above 21 . 5  per cent of the eligible votes , the 21 . 5  per cent 
shall be �eemed to include , first ,  the votes of the Governor 
casting the largest number of votes for such person , then the 
votes of the Governor casting the next largest number and so 
on , until 21 . 5  per cent is reached . 

7 .  Any Governor , part of whose votes must be counted 
in order to raise the total of votes cas t for any person 
above 20 . 5  per cent shall be considered as , casting all of 
his or her votes for such person , even if the total votes for 
such person thereby exceed 21 . 5  per cent and shall not be 
eligible to vote in a further ballot .  

I 

8 . j SUbject to paragraph 10 of this Sec tion , i f ,  after 
the seconp ballot , 4 persons have not been elected . further 
ballots shall be held in conformi ty wi th the principles and 
procedure$ laid down in this Section . until 4 persons have 
been eleclted , provided that , if at any s tage 3 persons are 
elected , !notwithstanding the provisions of paragraph 4 of 
this Section , the 4 th may be elected by a simple majority of 
the remaihing votes cas t .  

9 . '  In the case of  an increase or  decrease in  the 
number of Directors to be elected by Section B ( i i )  
Governors :, the minimum and maximum percentages specified in 
paragraphs 4 ,  5 ,  6 and 7 of this Section shall be 
appropriately adjusted by the Board of Governors . 

10 .  So long as any Signatory , or group of Signatories , 
whose share of  the total amount of capi tal subscriptions 
provided ! in Annex A is more than 2 . 8  per cent , has not 
deposite� its instrument or their instruments of 
ratificat�on , approval or , acceptance , there shall be no 
election Ifor one Director in respect of each such Signatory 
or grou� of Signatories . The Governor or Governors 
represent,ing such a Signatory or group of Signatories shall 
elect a irector in respect of each Signa tory or group of 
Signatories , immediately after the Signatory becomes a member 
or the roup of Signatories become members . Such Director 
shall b I deemed to have been elected by the Board of 
Governor� at its inaugural meeting , in accordance wi th 
paragrapH 3 of Article 26 of this Agreement ,  if he or she 1s 
elected !during the period in which the first Board of 
Directord shall hold office . ' 

Section B (Hi ) - Election of Directors by Governors 
representing those countries listed in Annex A as Non'­
European Countries ( hereinafter referred r� as Section B 
( iii ) Governors ) .  

, . 
1 .  The provisions set out below in this Sec tion shall 

apply exclusively to this Section . 
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2 .  Candidates for the office of  Director shall be 
nominated by Section B ( iii ) Governors , provided that a 

Governor . may nominate only one person . The election of 
Directors shall be by ballot of Section B ( ii i )  Governors . 

3 .  Each Governor eligible to vote shall cast for one 
person all of the votes to which the member appointing him or 
her is enti tled under paragraphs 1 and 2 of Article 29 of 
this ' Agreement . 

4 .  Subject to paragraph 10 of  this Section , the 4 
persons recel.Vl.ng the highest number of votes shall be 
Directors , except that no person who receives less than 8 per 
cent of the total of the votes which can be cast ( eligible 
votes ) in Section B ( iii )  shall be considered elected . 

5 .  Subject to paragraph 10 of this Section , if  4 
persons are not elected on the first ballo t ,  a second ballot 
shall be held, in which , unless there were no more than 4 
candidates , the person who received the lowest number of 
votes in the first ballot shall be ineligible for election 
and in which there shall vote only : 

( a )  those Governors who voted in the first 
ballot for a person not elected and 

( b )  those Governors whose votes for a person 
elected are deemed under paragraphs 6 and 
7 below of this Section to have raised the 
votes cast for that person above 9 per 
cent of the eligible votes . 

6 .  In determining whether the votes cas t  by a Governor 
are deemed to have raised the total votes cast for any person 
above 9 per cent of the eligible votes , the 9 per cent shall 
be deemed to include , firs t ,  the votes of the Governor 
casting the largest number of votes for such person , then the 
votes of the Governor casting the next largest number and so 
on , until 9 per cent is reached . 

7 .  Any Governor , part of whose votes mus t be counted 
in order to raise the total of votes cas t for any person 
above 8 per cent shall be considered as casting all of his 
or her votes for such person , even if the total votes for 
such person thereby exceed 9 per cent and shall not be 
eligible to vote in a further ballot .  

8 .  Subject to paragraph 10 of this Section , i f ,  after 
the second ballot , 4 persons have not been elected , further 

. ballots shall be held in conformi ty wi th the principles and 
procedures laid down in this Section , until 4 persons have 
been elected , provided that , i f  at any stage 3 persol7s are 
elected , notwithstanding the provisions of paragraph 4 of 
this Section , the 4 th may be elected by a simple majority of 
the remaining votes cas t .  
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9 · In the case of an increase or decrease in the 
number of Directors to be elected by Section B ( i i i ) 
Governors , the minimum and maximum percentages specified in 
paragt1aphs 4 ,  5 , 6 and 7 of this Section shall be 
appro�riately adjusted by the Board of Governors . 

10 . So long as any Signatory , or group of Signatories , 
whose share of  the total amount of capi tal subscriptions 
provided in Annex A is more than 5 per cen t ,  has not 
deposited its instrument or their instruments of  
ratification , approval or  acceptance , there shall be  no 
election for one Director in respect of each such Signatory 
or group of Signatories . The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall 
elect a Director in respect of each Signatory or group of  
Signatories , immediately after the Signatory becomes a member 
or the group of Signatories become members . Such Director 
shall be deemed to have been elected by the Board of 
Governors at i ts inaugural meeting , in accordance with 
paragraph 3 of Article 26 of this Agreement ,  i f  he or she is 
elected during the period in which the first Board of 
Directors shall hold office . 

SECTION C ARRANGEMENTS FOR THE ELECTION OF DIRECTORS 
REPRESENTING COUNTRIES NOT LISTED IN ANNEX A .  

If  the Board o f  Governors decides , i n  accordance with 
paragraph 3 of Article 26 of this Agreement , to increase or 
decrease the size , or revise the composition , of the Board of 
Directors , in order to take into account changes in the 
number of members of the Bank , the Board of Governors shall 
first consider whether any amendments are required to this 
Annex , and may make any such amendments as it deems necessary 
as part of such decision . 

SECTION 0 - ASSIGNMENT OF VOTES . 
I I Any Governor who does not participate in voting for 

the flection or whose vote does not contribute to the 
elect�on of a Director under Section A or Section B ( i )  or 
Sectipn B ( ii )  or Section B ( iii )  of this Annex may assign 
the votes to which he or she is entitled to an elected 
Direc�or ,  provided that such Governor shall first have 
obtaiped the agreement of all those Governors who have 
electrd that Director to such assignment . 

i ' 
i A decision by any Governor not to participate in 

voting for the election of a Director shall not affect the 
calCU'lation of the eligible votes to be made under Section A ,  
Section B ( i ) , Section B ( ii )  or Section B ( iii ) of this 

.. Annex. 
- , l 

• • 
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M .  Chai rman , 

To the Chai rman ot the Conterenee 
on the E s tabli shment ot the 
European Bank tor 
Reeona t rue t i on and Deve lopment 

Aa you know , the i n i t i a t ive ot the Prea ident o t  Franee M. F. Mi t t e r rand t o  e s t ab l i s h  
t h e  European Bank to r Reeon a t ru e t ion an d  Development t o r  the purpoae o t  tae i l i t a ting the 
t r ans i t ion ot Cent ral and Eaa t e rn European eoun t r i e a  toward. market-oriented eeonomiea haa tound 
undera tanding and suppo r t  on beha l t  ot the Sov ie t authori t i e a .  The Sovi e t  del egat ion par t i e i pated 
in the s e s a iona ot t alks on dratt ing the eonaU tuent documenta ot the Ban k .  Aa a resu l t  the 
eons t i tuent count r i e s  have reaehed eons iderab l .  progresa in drawinl up the Agreement es tabl i shing 
the European Bank tor Reeon s t rue t ion and Deve!opment . 

.. 

A t  the ssae t im. , eertÄin dittieu l t i es lar •• ly a t e m  trom tears ot a nwnber ot 
eoun t r i e .  that due t o  the s i ze o t  i t s eeonomy the Soviet Union mal" beeome the prineipal reeipient 
ot e redi t .  ot the B an k  and there tore vi l l  nar rov i t s  capac i ty to extend aid to o ther C e n t ral and 
Eas t e rn European Coun t r i e s .  

I n  t h i s  eonnexion I would l i ke t o  assure you , d e a l'  MI' . Chai rman , t h a t  the i n t e n t i ons 
o t  the Sovi e t  Un ion t o  be eome an equal membe r ot the Bank aeeount p r imarHy tor i t s  w i l l  to 
es tabl i s h a nev i ns t i t u t i on o t  mu l t i l a t e r a l  co-ope rat ion so as to tos t e l' h i s to r i eal retorms on the 
European eon t inent . 

I would l i ke to i n to rm you that my governmen t  i s  prepared to l imi t i t s  aeeeS8 to the 
Bank ' .  r e s oure e s ,  pursuant t o  paragraph 4 ot A r t i e l e  8 ot the A r t i e l e s  ot Agreement o t  the Bank , 
tor a p e r i od ot th r e e  y e a r s  s t art i ng trom t h e  e n t ry into loree ol t he A r t i e l e s  ol Agreement ot the 
Bank . 

During t h a t  p e r iod , the Sov i e t  Union wi shea that t h e  Bank w i l l  p rovide te ehni eal 
as s i s t an e e  and o t h e r  t y p e s  ol a s s i s t anee d l r e e t ed to linanee its p r ivat e s e c t o r ,  t o  lae i l i t a t e  the 
tran s i t ion o l  s ta t e -owned e n t e r p r i s e s  t o  private sector ownership and eon t ro l  and to h e l p  
e n t e r p r i s e s  o p e r a t i n g  eompe t i t i v e ly and moving to par t i e ipat ion i n  the marke t - o r i e n t e d  ee onomy , 
subj e e t  to t h e  p ro po r t ion s e t  t o r t h  in �aragraph 3 ol A r t i e l e  11 ol t h i s  Agreeme n t . The t o ta l 
amoun t ol any a s s i s t an e e  thus provlded by the Bank would not exe e ed t he t o t a l  amount ot the cash 
di sbursed and t h e  p ro m i s s o ry no t e s  i s sued by the Sov i e t  Union tor i t s  share s .  

am eontiden t ,  that eontinuin, eeonomi e  r e to rm5 i n  the Sov i e t  Union w i l l  
inevi tably p romo t e  t h e  expans ion o l  t h e  Bank ' s  ae t i v i t i e s  i n t o  t h e  t e r r i t o ry o l  t h e  Sov i e t  Union . 
Howeve r ,  the U S S R ,  b e i n g  i n t e r e s t e d  in se eur ing the mu l t i l a t e ral e harae t e r  ot the Ban k ,  w i l l  not 
ehoose that a t  any t ime i n  future the Sov i e t  borrowings will exeeed an amount eons i s t e n t  w i th 
maintaining the neee s s a ry d iv e rs i ty in the bank ' .  opera t i ons and prudent l im i t s  on i t s  exposure . 

P l e a s e  a e e e p t ,  MI' . Chai rman , the assurances ot my h i gh e s t  eonside r a t i o n .  

Head 0 SOVi�l e� 
Chai an ot ��:oard 
ol e S t a t e  Bank o f  t h e  �SSR 
V ·  tor V. GERASHCHENKO 
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V O R  B L A T T 

Prob l em : 
Mitte l - und osteuropäi schen Ländern , die s ich zu den Grund­
sätzen e i ner Demokratie bekennen , i s t  e i n  Übergang vom System 
der Pl anwirtschaft zur Marktwirtschaft nur durch wirtscha ft­
l iche Unterstützung von außen mögl ich . 

Z ie l : 
Durch die Errichtung der EBRD s o l l e i n  mul t i l aterales 
I nstrument gescha f fen werden ,  das durch wirtscha f t l i che und 
f i nanz i e l l e  Maßnahmen den Übergang zur Marktwirtscha ft s owie 
private und unternehmeris che I n i t i ative i n  mitt e l - und ost­
europäi schen Staaten , die s i ch zu den Grundsätz en e iner Demo­
krati e  bekennen , fördert . 

I nha l t : 
Das vorl . Übere inkommen hat die Errichtung der EBRD und die 
Gründungsmitg l i edscha f t  Ös terre ichs zum Gegenstand . 

Alternativen : 
keine . 

Kosten : 
Durch die Aus führung des Übereinkommens verp f l ichtet s ich 
Ös terre i c h  zur Z e ichnung von 2 2 . 8 0 0  Antei l en zu j e  1 0 . 0 0 0  ECU 
Hievon s ind 6 . 84 0  Antei le ( 3 0 % )  in 5 g l e i chen Jahres raten 
einzuzahlen . Bei e inem Wechs e l kurs von 1 ECU = 1 4 , 5 5 S ( Kurs 
vom 1 4 . September 1 9 9 0 ) beträgt die j ährl iche budgetäre 
Belastung über e i nen 5 Jahre s z eitraum somit 1 9 9  Mi l l ionen 
Schi l l ing . 
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ÜBEREINKOMMEN ZUR ERRICHTUNG DER EUROPÄISCHEN 
BANK FÜR WIEDERAUFBAU UND ENTWICKLUNG 

Erläuterungen 

Al lgeme iner Te i l :  
Die Europä i s che Bank für Wi ederau fbau und Entwicklung ( EBRD ) i s t  
das Ergebni s  e i ner I n i t i at ive des franzö s i schen Staatspräs identen 
Mitterand , die am 9 .  Dez ember 1 9 8 9  vom Europäi schen Rat i n  
Straßburg a l s  pos i tive Reaktion der Europäi s chen Geme inscha ft au f 
d i e  dramati schen pol it i s chen und wirtscha f t l ichen Veränderungen i n  
Mittel - und Osteuropa nachdrück l i c h  unterstütz t  wurde . 

D i e  Verhandlungen über e i n  Übereinkommen zur Errichtung der EBRD 
wurden im Jänner 1 9 9 0  i n  Par i s  au fgenommen und berei t s  am 2 9 . Mai 
des s elben Jahres mit der f e i erl i c hen Unter z e ichnung des Übere in­
kommens beendet . I nsgesamt haben Vertreter von 40 Staaten , sowie 
der Europäi schen Wirtschaftsgeme inschaft und der Europä i s chen 
I nvestitionsbank das Übere i nkommen unterzeichnet . Für Österrei c h  
wurde die Unterzeichnung durch den Bundesmi ni ster für Finanzen 
vorgenommen . 

Bei den Verhandlungen zur Errichtung der EBRD waren z unächst nur 
die 24 OECD-Mitgl i edstaaten , Malta und Zypern , acht mittel - und 
osteuropäi schen Länder sowie d i e  Europä i s che Wirtscha ftsgemei n­
scha f t  und die Europä i s che I nve s t i t i onsbank vertreten . An späteren 
Verhandlungsrunden haben darüberhinaus Ägypten , I s rae l , d i e  
Republ ik Korea , Liechtenste i n ,  Marokko und Mexiko t e i l genommen . 
D i e  weite geogra f is che Streuung h i ns i chtl ich der Mitg l i edschaft 
wird durch die Z ie l setzung i n  der Präambel zum Übereinkommen 
verständl ich , wonach d i e  EBRD e ine mul t i l ateral e  F i nanz i ns t i tution 
sein s ol l ,  d i e  im wesentl ichen europä i sch , h i ns i c ht l i c h  i hrer 
Mi tg l i eder j edoch wei tgehend i nternational s e i n  so l l . Als 
" Emp fängerländer "  kommen j edoch nur die mittel - und ost­
europäi schen Länder i n  Betracht . 
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E i ne Mitg l i edscha ft 
Entwicklung ist für 
und wirtscha f t lfchen 
europäi schen Lähdern i. 

- 3 -

be i der Europäi s c hen Bank für Wiederau fbau und 
Österreich wegen der h i s torischen , kul ture l len 

Verbundenhe i t  mit den mi ttel - und o s t -
von bes onderer Bedeutung . 

Das Übereinkomm�n über die Errichtung der EBRD hat gesetz ändernden 
und darüberhinaUs ver fassungsändernden Charakter und bedar f  daher 
gemäß Art ikel 5 P  Abs . 1 B-VG der Genehmi gung des Nati onalrates , 
wobei hins icht l �ch s e i ner ver f a s s ungs ändernden Bes t immungen au f 
Artikel 4 4  Abs . 1 1 B-VG Bedacht zu nehmen i s t . Diese verfas sungs ­
ändernden Bes t i�U�gen s i nd in den Art ikeln 4 ,  5 ,  8 ,  2 4 , 3 6 , 3 8 ,  
4 1 ,  5 6  und 5 7  dbs Ubereinkommens entha l ten , in denen durch 

I 
Beschlüsse des ßouverneursrats der EBRD Entscheidungen getro f fen 
werden können , die für die Mi tgl iedstaaten unmitte l bar verbind l ich 
s i nd . Es  wird s�mi t ein von der Ös terr . Bundesverfas sung nicht 
vorgesehenes or�an ermächti gt , für d i e  ös terr . Rechts ordnung 
unmi ttelbar ver�indl iche Normen zu s et z en . 

Das Übereinkomm$n zur Errichtung der EBRD f ä l l t  nic ht unter d i e  
Bestimmung d e s  �rt ikel 4 2  Abs . 5 B-VG und bedarf daher der Mit­
wirkung des Bun�esrates . 

I 
Das Übereinkommtn bedarf zu se iner Vol l z iehung ni cht der Erlas s ung 
eines bes onderer Durch führungs ges etzes . 

Nach der SChlUßjl ausel des Überei nkommens s ind der deutsche , 
engl is che , fran ös ische und rus s i s che Wort l aut g l e i c hermaßen ver­
bindl ich . Anl äß ich der Rat i f ikation vers chiedener internati onal er 

I 
Übereinkommen h�t s ich d i e  Bundes regierung mi t dem Prob l em 

1 
auseinanderges e�z t , ob s tets a l l e  authenti sc hen Texte den zum 
Vertragsabschlu� zus tändigen Organen zur Genehmigung vorgelegt und 
im Bundesgesetzblatt kundgemacht werden müs sen . D i e  
Bundes regierung . i st dabei zu dem Schluß gekommen , d a ß  e s  
vertretbar erscheint , ledi g l i ch zwe i  authenti sche Texte derart i ger 
Übereinkommen d�m Nat i onal rat zur Genehmigung vorz u legen und zu 
publ i z i eren . ( v�l .  d i e  Erläuterungen zum Abkommen zwi schen der 
Republ ik ös terr�ich e i nerseits und den Mitgl i ed s staaten der 
Europäi schen Gemeinscha f t  für Kohle und Stahl und der Europäi s chen 
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Gemeinscha f t  für Kohle und Stahl andererseits , 4 8 6  der Be i l agen zu 
den s tenographi schen Protoko l l en des Nationa l rates XI I I . GP } . Wenn 
im vorl iegenden Fal l neben dem deutschen der eng l i s che Text der 
parlamentarischen Behandlung zugeführt wird , so ges c h i eht dies aus 
der Überlegung heraus , daß die Verhandlungen über das 
Überei nkommen zur Errichtung der E BRD in engl i s c her Sprache 
ge führt wurden . 

Im Verlauf der Gespräche über den Wort laut des Überei nkommens der 
Bank gel angten die Del egierten zu der Au f fa s sung , daß gewi s s e  
Formu l ierungen a l l geme ine Absprachen wiedergebe n ,  die zwar 
schri f t l ich festzuhal ten s i nd ,  d i e  aber nicht für das 
Übereinkommen geeignet s i nd . Es  wurde daher vereinbart , daß der 
Vors i t zende zur Zusammenfas sung dieser Absprachen e i nen Beri cht 
zum Übereinkommen zur Errichtung der EBRD ausarbe iten würde und 
daß dieser Beri cht a l s  Bezugsgrundl age für d i e  künft ige Aus legung 
des Übereinkommens Tei l  der für die Bank maßgebl i c hen Urkunden 
werden würde . Im Hinbl ick auf die Bedeutung dieses Berichts des 
Vors i t z enden zum Übere inkommen zur Errichtung der EBRD für d i e  
kün f t i ge Aus legung d e s  Übereinkommens wurden s ämt l iche 
Erläuterungen in diesem Bericht wortwört l i ch in den Bes onderen 
Teil der Erl äuterungen aufgenommen und " a l s  Erläuterungen aus dem 
Bericht des Vors itzenden" gekenn z e ichnet . 
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Bes onderer Te i l ' :  

D a s  Übere i nkommen über d i e  Err i c htung d e r  EBRD bes teht aus z ehn 
Kapite l n ,  d i e  in Art i ke l  e i nget e i l t  s i nd .  

Kap i t e l  I :  reg�lt i n  den Art i k e l n  1 ,  2 und 3 Zweck , Au fgaben und 
M i tg l i ed s c h a f t  �er Bank . 

Art i k e l  1 f ormul iert den Zweck der Bank a l s  Unterstützung des 
wirtscha f t l i chen Forts chr i tts und Wi ederau fbaus in den mi t t e l - und 
o s teuropäi s chen Ländern . Hi edurch s o l l der Übergang zur o f fenen 
Marktwirts cha f t  begüns t i gt s ow i e  d i e  private und unternehmeri s che 
I n i t i a tive ge fördert werden . A l s  Vorau s s et zung für e i ne s o l che 
Unterstützung wird das Bekennt n i s  zu und d i e  Anwendung der 
Grund s ä t z e  der Mehrparteiendemokrat i e , des Plura l i smus und der 
Marktw i rts cha f t  verl angt ( po l i t i s che u nd wirtscha ft l i che 
Kond i t i onal i tät ) .  D i e  po l i t i s che Kond i t i onal i tät u ntersche i det d i e  
E BRD wes ent l i c h  v o n  anderen bes tehenden i nterna t i ona l en F i nanz ­
i ns t i tu t ionen , idenen e i ne Bedachtnahme au f po l it i s che oder andere 

I 

n icht w i rtscha 1t l i che Über l egungen grundsät z l i c h  unters agt i s t . 

Art ikel 2 fÜhr� i n  Abs . 1 a l l e  j ene Maßnahmen an , d i e  die Bank zur 
Erre i c hung ihr�s Zwecks durch führen kann . Im 2 .  Abs at z  werden d i e  

I organ i s at i onen i und Stel l en ange führt , mit denen d i e  Bank eng 
I 

z u sammenarbe i t,n s o l l . 
E r l äuterungen 4us dem Beri c ht des Vors i t z enden : 

! 

( 1 )  Die I Delegierten legten Wert darauf zu bekunden, "- daß der 
I 

Tätigkeitsschwerp!unkt der Bank in der Privatwirtschaft liegt,  daß aber, da in den 
potentiellen Emdfängerländern gegenwärtig nur wenig beziehungsweise gar keine 
Privatwirtschaft vorhanden ist, die Bank auch den staatlichen Sektor beim Übergang 

I . _ 
von der rein zen�ralen Planung zur Besei tigung der Monopole, Dezentralisierung oder 

I 
Privatisierung u�d zu einem vom Wettbewerb geprägten wirtschaftlichen Umfeld 
unterstützen und I die Empfängermitgliedländer bei der Durchführung von " Struktur­
und WirtschaftsrJformen nur durch die in Artikel 2 Absatz 1 Ziffe�;�-i bis Vlll ! ---

beschriebenen Maßnahmen unterstützen wird. 
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(2) In A bsatz I Ziffer i stimmten . die Delegierten darin übere!n�daß unter 

"sonstige interessierte Investoren" sowohl inländische als auch ausländisc9�)nvestoren 

zu verstehen sind. 

(3 )  In  Absatz I Ziffer iii gingen die Delegierten davon aus, daß der Begriff 

"Infrastruktur" auch die Ausbildung in Führungsaufgaben und technischen Fähigkeiten 

umfassen kann.  

-
(4) I n  A bsatz I Ziffer vii vertraten die Delegierten ' in Erk.en"ntnis der 

gravierenden Umweltprobleme in  Mittel- und Osteuropa mit Nachdruck die 

Auffassung, daß bei der gesamten Geschäftstätigkeit der Bank die Grundsätze e iner 

ökologisch unbedenklichen Entwicklung zugrunde zu legen sind. Die Formulierung 

"gesamte Tätigkeiten" umfaßt dabei nach dem Verständnis der Delegierten alle 

Tätigkeiten der Bank einschließlich der Gewährung technischer Hilfe und der gesamten 

besonderen Geschäftstätigkeit; die Bank soll also nicht e twa nur in der �Lage sein, 

bestimmte Umweltvorhaben unmittelbar zu unterstü tzen. 

(5) In A bsatz 2 hielten es die Delegierten für wesentlich,  daß d ie Bank mit dem 

IWF und der Weltbankgruppe (einschließlich IFe und MIGA) "eng zusammenarbeitet", 

um die Vereinbarkeit ihrer Arbeit mit den Tätigkeiten dieser Organisationen zu 

gewährleisten und deren Erfahrung und Fachwissen zu nutzen sowie sicherz�stellen, - - - - - -
daß d ie  Empfängermitgliedländer solide Wirtschaftsprogramme verfolgen. �� 

(6) Bei dem Zusatz, daß die Bank "mit allen ihren Mitgliedern" eng 

zusammenarbeiten solle, dachten die Delegierten insbesondere an die wichtige Rolle der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Investitionsbank. 

(7 )  Ebenfalls in Absatz 2 gingen die Deleg ierten auch davon aus, daß die 

Formulierung "sonstige damit in Beziehung stehende Gremien und alle öffentlichen 

oder privaten Stellen" auch Organisationen wie den Europarat (und insbesondere den 

Sozialen Entwicklungsfonds), die Internationale Investitionsbank, die Nordische 

Investitionsbank und die Wirtschaftskommission für E uropa einschließt. Die Delegierten 

stellten fest, daß es der Bank nach Artikel 20 A bsatz I Ziffer viii des Übereinkommens 

freisteht, Übereinkünfte über Zusammenarbeit mit solchen Organisationen zu schließen. 
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Artikel 3 rege lt die Bankmitgl iedscha f t . Mitg l i eder der Bank 
können s owohl europä i s che a l s  auch nichteuropä i s che Länder werden . 
Voraus s etzung für eine Mitgl i edscha ft n i c hteuropä i s cher Länder i s t  
deren Mitgl i edscha ft beim I nterna t i ona len Währungs fonds . 
Erläuterungen aus dem Beri cht des Vor s i t z enden : 

( I )  Die Delegierten kamen überein, daß sowohl die Europäische 

Wirtschaftsgemeinschaft als auch die Europäische Investitionsbank (EIB) Mitglieder der 

Bank werden sollen, da ihrer Rolle von den Staats- und Regierungschefs der 

Europäischen Gemeinschaft, die den Gedanken der Bank als erste unterstützt hatten, 

große Bedeutung: beigemessen wird. Ihre Mitgliedschaft soll jedoch weder ein 

Präzedenzfall für ' den Beitritt anderer Organisationen oder Banken werden, noch soll 

ihre Mitgliedschaft von ihnen selbst als Präzedenzfall für den Beitritt zu anderen 

Organisationen oder Banken benutzt werden. 

(2) Die Delegationen nahmen die von der EIB und ihren teilnehmenden 

Mitgliedern gegebene Bestätigung zur Kenntnis, daß die EIB ihrer Satzung nach 

rechtlich befugt ist, Kapitalanteile der Bank zu zeichnen. 

! 
Kapitel I I  reg1l t  i n  den Art i ke l n  4 ,  5 ,  6 und 7 Höhe und 
Au f t e i lung des l ursprüng l i c h  genehmigten Stammkapital s ,  die 
Z eichnung von 1' nte i len am Stammkap i t a l  durch d i e  Mitgl ieder , die 
E in z ah l u ng der ge z e ichneten Beträge , s owie d i e  Zus ammenset zung des 
ordentl i chen K p i t a l s . 

i 

I 
Art ike l 4 :  E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

Wegen des überwiegend europäischen Charakters der Bank lag es nahe, ihr 
ursprüngliches genehmigtes Stammkapital in  der europäischen Währungseinheit ECU 
auszudrücken. Die Delegierten gingen davon aus, daß der ECU den Dreh- und 
Angelpunkt des Europäischen Währungssystems bildet und unter Bezugnahme auf einen 
Korb von EG- Währungen festgelegt wird, deren Gewichtung von den Finanzministern 
der Europäischen Oemeinschaft alle fünf Jahre oder, falls sich das Gewicht einer dieser I 
Währungen um 25 1 v.H. verändert hat, auf A ntrag neu bestimmt wird. 

I 
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Art ikel S :  Jede Z e ichnung von ursprüng l i chen genehmi gtem 
S tammkapital e r f o lgt für e i ngezahlte und für abru fbare Ante i l e  i m  
Verhäl t n i s  3 : 7 .  D i e  Veran l agung des e i ngez ahl ten Kapi t a l s  durch 
die Bank s te l l t  in den Anf angs j ahren e i ne wes ent l i che 
E inkommensqu e l l e  der Bank dar . D i e  abru fbaren Kap i t a l ant e i l e  
s te l l en e i ne mi t dem Ausgabepre i s  der n i c h t  e i ngezahl ten Ant e i l e  
begrenzte H a f tung der Mitg l i eder dar , d i e  es  d e r  Bank ermögl icht 
Ge lder z u  gün s t igen Bedingungen au f den Ge ld- und Kapita lmärkten 
au f zunehmen . 
E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

( I )  Nach Absatz 3 ist der Gouverneursrat verpflichtet, die Angemessenheit und 

Zusammensetzung des Stammkapitals der Bank mindestens alle fünf Jahre zu 

überprüfen. Es kann dann entweder für oder gegen eine Erhöhung des Stammkapitals 

entschieden werden. In diesem Absatz sind die Bezugsrechte aller Mitglieder im Fall 

einer Kapitalerhöhung niedergelegt, wobei vorgesehen ist, daß keines de{ Mitg lieder 

zur Zeichnung zusätzlicher Anteile verpflichtet ist. Diese Rechte sind in Artikel 56 
Absatz 2 geschützt. 

(2) Absatz 4 '  sieht die Möglichkeit von Beschlüssen zur Erhöhung der 

Kapitalbeteiligung einzelner Mitglieder vor. Ist eine solche Erhöhung nicht ohne eine 

Erhöhung des gesamten Stammkapitals möglich, so kommen die Bezugsrechte und 

sonstigen Erfordernisse des Absatzes 3 zum Tragen. 

Art ikel 6 s i eht u . a .  vor , daß d i e  E i nz a h l ung der e i ngezahl ten 
Antei l e  in 5 g l e i chen Jahres raten e r f o l gt , wobei die E i nzahlung 
b i �  zu 5 0  % in von dem betre f fenden M i t g l i ed aus zugebenden 
Schu ldscheinen oder s ons t i gen Schul dverschre ibungen e r f o l gen kann . 
Sämt l i c he Z ahlungsverp f l i c htungen s i nd entweder i n  ECU , US-Do l l a r  
oder YEN zu e r fü l len . Au f Grund e i nes Ers uchens d e s  des ign i erten 
Bankpräs identen s owie au f Grund der Tats ache , daß d i e  Bank 
j eden f a l l s  d i e  Abs icht hat , a l l e n fa l l s  h i nterlegte Schat z s che i ne 
für Z a hlungen im Rahmen i hrer Ges c h ä f t s tät i gke i t  im ersten 
GeSChä ftS j ahr s o fort e in z u l ö s en , i s t  von ös terre i c h i scher S e i te -
i n  Übere inst immung mit anderer M i t g l i eds ländern - vorges ehe n ,  
zumi nde s t  d i e  erste Rate zur Gän z e  i n  b a r  zu bezahlen . Au s 
grund s ät z l i chen Überlegungen ( Betonung des europäi s chen Charakters 
der Bank ) i s t  ferner vorgesehe n ,  die s i c h  für Ös terre ich aus der 
Z ei c hnung von Ante i l en am ursprüngl i chen Stammkapital ergebenden 
Z ahlungsverp f l i chtungen in ECU zu e r fü l l en . 
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Erläuterungen aus dem Ber i c ht des Vors i t z enden : 

( l )  In A bsatz - 2 kamen die Delegierten überein, daß der �bruf der 

Schuldscheine ant�ilig aufgrund eines vom Direktorium festzule-genden -ie�tplans zu 
; . -:- - -

erfolgen hat; dabei soll das Direktorium den Nettofinanzierungsbedarf--�uf der 

Grundlage der vergangenen Mittelbereitstellungen berücksichtigen. 

(2) In A bsatz 3 kamen die Delegierten überein, daß die von jedem Mitglied 

getroffene ursprüngliche Entscheidung für ECU, US-Dollar oder japanische Yen für 

die Zahlung aller in Absatz 1 genannten Raten sowie für die Zahlungen aufgrund eines 

A brufs auf das ursprüngliche Stammkapital gilt. 

Art ikel 7 :  D i e  Be�tände der Bank s et z en s i c h  aus dem ordent l i chen 
Kapi t a l  und aus den Sonderfondsmitte l n  ( Art . 1 9 ) z u s ammen . 

Kapitel 1 1 1  umfaßt d i e  Artikel 8 b i s  1 9  und rege l t  d i e  
Ges chä f t s tät i gkeit d e r  Bank . 

Art ikel 8 s i eht die Mög l i chke i t  e i ner f re iw i l l i gen 
Selb s tbes chränkung e ines Emp f ängerl andes h i ns i c ht l i c h  s e i ne s  
Z ugangs zu den ! Bankmitte l n  vor . Der getro f fenen Reg e lung l i egt d i e  
Bankmitgl iedsc�a ft der Sowj etu n i on z u  Grunde , d i e  j edenfal l s  für 
e i nen z e i traum l von drei Jahren nur begre n z t  von i hrem Status a l s  

I 

Emp f ängerl and febrauch machen w i rd . E i ne d i es bezügl i che 
verp f l i c�tungs trkl ärung des Le i ters der s owj e t i s chen Delegat ion 
ist dem Uber e i *kommen zur Errichtung der EBRD ange s chlos s e n . 

i 
Erl äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : , 

In bezug auf die iDurchführung des Absatzes 3 dieses Artikels gingen die DeLegierten 
davon aus, daß die 10 diesem Absatz vorgesehenen Verfahren und 
AbstimmungsmodaFtäten für die Aussetzung und sonstige Änderung des Zugangs eines 
Mitglieds zu den �itteln der Bank auch auf den umgekehrten Fal l  Anwe ndung finden, 
nämlich wenn der Zugang eines Mitglieds zu den Mitteln der Bank erneut geprüft 
wird, da das Mitgl�ed wieder eine Politik verfolgt, die mit Artikel I vereinbar ist. 
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Art ikel 9 :  Entsprechend der E i nt e i lung der Bes tände der Bank i n  
ordentl iches Kapit a l  ( Art . 7 )  u nd i n  Sonder f ondsmitteln ( Art . 1 9 ) 
gl i edert s i c h  auch d i e  Ges c hä f ts t ä t i gk e i t  der Bank i n  e i ne 
ordent l i che und e i ne bes ondere . 

Art i ke l  1 0 : Für d i e  zwei Arten von Bankbes tänden g i l t  das 
Grundpri n z i p  der recht l i c hen Trennung h i n s i c ht l i c h  i hrer 
Verwa l tung , Verwendung und Bel a stung . 

Art ikel 1 1 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t zenden �  

( l )  In  diesem Artikel wird festgelegt, i n  welcher Weise die Bank ihren Zweck 

und ihre Aufgaben zu erfüllen hat, auch im Zusammenhang mit länderübergreifenden 

Vorhaben. Bei der Beschreibung der für Finanzierung und Unterstützung durch die 

Bank in Frage kommenden Empfänger und der Festlegung der Grenzen für die 

Gewährung von Finanzierungsmitteln und Unterstützung zugunsten des staatlichen 

Sektors wird versucht, den unterschiedlichen Regelungen in den verschiedenen Lä�dern 

Rechnung zu tragen.  

(2) Im Zusammenhang mit der in diesem Artikel enthaltenel1 Bezugnahme auf 

Privateigentum und private Kontrolle betonten die Delegierten, daß Kontrolle durch 

private Anleger bedeutet, daß diese tatsächlich in der Lage sind, die Beschlüsse und die 

Politik des Unternehmens zu bestimmen. 

(3 )  In Absatz I Ziffer v waren sich die Delegierten bewußt, daß der 

.. 
Infras trukturbedarf der potentiel len Empfängerländer enorm ist, daß es aber für diese 

Zwecke bereits ::bilaterale und multilaterale Hilfsquellen gibt. Deshalb wurden die 

möglichen Tätigkeiten der Bank im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau und Ausbau 

der Infrastruktur bewußt auf das beschränkt, was "für die Entwicklung einer 

Privatwirtschaft und den Übergang zur Marktwirtschaft erforderlich" ist. 

(4) Die Delegierten kamen überein, daß Absatz I Ziffer ii Buchstabe c dieses 

Artikels in Verbindung mit Artikel 1 3  Absatz vii zu lesen ist. Die Bank hat keine 

Emissionen zu übernehmen, wenn private Wertpapierbanken 

Unternehmen in der Lage sind, · zu zumutbaren Bedingungen 

Finanzierungsmittel, Dienstleistungen und Fazilitäten bereitzustellen. 

oder sonstige 

entsprechende 
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Art ike l  1 2 : Erl äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

( 1 )  Mit diesem Artikel soll die finanzielle Solidität der Bank gestärkt werden.  

(2)  Im Zusammenhang mit der Auslegung der Formulierung "der ausstehende 

Gesamtbetrag de� . . .  Darlehen, Kapitalbeteiligungen und Garantien" in Absatz I 
stimmten die Del�gierten darin überein, daß das Direktorium im Einklang mit  seinen 

Verpflichtungen nach Absatz I dieses Artikels bei der Genehmigung aller derartigen · 

Verpflichtungen �orsicht walten lassen soll. 

(3) In A bs�tz 2 beabsichtigten die Delegierten, das Direktorium eine Regel über 

die hÖchstmÖglic�e Bet� i ligung der Bank am Kapital eines Unternehmens festlegen zu 
! 

lassen; diese Regel sollt� jedoch für bestimmte Umstände, in denen dies wünschenswert 

oder notwendig erscheint, auch Ausnahmen vorsehen. Derartige Umstände können zum 

. Beispiel dann vorl�egen, ·wenn einer der Finanzierungspartner beschließt, seinen Anteil 

an dem betreffenden Grundkapital zu verringern. 

(4) In Absatz 3 ist die Formulierung "eingegangenen Kapitalbeteiligungen" nach 

dem Verständnis der Delegierten so auszulegen, daß später veräußerte 

Kapitalbeteil igungen dieser Art unter Zugrundelegung des beim Verkauf erzielten 

Wertes auszuschl i�ßen sind. 
i 
I 

Artikel 1 3 : E1l äuterUngen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 
i 
I ( I )  Die D!elegierten gingen davon aus, daß die in diesem Artikel -festgelegten 

Geschäftsgrundsätze durch e ine vom Direktorium · verabschiedete detailliertere und 

umfassendere Ertlärung zur Geschäftspolitik der Bank ergänzt werde
_
n _ _  �i

_
�d. Diese 

Erklärung wird 1nter anderem klären, wie weit  die Bank zu gehen hat;- !-Im sich zu 

vergewissern, daQ die investierten Mittel effizient und wirtschaftlich eingesetzt werden 

und, sofern d iese i Mittel für den Kauf von Waren verwendet werden, daß diese Waren 

zu vernünftigen Bedingungen und auf günstigen Märkten beschafft werden; 
-
darüber 

hinaus wird diese Erklärung detaillierte Vorgaben für Auswahl,  Beurteilung, 

Überwachung, Durchführung und nachträgliche Bewertung aller Vorhaben unter 

Berücksichtigung wirtschaftlicher, technischer, unternehmerischer, finanzieller und 

ö�ologischer Aspekte enthalten. 

i 
(2) Die fnter Ziffer i enthaltene Bestimmung, daß die Bank bei allen ihren 

Geschäften geSU1de Bankgrundsätze anzuwenden hat, sollte für sämtliche Tätigkeiten 

der Bank e inschließlich ihrer Finanzierungspolitik (zum Beispiel für die Behandlung 

von Kurs- und Zinsrisiken) und nicht nur für die in den übrigen Bestimmungen des 

Artikels aufgeführten Tätigkeiten gelten. 
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(3 )  In  Ziffer ii wurden die Modalitäten für die Kreditvergabe der Bank 

zugunsten von Programmen präzisiert durch' die Maßgabe ·Vorhaben, bei denen es sich 

entweder um Einzelvorhaben oder um Vorhaben im Rahmen bestimmter 

Investitionsprogramme handeln kann"; auf diese Weise sollte klargemacht werden, daß 

schnell abfließende Programmdarlehen hier nicht eingeschlossen sind. 

(4) In Ziffer vii beabsichtigten die Delegierten , die Bank nicht mit anderen 

Organisationen 10 Konkurrenz treten, sondern vielmehr die bestehenden 

Finanzierungsmöglichkeiten ergänzen beziehungswe ise erweitern zu lassen.  Die 

Delegierten gingen ferner davon aus, daß "Finanzierungsmittel" und "Fazilitäten" 

weitgefaßte Begriffe sind, die sämtliche Arten von Bankgeschäften einschließlich der 

Emissionsübernahme umfassen. Nach der Absicht der Delegierten ist diese Ziffer 

gegebenenfalls in Verbindung mit Ziffer xi zu lesen. 

(5 )  In Ziffer x erfaßt der Begriff "Kapitalanlagen" nach dem Verständnis der 

Delegierten sowohl die Darlehen und Garantien der Bank als auch ihre 

Kapitalbeteiligungen. Im Zusammenhang mit dieser Bestimmung hielt man es für 

besser, keine Auflagen zur Bevorzugung einer bestimmten Kategorie oder bestimmter 

Kategorien von Käufern in das Übereinkommen aufzunehmen. Oft dürfte es die Bank 

bei den von ihr getätigten Kapitalanlagen jedoch für erforderlich oder angemes'sen 

halten, privaten Anlegern, mit denen sie in dem jeweiligen Unternehmen assoziiert ist, 

innerhalb einer vertretbaren Frist das Vorkaufsrecht für den Erwerb der Beteiligung 

der Bank einzuräumen. Außerdem sollte die Bank, wenn sie mehrere Möglichkeiten für 

den Verkauf einer .Beteiligung zu ungefähr gleichen Bedingungen hat, bei ihrer Ent­

scheidung der erwünschten Förderung der inländ ischen Kapitalmärkte Rechnung 

tragen. 

(6) In Ziffer xii vereinbarten die Delegierten ein vollkommen offenes (also 

nicht nur den Mitgliedern offenstehendes) Beschaffungsverfahren, gegebenenfalls auf 

der Grundlage internationaler Ausschreibungen, wobei diese Ausschreibungen im 

Einklang mit dem GA TI - Übereinkommen über öffentliche Beschaffungen den Regeln 

des freien Wettbewerbs unterliegen sollten. Private Unternehmen, an deren Kapital die 

Bank beteiligt ist oder gegen die sie Schuldforderungen hat, können angehalten, aber 

nicht verpflichtet werden, internationale Ausschreibungen durchzuführen, um Waren 

oder Dienstleistungen wirtschaftl ich und kostengünstig zu beziehen. Die Delegierten 

legten ebenfalls Wert darauf, weniger entwickelten Ländern, die nicht Mitglieder der 

Bank werden, zur Unterstützung ihres Entwicklungsprozesses die Möglichkeit zu geben, . 

sich g leichberechtigt mit  den Mitgliedern um Aufträge der Bank zu bewerben; durch 

diese besondere Geste soll ihnen ferner versichert werden, daß das Interesse der Geber 

an der neu geschaffenen Bank kein verringertes Interesse an ihren traditionellen 

Partnern in der entwicklungspolitischen Zusammenarbei t  bedeutet. 
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Art ike l 1 4 : Erl äuterungen aus dem Ber i cht d e s  Vors i t z enden : 

( l )  Nach Absatz I ist die Bank verpflichtet, bei der Festsetzung der 

Bedingungen fü� ihre Finanzierungsgeschäfte der erforderlichen Sicherung ihrer 

Einnahmen vol l  aechnung zu tragen. Die Delegierten erwarteten, daß sich dadurch das 

Risiko vermeiden! läßt, daß derartige Geschäfte in der Praxis mit  den der Bank aus den 

eingezahlten Zeichnungen der Mitglieder zur Verfügung stehenden kostenfreien Mitteln 

subventioniert werden. 

(2) Der Wortlaut des Absatzes 2 dieses Artikels gibt der Bank eine!l gewissen 

Handlungsspielraum und gestattet es dem Direktorium, bei Entscheidungen über das 

Vorgehen bezügl�ch Garantien für Darlehen an staatseigene Unternehmen eine Vielzahl 
: 

von Faktoren zu iberücksichtigen. 

(3) Bei Beschlüssen zu diesen Fragen hat das Direktorium zu bedenken, daß ein 

wesentliches Ziel der Bank darin besteht, d ie Entwicklung e iner ' s-tarken 

Privatwirtschaft in den anspruchsberechtigten Mitgliedländern zu : bewirken. Um 

sicherzustellen, daß die privaten Unternehmer volle Verantwortung '
-
rUi\ ihre ge.,. -. ..:;...-- . 

schäftlichen Unternehmungen übernehmen, verzichtet das DirektoriulIi�j� .bnlehnung 

an die gegenwärtige Praxis der Internationalen Finanz-Corporation , 'ßarauf, für 

Darlehen an pri�ate Unternehmen die Garantie einer Mitgliedsregierung '-z1!: verlangen. 
I 

Es kann der ITatsache Rechnung tragen, daß ein s taatseigenes Unternehmen 

wahrscheinlich �ascher auf die Marktkräfte reagieren und eher den Übergang zur 
I ' -

Marktwirtschaft ivollziehen wird, wenn das betreffende Unternehmen sich hinsichtlich I -
der Erfüllung s�iner Verpfl ichtungen aus einem Darlehen der Bank nichLcauf eine 

staatliche Garan1ie verlassen kann. Nach Artikel 1 3  Ziffer xi hat die Banke auch die 

Möglichkeit, bei l Verzicht auf die Garantie einer Mitgliedsregierung als Ausgleich für 

kommerzielle od� r sonstige Risiken entsprechende Darlehnsbedingungen festzusetzen. I 

(4) Wen� die Bank von einem staatseigenen Unternehmen aber doch eine 

Garantie des Mitgliedlands (d.h. eine Garantie des Mitglieds beziehungsweise einer 

öffentlichen Stelle oder E inrichtung) verlangt, so gilt das jewe ilige Darlehen im Sinne 

des A rtikels l l  Absatz 3 als dem staatlichen Sektor gewährt, es sei denn, das 

staatseigene Unternehmen befindet sich im Übergang in Privateigentum und unter 

private Kontrolle. Ein in Privateigentum und unter private Kontrolle überführtes, 

ehemals staatsetenes Unternehmen gilt als privates Unternehmen; für neue Darlehen -­

an das betreffenre Unternehmen verlangt die Bank keine Garantien des Mitglied�ands. 
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Art i k e l  1 7 : E r l äuterungen aus dem Ber i cht des Vors i t z enden : 

Die Delegierten legten keine Bestimmungen bezüglich etwaiger Verluste bei der 

besonderen Geschäftstätigkeit fest.  Sie erwarteten, daß die Bank in der Vere inbarung 

über die Verwendung der Sonderfonds mit den jeweiligen Geldgebern spezielle 

Absprachen treffen wird, um die Trennung der verschiedenen Mittelkategorien g�mäß 

Artikel 1 0  Absatz 2 zu gewährleisten .  

Arti ke l  1 8 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z ende n :  

'Die Delegierten g ingen davon aus, daß von der Bank entgegengenommene 

Sonderfonds im Sinne der Bestimmungen über Vorrechte und Immunitäten als 

Vermögenswerte der Bank gelten. Die Delegierten sahen -vor, daß jeder Sonderfonds 

getrennt verwendet und ausgewiesen wird; dies wurde jedoch nicht im einzeln-en 

festgelegt, da es sich um eine Angelegenheit handelt, die vom jeweiligen Geldgeber 'in 

Absprache mit der Bank zu regeln ist. 

Das Kap i t e l  IV umfaßt den Art ike l 2 0  u nd rege l t  d i e  Kredit a u f nahme 
und s onst i gen Befugn i s s e  der Bank . 

Art ike l 2 0 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t zenden : 

( 1 ) Als sie der Bank in diesem Artikel die allgemeine Befugnis übertrugen, die 

Emission von Wertpapieren zu übernehmen, dachten die Delegierten an die 

Möglichkeit,  daß die Bank bei Bedarf und gegen Provision einen vereinbarten Teil der 

bei der Emission von Aktien oder Wertpapieren durch ein öffentliches oder privates -

Unternehmen unverkauft gebliebenen Aktien und Wertpapiere auf e igene Rechnung 

übernimmt. Falls die Emission ein voller Erfolg ist, müssen die Aktien beziehungsweise 

Wertpapiere nicht von der Bank übernommen werden. Falls jedoch ein Teil davon 

unverkauft bleibt und die Übernahmeverpfl ichtung der Bank geltend gemacht wird, 

werden die jeweiligen A ktien und Wertpapiere Teil des Gesamtengagements der Bank 

in dem betreffe nden Land und unterliegen den jeweiligen Obergrenzen. 

(2) Die Delegierten kamen überein, daß die Übernahme von Emissionen 

angesichts der damit verb\mdenen" finanziellen Risiken lediglich einen kleinen Tei l  der -

Tätigkeiten der Bank ausmachen sollte, daß die Bank nur im Bedarfsfall Emissionen 

übernehmen sollte, um Marktlücken zu schließen, und daß die allgemeine Befugnis zur 

Übernahme von Emissionen vorbehaltlich  der Bestimmungen über die 

Emissionsübernahme in den Artikeln 1 1  und 1 3  gelten sollte. 
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(3 )  In Absatz I Ziffer iii hatten die Delegierten nicht d ie Absicht, die Bank 

daran zu hindern, Wertpapiere, in denen sie Mi ttel angelegt hat, direkt zu plaziere'ri 
i 

oder auf andere Weise unterzubringen, falls es für diese Wertpapiere keinen 

angemessenen Sekundärmarkt gibt. 

(4) Die Delegierten kamen überein, daß von der unter Ziffer iv festgelegten 

Befugnis ,  Wertpapiere zu garantieren, in denen die Bank Mittel angelegt hat, nicht 

Gebrauch gemacht werden sollte im Fal l  von Wertpapieren, welche die Bank als Teil 

ihrer liquiden A nlagen erworben ha!. 

• 

Das Kapitel V umf�ßt den Art i k e l  2 1  und rege l t  die F e s t l egung und 
I 

Verwendung von Wä�rungen . 

Das Kapitel VI umfaßt die Art i k e l  2 2  b i s  3 6  und rege l t  
Organ i s at i o n  und Ges chäfts führun g  der Bank . D e r  organisatori s c he 
Au fbau der EBRD wurde j enem von Wel tbank und Regiona l banken 
nachgebi ldet . Bankorgane s i nd der Gouverneurs rat , das Direktorium 
und der Prä s i dent der Bank . Der Gouverneursrat i s t  das obers te 
Organ . E r  kann s ei ne Be fugni s s e  - von e i n i gen grunds ätz l i chen 
Ents cheidungen abges ehen - dem D i rektorium übertragen , das für d i e  
Lei tung der a l l ge1e i nen Geschä f t s tät i gke i t  der Bank verantwort l i ch 
i s t . Während j ede� Bankmi tgl ied im Gouverneurs rat durch e i nen 
Gouverneur und ei gen S t e l l vertreter vertreten i s t ,  i s t  das 
D i rektorium mit 2 3 1 Mitgl i edern und s t e l lvertretenden Mitg l i edern 

I 
begrenz t .  Diese beqrenzte Anz a h l  von D i rektoriumsmi t g l i edern 
zwi ngt d i e  k l e i ner�n Länder zur B i ldung von S t immrechts gruppen , 

I 

w�dur�h zU�i ndest
. Fi ne mitte lbar� D i rektori�m�vertr�tung a l ler 

M1tgl 1 eds l ander s l �herges te l l t  w 1 rd . Der Pras 1dent 1st der 
ges e t z l iche Vertre�er der Bank . Er führt nach den We i sungen des 
Direktoriums die l�u f enden Geschä f te der Bank . 

Art ikel 2 4 : Erläuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

Die Delegierten kamen überein, daß die Bank in bezug auf iede 

DirektorensteIle die tosten der Bezüge von höchstens vier vollzeitlich 'in 
I 

A ngelegenheiten der Ba�k tätigen Mitarbeitern trägt. 
i 
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Art ikel 2 6 : Während Art . 5 eine Mehrhe it am ges amten ge z e i chneten 
Stammkapi t a l  für die Mitg l i eds s taaten der Europä i s chen 
Wirts chafts gemeinschaft zus ammen mit der Europäi s chen 
Wirtschafts gemeinschaft und der Europä i s chen I nves t i t i onsbank 
s icher s t e l l t  und dami t gemäß Art . 2 9  auch e i ne St immrechtsmehrhe i t  
f ü r  d i e s e  Gruppe gewähr l e i s tet , s i eht d i e  der z e it i ge 
Z u s ammensetzung des D i rektoriums e i ne Mehrhe i t  an Direktoren für 
die anderen Mitgl i eder vor . 
Erl äuterungen aus dem Beri c ht des Vors i t z enden : 

( I )  In A bsatz 2 hofften die Delegierten, daß die Direktoren soweit "möglich auch 

umfassende und ausgewogene Kenntnisse über Mittel- und Osteuropa besit�en werden, 

um sachkundig zur Erfüllung des Zweckes und der Aufgaben der Bank-- nach den 

Artikeln und 2 beitragen und ihre Pflichten nach Artikel 8 Absatz 3 voll erfüllen zu 

können .  

(2) Die Delegierten erkannten an, daß es für die ursprünglichen Mitgliedländer 

aus den in Anlage A aufgeführten Empfängerländern wichtig ist, mindestens vier 

Dire ktoren für diese Gruppe zu haben, so daß jedes derartige Land entweder über 

e inen eigenen Direktor oder über einen eigenen Stellvertreter verfügt. fal ls die 

Länderliste geändert wird. Die Delegierten kamen überein, daß der Gouverneursrat bei 

Beschlüssen, die Zahl der Mitglieder des Direktoriums zu erhöhen oder zu verringern 

oder seine Zusammensetzung zu ändern, um Änderungen in der Zahl der Mitglieder 

der Bank Rechnung zu tragen, wie dies in AQsatz 3 vorgesehen ist, diesen Wunsch 

berücksichtigen sollte. 

(3) Die Delegierten kamen überein, daß die Direktoren und deren Stellvertreter 

am Sitz der Bank ansässig sein sollten. 

Art i k e l  2 8 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

In bezug auf Absatz 3 bemerkten die Delegierten,  daß es bei anderen 

internationalen Finanzierungsinsti tutionen üblich ist, einem voraussichtlichen 

Darlehnsnehmer keine besondere Vertretung beim Direktorium einzuräumen. 
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Art i k e l  2 9 : Im G�gensatz zu anderen i nternat i o n e l e n  
F i nanz i n s t i tu t i onen i s t  b e i  d e r  E BRD kei ne Vertei l ung von 
Grunds t immen vorgesehen . Die Anz a h l  der von e i nem Mitgl i ed 
g e z e i c hneten Antei l e  am S tammka p i t a l  entspr i c ht s omi t der 
S timmenzahl e i nes Mi tgl i eds . 

. ., 

D i e  i n  Abs . 3 vorge s ehene Mög l i chke i t  e i ner getrennten Stimmabgabe 
für Di rektore n ,  die mehrere Mitg l i eder vertreten , i s t  bei anderen 
i nternat ione i n  F inan z i n s t i tuti onen unte�s c h i ed l i c h  gerege l t . 
Während z . B .  bei der We l tbank e i n  D i rektor a l l e  Stimmen , z u  deren 
Abgabe er berechtigt i s t , a l s  E i nh e i t  abgeben muß , s i eht d i e  
As i a t i s che Entwi cklungsbank e i n e  ähn l i che Reg e l ung w i e  die E BRD 
vor . 
E r l äuterungen aus:  dem Beri cht des Vor s i t z enden : 

( l )  Die Delegationen beabsichtigten, daß Mitglieder, deren Zahlungen 

einschließlich des Abrufs von Schuldscheinen nicht den vollen Betrag decken, der 

aufgrund ihrer eingezahlten Kapitalanteile zu den betreffenden Terminen an die Bank 

fällig ist, den entsprechenden Hundertsatz ihrer Stimmenzahl verlieren, ' bis der 

Fehlbetrag beglichen ist. 

(2) In A bsat� 3 bestand die Absicht, Direktoren, die mehrere Mitglieder 

vertreten, eine getre�nte Abgabe der Stimmen zu gestatten, ohne dies zur ' Pflicht zu 

machen. i 
I 

(3)  Die Deleg�erten beabsichtigten, daß bei Uneinigkeit  darüber, ob bestimmte , 
Frage n  die "allgemei�e Politik" betreffen, die Beschlüsse des Direktoriums auf der 

Grundlage eines Gu�achtens des Rechtsberaters gefaßt werden. . Im allgemeinen 
! 

betreffen Beschlüsse lüber einzelne Geschäftsvorgänge keine solchen Fragen; unter 
I 

"Fragen der allgemeinen Politik" fallen aber unter anderem der Haushalt, das jährliche 

Geschäftsprogramm, �ie Kreditaufnahmepolitik einschließlich der HOchstgrenzen der 

Kreditaufnahme, di� Zinspolitik, die Politik bezüglich der Behandlung von 
I 

Kursrisiken, den Abr�f von Schuldscheinen, die Politik bezüglich der Übernahme von 

Emissionen und der o�ganisatorische Aufbau der Bank. 
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Art ikel 3 0 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

Nach A bsicht der Delegierten sollen Männer und . Frauen 1m 

Einstellungsverfahren wie auch im Hinblick auf Dienstbedingungen, Ausbildung, 

Beförderung und Karriere ganz allgemein gleiche Chancen erhalten. 

Art i k e l  3 3 : Um den S it z  der Bank haben s i ch e i ne große Anz a h l  von 
europ ä i s chen S tädten - darunter auch Wien - beworben . Au f Grund 
des s tarken Bemühens der E uropäi s chen Geme i ns cha f t  den Banks i t z  an 
e i nes i hrer M i tg l i eder z u  vergeben ,  waren W i e n s  Kandidatur 
l ed i g l i c h  Außense i terchancen e i nz uräumen . 

Art i k e l  3 5 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

( 1 )  Die Delegierten kamen überein, daß keine Bestimmung über die 

Arbeitssprachen im Übereinkommen erforderlich ist. Das Schreiben des Vorsitzenden 

der K onferenz an alle Delegierten ( liegt diesem Bericht bei)  gibt die Auffassung der 

De legierten bezüglich der Arbeitssprachen wieder. 

(2) Die Delegierten waren sich bewußt, daß zunächst wohl wenig über den 

Einfluß der Bank auf die Umwelt  zu berichten sein wird und die Form der ersten 

Jahresberichte zu diesem Thema sich möglicherweise von späteren Fassungen stark 

. unterscheiden wird. 

Da s unter ( 1 )  der E r l äuterungen aus dem Ber i c ht des Vors i t z enden 
erwähnte schre iben des Kon ferenzvors i t zenden l autet wie fo lgt : 

Während unserer Gespräche über die Europäische Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung haben Wlr vereinbart, der üblichen Praxis folgend die 
Arbeitssprachen in dem Übereinkommen zur Errichtung der Bank nicht zu erwähnen. 
In d iesem Schreiben soll daher das von uns erzielte Einverständnis festgehalten werden, 
wonach die im Geschehen-Vermerk genannten vier Sprachen des verbindlichen 
Wortlauts des Übereinkommens die Arbeitssprachen der Bank sein sollen, die von der 
Bank entsprechend ihren laufenden Erfordernissen und im Sinne von Leistungsfähigkeit 
und W irtschaftlichkeit  verwendet werden. 
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Art ikel 3 6 : E�l äuterungen aus dem Beri cht d e s  Vors i t z enden : 

Die Delegierten waren der Ansicht, daß hinter Absatz 2 der Grunds�itz steht, 

daß die Barausschüttungen genau im Verhältnis der aufgrund ihrer e ingezah�teI! Anteile 

von den einzelnen Mitgliedern geleisteten Barzahlungen und der , abgerufenen 

Schuldscheine zu erfolgen haben. 

.. 

Kapitel VI I u�faßt d i e  Art i ke l  3 7  b i s  4 3  und reg e l t  Austritt und 
die suspend i erung der Mitgl i edscha ft , s ow i e  d i e  vorübergehende 
E i n s t e l lung urd Beendigung der Ges c h ä f t s tät i gke i t . 

Art ikel 3 8 : Während für d i e  Bankm i t g l i eds cha f t  e i ne Mehrhe i t  von 
zwe i  Drittel n j der Gouverneure , d i e  mi ndestens drei Viertel der 
Ges amts t immentahl der Mitg l i eder vertreten , e r forderl ich i s t  
( Art . 3 )  kann ! d i e  Mitg l i ed s c ha f t  durch Beschluß e i ner Mehrh e i t  von 
mindes tens zW$i Dritteln der Gouverneure d i e  mi ndes tens zwei 

I 
Drittel der G+s amt s timmenzahl der M i t g l i eder vertreten , 
suspend i ert werden . 

Art i k e l  3 9 : E l äuterungen aus dem Bericht d e s  Vors i t z enden : 

Bei A bsat 2 gingen d* Delegierten davon aus, daß alle potentiellen neuen 

Mitglieder bei Beitritt Stammkapitalanteile zum Nennwert, d.h. ohne 

Berücksichtigung I der angesammelten Rücklagen, zeichnen werden. Die Delegierten 

. waren daher besrrgt, daß diejenigen, die die Bank später aus irgendeinem Grund 

verlassen, dadurc� ungebührlich Nutzen erzielen oder gar einen finanziellen Anreiz für 

den A ustritt haben könnten, falls der Buchwert ihrer Antei le seit ihrem ursprünglichen 

Erwerb stark ge,stiegen ist. Durch den Wortlaut d ieses A bsatzes sollte deshalb 

s ichergestellt wer<l1en, daß die Mitglieder nicht mehr zurückbekommen sollten, als sie 

eingezahlt hatten f Die Bezugnahme auf den "Buchwert" gestattet gegebenenfalls 

Änderungen im I Finanzausweis der Bank entsprechend den gegenwärtigen und 

aufgelaufenen ve�lusten. 

Kap i t e l  VI I I  �mfaßt die Art ike l  4 4  b i s  5 5  und rege l t  

Rechts s t e l l un� , Immuni täten , Vorrechte und Be freiungen . 
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Art ikel 4 6 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

Die Delegierten stellten fest, daß dieser Artikel nahezu identisch ist mit Artikel 

VII A bschnitt 3 des Gründungsabkommen� der Weltbank. Sie hofften, daß die Gerichte 

sich bei der A uslegung dieses Artikels auf die im Zusammenhang mit dem Weltbank­

Abkommen bereits vorhandene Rechtsprechung stützen werden. 

Arti ke l 5 1 :  E r läuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

Diese Artikel wurden auf ausdrücklichen Wunsch vieler Delegierter so abgefaßt, 
daß sie neueren internationalen Auffassungen und Gepflogenheiten entsprechen. 

Art i k e l  5 2 : D i e  im zwe i ten Abs a t z  d i e s e s  Art i k e l s  ange führte 
Ge l egenhe it zur Au fnahme e i ner B e s c hä f t i gung für Ehegatten und 
unmi t t e l bare Angehörige des Pers ona l s  und der S ac hvers tändi gen der 
Bank s te l l t  e i n  Novum im Verg l e i c h  zu ähnl i chen Bestimmungen 
anderer i nterna t i onaler F inanz i n s t i tu t i onen dar . D i e  Bestimmung 
wurde au f Grund der negativen E r fahrungen verg l e i c hbarer 
I n s t i tu t i onen bei der Rekru t i erung von Pers ona l und Experten bei 
n icht gegebener Arbe i tsmögl i chke i t  f ü r  Ehegatten und unmittelbaren 
Angehö r i gen , au fgenommen . 
E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

Die Delegierten akzeptierten Artikel 52 A bsatz 2 im Lichte der zu diesem 

Zeitpunkt für die Geschäftstätigkeit der Bank in Betracht  gezogenen Standorte. 

Art i k e l  5 3 : Erl äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

( l )  Bezüglich Artikel 53 Absätze I ,  2 und 3 gingen - die - Delegierten 

übereinstimmend davon aus, daß die Mitglieder in der Frage,- - ob eine Tätigkeit - der 

Bank "amtlich" ist oder ob der Erwerb bestimmter Waren oder Dienstleistungen für die 

"amtlichen" Tätigkeiten der Bank "notwendig" ist, größte Rücksicht auf die Bank 

nehmen werden, d.h.  daß ein ordnungsgemäß genehmigter Kauf von Waren als für die 

"amtlichen" Tätigkeiten der Bank "notwendig" anzunehmen ist. Darüber hinaus stimmten 

die Delegierten überein, daß Absatz 2 im Lichte der für internationale Organisationen 

mit ähnlichen Bestimmungen geltenden nationalen Gepflogenheiten auszulegen ist. 

(2) Es wurde fes tgehalten, daß Artikel 53 nicht so auszulegen ist, als hindere er 

ein Mitglied daran, eine Befreiung von der Besteuerung zu gewähren, die größer ist als 

in diesem Artikel vorgesehen. 

(3) Die Delegierten waren einvernehmlich der Auffassung, daß der Begriff 

"Abgaben" in A bsatz 2 Zölle nicht mit einschließt, während sie bei "Einfuhrabgaben" 

und " A usfuhrabgaben" in Absatz 3 eingeschlossen sind. 
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(4)  In bezug auf Absatz 6 gingen d ie  Delegierten davon aus, daß die hier 

genannte "interne effektive Steuer" keine Steuer in dem Sinne ist, wie der Begriff 

gewöhnlich in Steuerabkommen und in der nationalen Steuerpraxis verwendet wird, 

und auch keine Steuer ist, die in Ausübung hoheitlicher Gewalt erhoben wird. Ferner 

gingen sie davon aus, daß die Beschäftigungsverträge der Bank Bestimmungen 

bezüglich der "in:ternen effektiven Steuer" enthalten werden.  

(5) In  bezug auf  die Absätze 6 und 7 stimmten die  Delegierten darin überein, 

daß die Bank die betreffenden Mitglieder entsprechend den mit ihnen getroffenen 

Vereinbarungen regelmäßig über die Höhe der den Direktoren, Stellvertretern, 

leitenden und sonstigen Bediensteten der Bank gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge 

unterrichten wir<li, um es ihnen zu ermöglichen, diese Gehälter und sonstigen Bezüge zu 
! . . 

besteuern (Absatz 7)  beziehungsweise das Einkommen aus anderen Quellen als den 
I • • , ' . 

befreiten Gehält�rn und sonstigen Bezügen ordnungsgemäß zu besteuern (Absatz 6). 

(6) Die Delegierten nahmen zur Kenntnis, daß manche Mitglie<!er großen Wert 

auf das Recht legen, das von ihren als leitende oder sonstige Bediensi�t�'':'der Bank 
- .- �' 

tätigen Bürgern erzielte Einkommen zu besteuern. Die Bestimmungen des �Artikels 53 

Absätze 6 und . 7 verwehren es diesen Mitgliedern nicht, im Einklang :-mit dem , 
Völkerrecht entsprechende Vorbehalte anzumelden. 

Art i k e l  5 5 : E r l äuterungen aus dem Beri cht des Vors i t z enden : 
I 

Diese A rtikel wurden auf ausdrücklichen Wunsch vieler Delegierter so abgefaßt, 

. daß sie neueren internationalen A uffassungen und Gepflogenheiten entsprechen. 

i 
Kap i te l  IX u�f aßt 
vorgangswe i s � bei 

die Arti k e l  56 bis 59 und rege l t  d i e  
Änderungen , Aus l egung und Anwendung des 

Übere i nkommens . Darüber h i naus enthä l t  d i e s e s  Kap i t e l  Bestimmungen 
über d i e  E inset zung e ines S c h i ed s geri c hts im Fa l l e  von 
stre i t igkei ten zwi s chen der Bank u nd e inem M i tg l i ed . 

Kap i te l  X umfaßt d i e  Kap i t e l  6 0  b i s  6 3  und enth ä l t  Bestimmungen 
h i n s i c ht l i c h  der Unter z e i c hnung und H i nterl egung des 
Über e inkommens , der Rat i f i kation , Annahme oder Genehmigung durch 
d i e  Unter z e i qhner , s owie Best immungen über das I nkra fttreten des 
Über e i nkomme�s und d i e  E i nberu fung der Erö f fnungs s i t zung und 

! 
Au fnahme der ' Geschäfts tät i gke i t . 

329/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 115 von 117

www.parlament.gv.at



- 2)-

Art ikel 60  und 6 1 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z ende n : 

Nach A bsicht der Delegierten sind diese Artikel in Verbindung mit Artikel 3 zu 

�� lesen. Voraussichtliche Mitglieder, die das Übereinkommen bis zu dem in Artikel 60 
"'="" 

angegebenen Zeitpunkt unterzeichnen und die Ratifikations-,  Annahme- oder 

Genehmigungsurkunden bis zu dem in Artikel 6 1  Absatz I oder Absatz 2 angegebenen 

Zeitpunkt h interlegen, werden Vertragsparteien in Übereinstimmung mit dem 

Übereinkommen und sind unter anderem berechtigt, die ihnen in Anlage A 

zugewiesenen Kapitalanteile zu zeichnen. Die Bedingungen für die Mitgliedschaft 

voraussichtlicher Mitglieder, die das Übereinkommen nach dem in Artikel 60 

angegebenen Zeitpunkt unterzeichnen und/oder ihre Ratifikations- ,  Annahme- oder 

Genehmigungsurkunden nach dem in Artikel 61 Absatz 1 oder 2 angegebenen 

Zeitpunkt h interlegen, werden von der Bank im Einklang mit Artikel 3 Absatz 2 

festgelegt. Hinsichtlich der Erstzeichnungen dieser Mitglieder ist Artikel 3 Absatz 2 .  in 

Verbindung mit Artikel 5 Absatz 2 zu lesen. 

Art ike l 6 2 : E r l äuterungen aus dem Bericht des Vors i t z enden : 

Die Delegierten beabsichtigten, unmittelbar nach Annahme des 

Übereinkommens durch die Delegationsleiter Gespräche über die Möglichkeit von 

Übergangsregelungen aufzunehmen, so daß die Geschäftstätigkeit der Bank so bald wie 

möglich nach Inkrafttreten des Übereinkommens beginnen kann. 

Anl age A :  D i e s e  Anl age wei s t  d i e  vorges ehenen Gründungsmi tgl i eder 
und deren Kapital ante i l e  aus . 

Anl age B :  D i e s e  Anl age regel t  d i e  Wahl der Direktoren durch d i e  
Gouverneure . 
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